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	 01.01.1985.—Artikel	17	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	1984	(BGBl.	I	S.	1493)	hat	Satz	3	in	Abs.	2	

durch	die	Sätze	3	und	4	ersetzt.	Satz	3	lautete:	„Ist	zu	erwarten,	daß	die	Steuer	für	das	laufende	Kalender-
jahr	den	Betrag	von	600	Deutsche	Mark	nicht	übersteigt,	kann	das	Finanzamt	den	Unternehmer	von	der	
Verpflichtung	zur	Abgabe	der	Voranmeldungen	und	Entrichtung	der	Vorauszahlungen	befreien.“	

	 30.06.1990.—Artikel	10	Nr.	8	 lit.	 a	des	Gesetzes	vom	25.	 Juni	1990	 (BGBl.	 II	 S.	 518)	hat	 in	Abs.	7	Nr.	2	
„(§	15	Abs.	8	Nr.	2	Buchstabe	b)“	durch	„(§	15	Abs.	5	Nr.	2	Buchstabe	b)“	ersetzt.	

	 Artikel	10	Nr.	8	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	8	Satz	1	und	Abs.	9	Satz	1	jeweils	„nicht	im	Erhebungs-
gebiet“	durch	„im	Außengebiet“	ersetzt.	

	 01.01.1991.—Artikel	1	des	Gesetzes	vom	23.	September	1990	(BGBl.	II	S.	885)	in	Verbindung	mit	Anlage	I	
Kapitel	IV	Sachgebiet	B	Abschnitt	II	Nr.	24	lit.	a	des	Vertrages	vom	31.	August	1990	(BGBl.	II	S.	889)	hat	in	
Abs.	5	Nr.	3	Satz	1	und	Abs.	7	Nr.	1	Satz	1	jeweils	„Erhebungsgebiet“	durch	„Inland“	und	in	Abs.	8	Satz	1	
und	Abs.	9	Satz	1	jeweils	„Außengebiet“	durch	„Ausland“	ersetzt.	

	 02.09.1992.—Artikel	1	Nr.	22	lit.	e	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	Satz	1	in	Abs.	8	
neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Zur	Sicherung	des	Steueranspruchs	kann	der	Bundesminister	der	Finanzen	mit	
Zustimmung	des	Bundesrates	durch	Rechtsverordnung	bestimmen,	daß	die	Steuer	für	die	Umsätze	eines	
im	Ausland	ansässigen	Unternehmers	 im	Abzugsverfahren	durch	den	Leistungsempfänger	 zu	entrichten	
ist.“	

	 01.01.1993.—Artikel	 12	Nr.	 4	 des	 Gesetzes	 vom	25.	 Februar	 1992	 (BGBl.	 I	 S.	 297)	 hat	 in	 Abs.	 2	 Satz	 3		
„600	Deutsche	Mark“	durch	„1	000	Deutsche	Mark“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	22	lit.	a	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	in	Abs.	2	Satz	1	und	3	jeweils	
„abzüglich	der	Steuer	für	Umsätze	nach	§	1	Abs.	1	Nr.	5“	nach	„Steuer“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	22	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4a	und	4b	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	22	lit.	c	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	5	„Einzelbesteuerung“	durch	„Beförderungsein-

zelbesteuerung“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	22	lit.	c	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	5	Nr.	3	Satz	1	„das	Inland	verläßt“	durch	„die	

Grenze	zum	Drittlandsgebiet	überschreitet“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	22	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	5a	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	22	lit.	f	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	10	eingefügt.	
	 01.01.1993.—Artikel	20	Nr.	17	 lit.	b	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	1993	(BGBl.	 I	S.	2310)	hat	Abs.	5b	

eingefügt.	
	 30.12.1993.—Artikel	 20	Nr.	 17	 lit.	 c	 litt.	 aa	 des	Gesetzes	 vom	21.	Dezember	 1993	 (BGBl.	 I	 S.	 2310)	 hat	

Abs.	10	Nr.	2	Buchstabe	a	Satz	2	eingefügt.	
	 Artikel	20	Nr.	17	lit.	c	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	10	Nr.	3	Buchstabe	a	Satz	2	eingefügt.	
	 Artikel	20	Nr.	26	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	6	Satz	1,	Abs.	7,	8	Satz	1	und	Abs.	9	Satz	1	 jeweils	 „der	

Bundesminister“	durch	„das	Bundesministerium“	ersetzt.	
	 01.01.1994.—Artikel	20	Nr.	17	lit.	a	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2310)	hat	in	Abs.	2	

Satz	1	und	3	jeweils	„abzüglich	der	Steuer	für	Umsätze	nach	§	1	Abs.	1	Nr.	5“	nach	„Steuer“	gestrichen.	
	 03.06.1995.—Artikel	20	Nr.	13	lit.	d	des	Gesetzes	vom	11.	Oktober	1995	(BGBl.	I	S.	1250)	hat	Abs.	9	neu	

gefasst.	Abs.	9	lautete:	
	 	 „(9)	 Zur	 Vereinfachung	 des	 Besteuerungsverfahrens	 kann	 das	 Bundesministerium	 der	 Finanzen	mit	

Zustimmung	des	Bundesrates	durch	Rechtsverordnung	die	Vergütung	der	Vorsteuerbeträge	(§	15)	an	im	
Ausland	ansässige	Unternehmer,	abweichend	von	§	16	und	von	den	Absätzen	1	bis	4,	in	einem	besonderen	
Verfahren	regeln.	Dabei	kann	angeordnet	werden,	daß	der	Unternehmer	die	Vergütung	selbst	zu	berech-
nen	hat.“	

	 21.10.1995.—Artikel	20	Nr.	13	lit.	f	des	Gesetzes	vom	11.	Oktober	1995	(BGBl.	I	S.	1250)	hat	Abs.	11	einge-
fügt.	

	 01.01.1996.—Artikel	20	Nr.	13	lit.	a	des	Gesetzes	vom	11.	Oktober	1995	(BGBl.	I	S.	1250)	hat	Abs.	1	und	2	
neu	gefasst.	Abs.	1	und	2	lauteten:	

	 	 „(1)	 Der	 Unternehmer	 hat	 bis	 zum	 10.	 Tag	 nach	 Ablauf	 jedes	 Kalendermonats	 (Voranmeldungszeit-
raum)	eine	Voranmeldung	nach	amtlich	vorgeschriebenem	Vordruck	abzugeben,	 in	der	er	die	Steuer	 für	
den	Voranmeldungszeitraum	(Vorauszahlung)	selbst	zu	berechnen	hat.	§	16	Abs.	1	und	2	und	§	17	sind	
entsprechend	anzuwenden.	§	150	Abs.	6	der	Abgabenordnung	bleibt	unberührt.	Gibt	der	Unternehmer	die	
Voranmeldung	nicht	ab	oder	hat	er	die	Vorauszahlung	nicht	richtig	berechnet,	so	kann	das	Finanzamt	die	
Vorauszahlung	festsetzen.	Die	Vorauszahlung	ist	am	10.	Tag	nach	Ablauf	des	Voranmeldungszeitraums	fäl-
lig.	
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	 	 (2)	Beträgt	die	Steuer	für	das	vorangegangene	Kalenderjahr	nicht	mehr	als	6	000	Deutsche	Mark,	so	ist	

das	Kalendervierteljahr	Voranmeldungszeitraum.	Das	 Finanzamt	 kann	 auf	Antrag	 gestatten	 oder	 zur	 Si-
cherung	 des	 Steueranspruchs	 anordnen,	 daß	 an	 Stelle	 des	 Kalendervierteljahrs	 der	 Kalendermonat	 Vo-
ranmeldungszeitraum	 ist.	Beträgt	die	Steuer	 für	das	vorangegangene	Kalenderjahr	nicht	mehr	als	1	000	
Deutsche	Mark,	 so	kann	das	Finanzamt	den	Unternehmer	von	der	Verpflichtung	 zur	Abgabe	der	Voran-
meldungen	und	Entrichtung	der	Vorauszahlungen	befreien.	Hat	der	Unternehmer	seine	gewerbliche	oder	
berufliche	Tätigkeit	nur	in	einem	Teil	des	vorangegangenen	Kalenderjahres	ausgeübt,	so	ist	die	tatsächli-
che	Steuer	in	eine	Jahressteuer	umzurechnen.“	

	 Artikel	20	Nr.	13	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2a	eingefügt.	
	 Artikel	20	Nr.	13	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4a	neu	gefasst.	Abs.	4a	lautete:	
	 	 „(4a)	Voranmeldungen	 (Absatz	1)	und	eine	Steuererklärung	 (Absatz	3	und	4)	haben	auch	die	Unter-

nehmer	und	juristischen	Personen	abzugeben,	die	ausschließlich	Steuer	für	Umsätze	nach	§	1	Abs.	1	Nr.	5	
zu	entrichten	haben,	 sowie	Fahrzeuglieferer	 (§	2a).	Voranmeldungszeitraum	 ist	der	Kalendermonat.	Vo-
ranmeldungen	sind	nur	für	die	Voranmeldungszeiträume	abzugeben,	in	denen	die	Steuer	für	diese	Umsät-
ze	zu	erklären	ist.“	

	 Artikel	20	Nr.	13	lit.	e	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	1	in	Abs.	10	neu	gefasst.	Nr.	1	lautete:	
„1.		Die	für	die	Zulassung	oder	die	Registrierung	von	Fahrzeugen	zuständigen	Behörden	sind	verpflich-

tet,	den	für	die	Besteuerung	des	innergemeinschaftlichen	Erwerbs	neuer	Fahrzeuge	zuständigen	Fi-
nanzbehörden	 ohne	 Ersuchen	 die	 erstmalige	 Zulassung	 oder	 die	 erstmalige	 Registrierung	 neuer	
Fahrzeuge	mitzuteilen	und	hierbei	die	 in	Nummer	2	Buchstabe	a	und	Nummer	3	Buchstabe	a	be-
zeichneten	Daten	sowie	das	zugeteilte	amtliche	Kennzeichen	zu	übermitteln.	Als	Registrierung	 im	
Sinne	dieser	Vorschrift	gilt	nicht	die	Eintragung	eines	Luftfahrzeugs	in	das	Register	für	Pfandrechte	
an	Luftfahrzeugen.“	

	 Artikel	20	Nr.	13	lit.	e	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	Buchstabe	a	in	Abs.	10	Nr.	2	neu	gefasst.	Buchstabe	a	
lautete:	

„a)		Bei	der	erstmaligen	Zuteilung	eines	amtlichen	Kennzeichens	im	Inland	hat	der	Antragsteller	die	fol-
genden	Angaben	zu	machen:	
aa)		 den	Namen	und	die	Anschrift	des	Antragstellers	sowie	das	für	ihn	zuständige	Finanzamt	(§	21	

der	Abgabenordnung),	
bb)		 den	Namen	und	die	Anschrift	des	Lieferers,	
cc)		 den	Tag	der	Lieferung,	
dd)		 das	Entgelt	(Kaufpreis),	
ee)		 den	Tag	der	ersten	Inbetriebnahme,	
ff)		 den	Kilometerstand	am	Tag	der	Lieferung,	
gg)		 die	Fahrzeugart,	den	Fahrzeughersteller	und	den	Fahrzeugtyp,	
hh)		 den	Verwendungszweck.	
Der	Antragsteller	ist	zu	den	Angaben	nach	den	Doppelbuchstaben	aa	und	bb	auch	dann	verpflichtet,	
wenn	er	nicht	zu	den	 in	§	1a	Abs.	1	Nr.	2	und	§	1b	Abs.	1	genannten	Personen	gehört	oder	wenn	
Zweifel	daran	bestehen,	ob	die	Eigenschaften	als	neues	Fahrzeug	im	Sinne	des	§	1b	Abs.	3	Nr.	1	vor-
liegen.	Die	Zulassungsbehörde	darf	den	Fahrzeugschein	erst	aushändigen,	wenn	der	Antragsteller	
die	vorstehenden	Angaben	gemacht	hat.“	

	 Artikel	20	Nr.	13	lit.	e	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	10	Nr.	3	Buchstabe	a	Satz	1	„zur	Übermittlung	
an	die	Finanzbehörden“	nach	„folgenden	Angaben“	eingefügt.	

	 01.01.1997.—Artikel	1	Nr.	10	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	1996	(BGBl.	 I	S.	1851)	hat	Satz	1	 in	
Abs.	4a	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Voranmeldungen	(Absätze	1	und	2)	und	eine	Steuererklärung	(Absät-
ze	3	und	4)	haben	auch	die	Unternehmer	und	juristischen	Personen	abzugeben,	die	ausschließlich	Steuer	
für	Umsätze	nach	§	1	Abs.	1	Nr.	5	zu	entrichten	haben,	sowie	Fahrzeuglieferer	(§	2a).“	

	 Artikel	1	Nr.	10	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	1	und	2	in	Abs.	10	neu	gefasst.	Nr.	1	und	2	lauteten:	
„1.		Die	für	die	Zulassung	oder	die	Registrierung	von	Fahrzeugen	zuständigen	Behörden	sind	verpflich-

tet,	den	für	die	Besteuerung	des	innergemeinschaftlichen	Erwerbs	neuer	Fahrzeuge	zuständigen	Fi-
nanzbehörden	ohne	Ersuchen	die	 erstmalige	Ausgabe	von	Fahrzeugbriefen	 für	neue	motorbetrie-
bene	Landfahrzeuge	oder	die	erstmalige	Registrierung	neuer	Luftfahrzeuge	mitzuteilen	und	hierbei	
die	in	Nummer	2	Buchstabe	a	und	Nummer	3	Buchstabe	a	bezeichneten	Daten	zu	übermitteln.	Bei	
der	Registrierung	neuer	Luftfahrzeuge	ist	auch	das	zugeteilte	amtliche	Kennzeichen	mitzuteilen.	Als	
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Registrierung	im	Sinne	dieser	Vorschrift	gilt	nicht	die	Eintragung	eines	Luftfahrzeugs	in	das	Regis-
ter	für	Pfandrechte	an	Luftfahrzeugen.	

2.		 In	den	Fällen	des	 innergemeinschaftlichen	Erwerbs	neuer	motorbetriebener	Landfahrzeuge	 (§	1b	
Abs.	2	Nr.	1	und	Abs.	3	Nr.	1)	gilt	folgendes:	
a)		Bei	der	erstmaligen	Ausgabe	eines	Fahrzeugbriefs	im	Inland	hat	der	Antragsteller	die	folgenden	

Angaben	zur	Übermittlung	an	die	Finanzbehörden	zu	machen:	
aa)		 den	Namen	und	die	Anschrift	 des	Antragstellers	 sowie	 das	 für	 ihn	 zuständige	 Finanzamt	

(§	21	der	Abgabenordnung),	
bb)		 den	Namen	und	die	Anschrift	des	Lieferers,	
cc)		 den	Tag	der	Lieferung,	
dd)		 das	Entgelt	(Kaufpreis),	
ee)		 den	Tag	der	ersten	Inbetriebnahme,	
ff)		 den	Kilometerstand	am	Tag	der	Lieferung,	
gg)		 die	Fahrzeugart,	den	Fahrzeughersteller	und	den	Fahrzeugtyp,	
hh)		 den	Verwendungszweck.	
Der	 Antragsteller	 ist	 zu	 den	 Angaben	 nach	 den	 Doppelbuchstaben	 aa	 und	 bb	 auch	 dann	 ver-
pflichtet,	wenn	er	nicht	zu	den	in	§	1a	Abs.	1	Nr.	2	und	§	1b	Abs.	1	genannten	Personen	gehört	
oder	wenn	Zweifel	daran	bestehen,	ob	die	Eigenschaften	als	neues	Fahrzeug	im	Sinne	des	§	1b	
Abs.	3	Nr.	1	vorliegen.	Die	Zulassungsbehörde	darf	den	Fahrzeugbrief	 erst	 aushändigen,	wenn	
der	Antragsteller	die	vorstehenden	Angaben	gemacht	hat.	

b)		Ist	die	Steuer	für	den	innergemeinschaftlichen	Erwerb	nicht	entrichtet	worden,	so	hat	die	Zulas-
sungsbehörde	 auf	 Antrag	 des	 Finanzamts	 den	 Fahrzeugschein	 einzuziehen	 und	 das	 amtliche	
Kennzeichen	 zu	 entstempeln.	 Sie	 trifft	 die	 hierzu	 erforderlichen	 Anordnungen	 durch	 schriftli-
chen	Verwaltungsakt	(Abmeldungsbescheid).	Das	Finanzamt	kann	die	Abmeldung	von	Amts	we-
gen	auch	selbst	vornehmen,	wenn	die	Zulassungsbehörde	das	Verfahren	noch	nicht	eingeleitet	
hat.	Satz	2	gilt	entsprechend.	Das	Finanzamt	teilt	die	durchgeführte	Abmeldung	unverzüglich	der	
Zulassungsbehörde	 mit	 und	 händigt	 dem	 Fahrzeughalter	 die	 vorgeschriebene	 Bescheinigung	
über	die	Abmeldung	aus.	Die	Durchführung	der	Abmeldung	von	Amts	wegen	richtet	 sich	nach	
dem	 Verwaltungsverfahrensgesetz.	 Für	 Streitigkeiten	 über	 Abmeldungen	 von	 Amts	 wegen	 ist	
der	Verwaltungsrechtsweg	gegeben.“	

	 01.04.1999.—Artikel	7	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	24.	März	1999	(BGBl.	 I	S.	402)	hat	 in	Abs.	9	Satz	7	 „auf	
pauschalierte	Reisekosten	und“	vor	„auf“	gestrichen.	

	 01.01.2002.—Artikel	14	Nr.	5	 lit.	a	 litt.	aa	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2002	(BGBl.	 I	S.	1790)	hat	 in	
Abs.	2	Satz	2	„12	000	Deutsche	Mark“	durch	„6	136	Euro“	ersetzt.	

	 Artikel	 14	 Nr.	 5	 lit.	 a	 litt.	 bb	 desselben	 Gesetzes	 hat	 in	 Abs.	 2	 Satz	 3	 „1	 000	 Deutsche	 Mark“	 durch		
„512	Euro“	ersetzt.	

	 Artikel	14	Nr.	5	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2a	Satz	1	„12	000	Deutsche	Mark“	durch	„6	136	Euro“	
ersetzt.	

	 Artikel	14	Nr.	5	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	5	Nr.	3	Satz	4	„fünf	Deutsche	Mark“	durch	„2,50	Euro“	
ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3922)	hat	die	Sätze	4	und	5	in	Abs.	2	durch	
Satz	4	ersetzt.	Die	Sätze	4	und	5	lauteten:	„Hat	der	Unternehmer	seine	gewerbliche	oder	berufliche	Tätig-
keit	nur	 in	einem	Teil	des	vorangegangenen	Kalenderjahres	ausgeübt,	 ist	die	 tatsächliche	Steuer	 in	eine	
Jahressteuer	umzurechnen.	Nimmt	der	Unternehmer	seine	gewerbliche	oder	berufliche	Tätigkeit	 im	 lau-
fenden	Kalenderjahr	auf,	ist	die	voraussichtliche	Steuer	des	laufenden	Kalenderjahres	maßgebend.“	

	 Artikel	18	Nr.	11	lit.	a	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3794)	hat	Satz	1	in	Abs.	4a	neu	ge-
fasst.	Satz	1	lautete:	„Voranmeldungen	(Absätze	1	und	2)	und	eine	Steuererklärung	(Absätze	3	und	4)	ha-
ben	 auch	die	Unternehmer	und	 juristischen	Personen	abzugeben,	 die	 ausschließlich	 Steuer	 für	Umsätze	
nach	§	1	Abs.	1	Nr.	5	oder	§	25b	Abs.	2	zu	entrichten	haben,	sowie	Fahrzeuglieferer	(§	2a).“	

	 Artikel	18	Nr.	11	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	8	aufgehoben.	Abs.	8	lautete:	
	 	 „(8)	Zur	Sicherung	des	Steueranspruchs	kann	das	Bundesministerium	der	Finanzen	mit	Zustimmung	

des	Bundesrates	durch	Rechtsverordnung	bestimmen,	daß	die	Steuer	für	folgende	Umsätze	im	Abzugsver-
fahren	durch	den	Leistungsempfänger	zu	entrichten	ist:	

1.		 Umsätze	eines	im	Ausland	ansässigen	Unternehmers;	
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2.		 Lieferung	 eines	 sicherungsübereigneten	 Gegenstandes	 durch	 den	 Sicherungsgeber	 an	 den	 Siche-

rungsnehmer;	
3.		 Lieferung	eines	Grundstücks	 im	Zwangsversteigerungsverfahren	durch	den	Vollstreckungsschuld-

ner	an	den	Ersteher.	
	 Dabei	können	insbesondere	geregelt	werden:	

1.		 die	Art	und	Weise	der	Berechnung	der	einzubehaltenden	und	abzuführenden	Steuer	und	der	Aus-
schluß	der	§§	19	und	24	im	Abzugsverfahren;	

2.		 die	Aufzeichnungspflichten	des	Leistungsempfängers	und	seine	Verpflichtung	zur	Ausstellung	einer	
Bescheinigung	über	die	einbehaltene	oder	abgeführte	Steuer;	

3.		 die	Haftung	des	Leistungsempfängers	 für	die	einzubehaltende	und	abzuführende	Steuer	sowie	die	
Zahlungspflicht	des	Leistungsempfängers	oder	eines	Dritten	bei	der	Ausstellung	einer	unrichtigen	
Bescheinigung;	

4.		 der	Verzicht	auf	die	Besteuerung	des	Unternehmers	nach	den	Absätzen	1	bis	4;	
5.		 die	Pflicht	des	Unternehmers,	die	Steuer	für	die	dem	Abzugsverfahren	unterliegenden	Umsätze	nach	

vereinnahmten	Entgelten	zu	berechnen;	
6.		 die	Anrechnung	der	einbehaltenen	oder	abgeführten	Steuer	bei	der	Besteuerung	des	Unternehmers	

nach	den	Absätzen	1	bis	4;	
7.		 die	Zuständigkeit	der	Finanzbehörden.“	

	 01.07.2003.—Artikel	6	Nr.	4	lit.	a	des	Gesetzes	vom	16.	Mai	2003	(BGBl.	I	S.	660)	hat	Abs.	4c	und	4d	einge-
fügt.	

	 Artikel	6	Nr.	4	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	9	Satz	8	eingefügt.	
	 20.12.2003.—Artikel	5	Nr.	22	 lit.	b	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	 I	S.	2645)	hat	Satz	4	 in	

Abs.	2a	aufgehoben.	Satz	4	lautete:	„Absatz	2	Satz	4	und	5	gilt	entsprechend.“	
	 01.01.2004.—Artikel	5	Nr.	22	lit.	c	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	2645)	hat	in	Abs.	4b	

„§	14	Abs.	3“	durch	„§	14c	Abs.	2“	ersetzt.	
	 Artikel	5	Nr.	22	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	7	neu	gefasst.	Abs.	7	lautete:	
	 	 „(7)	 Zur	 Vereinfachung	 des	 Besteuerungsverfahrens	 kann	 das	 Bundesministerium	 der	 Finanzen	mit	

Zustimmung	des	Bundesrates	durch	Rechtsverordnung	bestimmen,	daß	und	unter	welchen	Voraussetzun-
gen	auf	die	Erhebung	der	Steuer	für	folgende	Umsätze	verzichtet	werden	kann:	

1.		 Lieferungen	von	Gold,	Silber	und	Platin	sowie	sonstige	Leistungen	im	Geschäft	mit	diesen	Edelme-
tallen	 zwischen	Unternehmern,	 die	 an	 einer	Wertpapierbörse	 im	 Inland	mit	 dem	Recht	 zur	 Teil-
nahme	am	Handel	zugelassen	sind.	Das	gilt	nicht	für	Münzen	und	Medaillen	aus	diesen	Edelmetal-
len;	

2.		 Lieferungen,	die	der	Einfuhr	 folgen,	wenn	ein	anderer	als	der	Unternehmer,	 für	dessen	Unterneh-
men	 der	 Gegenstand	 eingeführt	 ist,	 die	 entrichtete	 Einfuhrumsatzsteuer	 als	 Vorsteuer	 abziehen	
kann	(§	15	Abs.	5	Nr.	2	Buchstabe	b).“	

	 01.01.2005.—Artikel	5	Nr.	22	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	 I	S.	2645)	hat	Satz	1	 in	
Abs.	1	 neu	 gefasst.	 Satz	 1	 lautete:	 „Der	 Unternehmer	 hat	 bis	 zum	 10.	 Tag	 nach	 Ablauf	 jedes	 Voranmel-
dungszeitraums	 eine	 Voranmeldung	 nach	 amtlich	 vorgeschriebenem	Vordruck	 abzugeben,	 in	 der	 er	 die	
Steuer	für	den	Voranmeldungszeitraum	(Vorauszahlung)	selbst	zu	berechnen	hat.“	

	 Artikel	5	Nr.	22	lit.	e	desselben	Gesetzes	und	Artikel	5	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2004	(BGBl.	I	
S.	3310)	haben	Abs.	12	eingefügt.	

	 01.01.2006.—Artikel	4	Abs.	31	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	22.	September	2005	(BGBl.	I	S.	2809)	hat	in	Abs.	4c	
Satz	1,	3,	5	und	6	jeweils	„Bundesamt	für	Finanzen“	durch	„Bundeszentralamt	für	Steuern“	ersetzt.	

	 25.12.2008.—Artikel	7	Nr.	13	lit.	d	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2008	(BGBl.	I	S.	2794)	hat	in	Abs.	10	
Nr.	2	Buchstabe	a	Satz	2	und	Nr.	3	Buchstabe	a	Satz	2	 jeweils	 „den	Doppelbuchstaben	aa“	durch	„Satz	1	
Doppelbuchstabe	aa“	ersetzt.	

	 01.01.2009.—Artikel	8	Nr.	2	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2008	(BGBl.	 I	S.	2850)	hat	Abs.	1	neu	
gefasst.	Abs.	1	lautete:	

	 	 „(1)	Der	Unternehmer	hat	bis	zum	10.	Tag	nach	Ablauf	jedes	Voranmeldungszeitraums	eine	Voranmel-
dung	nach	amtlich	vorgeschriebenem	Vordruck	auf	elektronischem	Weg	nach	Maßgabe	der	Steuerdaten-
Übermittlungsverordnung	zu	übermitteln,	 in	der	er	die	Steuer	 für	den	Voranmeldungszeitraum	(Voraus-
zahlung)	selbst	zu	berechnen	hat;	auf	Antrag	kann	das	Finanzamt	zur	Vermeidung	von	unbilligen	Härten	
auf	eine	elektronische	Übermittlung	verzichten.	§	16	Abs.	1	und	2	und	§	17	sind	entsprechend	anzuwen-
den.	Die	Vorauszahlung	ist	am	10.	Tag	nach	Ablauf	des	Voranmeldungszeitraums	fällig.“	
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	 Artikel	8	Nr.	2	lit.	b	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	2	„6	136	Euro“	durch	„7	500	Euro“	ersetzt.	
	 Artikel	8	Nr.	2	lit.	b	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	3	„512	Euro“	durch	„1	000	Euro“	ersetzt.	
	 Artikel	8	Nr.	2	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2a	Satz	1	„6	136	Euro“	durch	„7	500	Euro“	ersetzt.	
	 01.01.2010.—Artikel	7	Nr.	13	lit.	a	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2008	(BGBl.	I	S.	2794)	hat	in	Abs.	4c	

Satz	1	und	3	jeweils	„Abs.	3a“	durch	„Abs.	5“	ersetzt.	
	 Artikel	7	Nr.	13	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4d	„Abs.	3a“	durch	„Abs.	5“	ersetzt.	
	 Artikel	7	Nr.	13	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	9	neu	gefasst.	Abs.	9	lautete:	
	 	 „(9)	 Zur	 Vereinfachung	 des	 Besteuerungsverfahrens	 kann	 das	 Bundesministerium	 der	 Finanzen	mit	

Zustimmung	des	Bundesrates	durch	Rechtsverordnung	die	Vergütung	der	Vorsteuerbeträge	(§	15)	an	im	
Ausland	ansässige	Unternehmer,	abweichend	von	§	16	und	von	den	Absätzen	1	bis	4,	in	einem	besonderen	
Verfahren	regeln.	Dabei	kann	angeordnet	werden,	daß	die	Vergütung	nur	erfolgt,	wenn	sie	eine	bestimmte	
Mindesthöhe	erreicht.	Der	Vergütungsantrag	ist	binnen	sechs	Monaten	nach	Ablauf	des	Kalenderjahres	zu	
stellen,	in	dem	der	Vergütungsanspruch	entstanden	ist.	Der	Unternehmer	hat	die	Vergütung	selbst	zu	be-
rechnen	und	die	Vorsteuerbeträge	durch	Vorlage	von	Rechnungen	und	Einfuhrbelegen	im	Original	nach-
zuweisen.	Der	Vergütungsantrag	 ist	vom	Unternehmer	eigenhändig	zu	unterschreiben.	Einem	Unterneh-
mer,	der	nicht	im	Gemeinschaftsgebiet	ansässig	ist,	wird	die	Vorsteuer	nur	vergütet,	wenn	in	dem	Land,	in	
dem	der	Unternehmer	seinen	Sitz	hat,	keine	Umsatzsteuer	oder	ähnliche	Steuer	erhoben	oder	im	Fall	der	
Erhebung	im	Inland	ansässigen	Unternehmern	vergütet	wird.	Von	der	Vergütung	ausgeschlossen	sind	bei	
Unternehmern,	die	nicht	 im	Gemeinschaftsgebiet	ansässig	 sind,	die	Vorsteuerbeträge,	die	auf	den	Bezug	
von	Kraftstoffen	entfallen.	Die	Sätze	6	und	7	gelten	nicht	für	Unternehmer,	die	nicht	im	Gemeinschaftsge-
biet	ansässig	sind,	soweit	sie	im	Besteuerungszeitraum	(§	16	Abs.	1	Satz	2)	als	Steuerschuldner	ausschließ-
lich	elektronische	Leistungen	nach	§	3a	Abs.	3a	 im	Gemeinschaftsgebiet	erbracht	und	 für	diese	Umsätze	
von	§	18	Abs.	4c	Gebrauch	gemacht	haben	oder	diese	Umsätze	in	einem	anderen	Mitgliedstaat	erklärt	so-
wie	die	darauf	entfallende	Steuer	entrichtet	haben;	Voraussetzung	 ist,	dass	die	Vorsteuerbeträge	 im	Zu-
sammenhang	mit	elektronischen	Leistungen	nach	§	3a	Abs.	3a	stehen.“	

	 01.07.2010.—Artikel	6	Nr.	 7	 lit.	 a	des	Gesetzes	vom	8.	April	 2010	 (BGBl.	 I	 S.	 386)	hat	 in	Abs.	 4a	Satz	1	
„§	13b	Abs.	2“	durch	„§	13b	Absatz	5“	ersetzt.	

	 Artikel	6	Nr.	7	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	12	Satz	1	„(§	13b	Abs.	4)“	durch	„(§	13b	Absatz	7)“	und	
„Abs.	2“	durch	„Absatz	5“	ersetzt.	

	 14.12.2010.—Artikel	4	Nr.	11	lit.	b	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	8.	Dezember	2010	(BGBl.	I	S.	1768)	hat	Buch-
stabe	a	in	Abs.	10	Nr.	1	neu	gefasst.	Buchstabe	a	lautete:	

„a)	bei	neuen	motorbetriebenen	Landfahrzeugen	die	erstmalige	Ausgabe	von	Fahrzeugbriefen	oder	die	
erstmalige	 Zuteilung	 eines	 amtlichen	 Kennzeichens	 bei	 zulassungsfreien	 Fahrzeugen.	 Gleichzeitig	
sind	die	in	Nummer	2	Buchstabe	a	bezeichneten	Daten	und	das	zugeteilte	amtliche	Kennzeichen	o-
der,	wenn	dieses	noch	nicht	zugeteilt	worden	ist,	die	Nummer	des	Fahrzeugbriefs	zu	übermitteln;“.	

	 Artikel	4	Nr.	11	lit.	b	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	2	in	Abs.	10	neu	gefasst.	Nr.	2	lautete:	
„2.			In	den	Fällen	des	 innergemeinschaftlichen	Erwerbs	neuer	motorbetriebener	Landfahrzeuge	 (§	1b	

Abs.	2	Nr.	1	und	Abs.	3	Nr.	1)	gilt	folgendes:	
a)		Bei	der	erstmaligen	Ausgabe	eines	Fahrzeugbriefs	im	Inland	oder	bei	der	erstmaligen	Zuteilung	

eines	amtlichen	Kennzeichens	für	zulassungsfreie	Fahrzeuge	im	Inland	hat	der	Antragsteller	die	
folgenden	Angaben	zur	Übermittlung	an	die	Finanzbehörden	zu	machen:	
aa)		 den	Namen	und	die	Anschrift	 des	Antragstellers	 sowie	 das	 für	 ihn	 zuständige	 Finanzamt	

(§	21	der	Abgabenordnung),	
bb)		 den	Namen	und	die	Anschrift	des	Lieferers,	
cc)		 den	Tag	der	Lieferung,	
dd)		 den	Tag	der	ersten	Inbetriebnahme,	
ee)		 den	Kilometerstand	am	Tag	der	Lieferung,	
ff)		 die	 Fahrzeugart,	 den	 Fahrzeughersteller,	 den	 Fahrzeugtyp	 und	 die	 Fahrzeug-Identifizie-

rungsnummer,	
gg)		 den	Verwendungszweck.	
Der	 Antragsteller	 ist	 zu	 den	 Angaben	 nach	 den	 Doppelbuchstaben	 aa	 und	 bb	 auch	 dann	 ver-
pflichtet,	wenn	er	nicht	zu	den	in	§	1a	Abs.	1	Nr.	2	und	§	1b	Abs.	1	genannten	Personen	gehört	
oder	wenn	Zweifel	daran	bestehen,	ob	die	Eigenschaften	als	neues	Fahrzeug	im	Sinne	des	§	1b	
Abs.	3	Nr.	1	vorliegen.	Die	Zulassungsbehörde	darf	den	Fahrzeugbrief	oder	bei	zulassungsfreien	
Fahrzeugen	den	Nachweis	über	die	Zuteilung	des	amtlichen	Kennzeichens	(§	18	Abs.	5	der	Stra-
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ßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung)	erst	aushändigen,	wenn	der	Antragsteller	die	vorstehenden	
Angaben	gemacht	hat.	

b)		Ist	 die	 Steuer	 für	 den	 innergemeinschaftlichen	Erwerb	nicht	 entrichtet	worden,	 hat	 die	 Zulas-
sungsbehörde	auf	Antrag	des	Finanzamts	den	Fahrzeugschein	oder	bei	 zulassungsfreien	Fahr-
zeugen	den	Nachweis	über	die	Zuteilung	des	amtlichen	Kennzeichens	(§	18	Abs.	5	der	Straßen-
verkehrs-Zulassungs-Ordnung)	einzuziehen	und	das	amtliche	Kennzeichen	zu	entstempeln.	An-
stelle	der	Einziehung	des	Nachweises	über	die	Zuteilung	des	amtlichen	Kennzeichens	bei	zulas-
sungsfreien	Fahrzeugen	kann	auch	der	Vermerk	über	die	Zuteilung	des	amtlichen	Kennzeichens	
für	ungültig	erklärt	werden.	Die	Zulassungsbehörde	trifft	die	hierzu	erforderlichen	Anordnungen	
durch	schriftlichen	Verwaltungsakt	(Abmeldungsbescheid).	Das	Finanzamt	kann	die	Abmeldung	
von	Amts	wegen	auch	selbst	vornehmen,	wenn	die	Zulassungsbehörde	das	Verfahren	noch	nicht	
eingeleitet	hat.	Satz	3	gilt	entsprechend.	Das	Finanzamt	teilt	die	durchgeführte	Abmeldung	un-
verzüglich	der	Zulassungsbehörde	mit	und	händigt	dem	Fahrzeughalter	die	vorgeschriebene	Be-
scheinigung	über	die	Abmeldung	aus.	Die	Durchführung	der	Abmeldung	von	Amts	wegen	richtet	
sich	 nach	 dem	 Verwaltungsverfahrensgesetz.	 Für	 Streitigkeiten	 über	 Abmeldungen	 von	 Amts	
wegen	ist	der	Verwaltungsrechtsweg	gegeben.“	

	 01.01.2011.—Artikel	4	Nr.	11	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	8.	Dezember	2010	(BGBl.	 I	S.	1768)	hat	Abs.	3	neu	
gefasst.	Abs.	3	lautete:	

	 	 „(3)	 Der	 Unternehmer	 hat	 für	 das	 Kalenderjahr	 oder	 für	 den	 kürzeren	 Besteuerungszeitraum	 eine	
Steuererklärung	nach	amtlich	vorgeschriebenem	Vordruck	abzugeben,	in	der	er	die	zu	entrichtende	Steuer	
oder	den	Überschuß,	der	sich	zu	seinen	Gunsten	ergibt,	nach	§	16	Abs.	1	bis	4	und	§	17	selbst	zu	berechnen	
hat	(Steueranmeldung).	In	den	Fällen	des	§	16	Abs.	3	und	4	ist	die	Steueranmeldung	binnen	einem	Monat	
nach	Ablauf	des	kürzeren	Besteuerungszeitraums	abzugeben.	Die	Steueranmeldung	muß	vom	Unterneh-
mer	eigenhändig	unterschrieben	sein.“	

	 31.07.2014.—Artikel	7	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	2014	(BGBl.	I	S.	1266)	hat	in	Abs.	12	Satz	1	„oder	der	
Leistungsempfänger	die	Steuer	für	derartige	Umsätze	nicht	nach	§	13b	Absatz	5	Satz	1	oder	Satz	3	schul-
det“	am	Ende	gestrichen.	

	 01.01.2015.—Artikel	9	Nr.	6	lit.	a	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	2014	(BGBl.	I	S.	1266)	hat	in	Abs.	4d	„nicht	im	
Gemeinschaftsgebiet	 ansässige“	 nach	 „für“	 eingefügt	 und	 „elektronische	 Dienstleistungen	 nach“	 durch	
„Umsätze	nach“	ersetzt.	

	 Artikel	9	Nr.	6	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4e	eingefügt.	
	 Artikel	9	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2014	(BGBl.	I	S.	2417)	hat	Abs.	2	Satz	5	eingefügt.	
	 01.01.2017.—Artikel	12	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	18.	 Juli	2016	 (BGBl.	 I	 S.	1679)	hat	 in	Abs.	1	Satz	1	und	

Abs.	3	Satz	1	jeweils	„nach	Maßgabe	der	Steuerdaten-Übermittlungsverordnung“	nach	„Datenfernübertra-
gung“	gestrichen.	

	 01.01.2019.—Artikel	 9	Nr.	 6	 lit.	 a	 des	Gesetzes	 vom	11.	Dezember	2018	 (BGBl.	 I	 S.	 2338)	 hat	 Satz	 1	 in	
Abs.	4c	 neu	 gefasst.	 Satz	 1	 lautete:	 „Ein	 nicht	 im	 Gemeinschaftsgebiet	 ansässiger	 Unternehmer,	 der	 als	
Steuerschuldner	ausschließlich	Umsätze	nach	§	3a	Abs.	5	im	Gemeinschaftsgebiet	erbringt	und	in	keinem	
anderen	Mitgliedstaat	für	Zwecke	der	Umsatzsteuer	erfasst	ist,	kann	abweichend	von	den	Absätzen	1	bis	4	
für	jeden	Besteuerungszeitraum	(§	16	Abs.	1a	Satz	1)	eine	Steuererklärung	auf	amtlich	vorgeschriebenem	
Vordruck	bis	zum	20.	Tag	nach	Ablauf	jedes	Besteuerungszeitraums	abgeben,	in	der	er	die	Steuer	selbst	zu	
berechnen	hat;	die	Steuererklärung	ist	dem	Bundeszentralamt	für	Steuern	elektronisch	zu	übermitteln.“	

	 Artikel	9	Nr.	6	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4d	neu	gefasst.	Abs.	4d	lautete:	
	 	 „(4d)	Die	Absätze	1	bis	4	gelten	nicht	für	nicht	im	Gemeinschaftsgebiet	ansässige	Unternehmer,	die	im	

Inland	im	Besteuerungszeitraum	(§	16	Abs.	1	Satz	2)	als	Steuerschuldner	ausschließlich	Umsätze	nach	§	3a	
Abs.	5	erbringen	und	diese	Umsätze	in	einem	anderen	Mitgliedstaat	erklären	sowie	die	darauf	entfallende	
Steuer	entrichten.“	

	 01.01.2020.—Artikel	12	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2451)	hat	die	Sätze	3	bis	6	
durch	die	Sätze	3	bis	7	ersetzt.	Die	Sätze	3	bis	6	lauteten:	„Einem	Unternehmer,	der	im	Gemeinschaftsge-
biet	ansässig	ist	und	Umsätze	ausführt,	die	zum	Teil	den	Vorsteuerabzug	ausschließen,	wird	die	Vorsteuer	
höchstens	in	der	Höhe	vergütet,	in	der	er	in	dem	Mitgliedstaat,	in	dem	er	ansässig	ist,	bei	Anwendung	eines	
Pro-rata-Satzes	zum	Vorsteuerabzug	berechtigt	wäre.	Einem	Unternehmer,	der	nicht	im	Gemeinschaftsge-
biet	ansässig	ist,	wird	die	Vorsteuer	nur	vergütet,	wenn	in	dem	Land,	in	dem	der	Unternehmer	seinen	Sitz	
hat,	keine	Umsatzsteuer	oder	ähnliche	Steuer	erhoben	oder	im	Fall	der	Erhebung	im	Inland	ansässigen	Un-
ternehmern	 vergütet	wird.	 Von	 der	Vergütung	 ausgeschlossen	 sind	 bei	Unternehmern,	 die	 nicht	 im	Ge-
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§	18a	Zusammenfassende	Meldung	
(1)	Der	Unternehmer	 im	Sinne	des	§	2	hat	bis	zum	25.	Tag	nach	Ablauf	 jedes	Kalendermonats	

(Meldezeitraum),	 in	 dem	 er	 innergemeinschaftliche	Warenlieferungen	 oder	 Lieferungen	 im	 Sinne	
des	§	25b	Absatz	2	ausgeführt	hat,	dem	Bundeszentralamt	 für	Steuern	eine	Meldung	(Zusammen-
fassende	 Meldung)	 nach	 amtlich	 vorgeschriebenem	 Datensatz	 durch	 Datenfernübertragung	 zu	
übermitteln,	in	der	er	die	Angaben	nach	Absatz	7	Satz	1	Nummer	1,	2,	2a	und	4	zu	machen	hat.	So-
weit	die	Summe	der	Bemessungsgrundlagen	für	innergemeinschaftliche	Warenlieferungen	und	für	
Lieferungen	im	Sinne	des	§	25b	Absatz	2	weder	für	das	laufende	Kalendervierteljahr	noch	für	eines	
der	vier	vorangegangenen	Kalendervierteljahre	jeweils	mehr	als	50	000	Euro	beträgt,	kann	die	Zu-
sammenfassende	Meldung	bis	zum	25.	Tag	nach	Ablauf	des	Kalendervierteljahres	übermittelt	wer-
den.	Übersteigt	die	Summe	der	Bemessungsgrundlage	für	innergemeinschaftliche	Warenlieferungen	
und	für	Lieferungen	im	Sinne	des	§	25b	Absatz	2	im	Laufe	eines	Kalendervierteljahres	50	000	Euro,	
hat	der	Unternehmer	bis	zum	25.	Tag	nach	Ablauf	des	Kalendermonats,	in	dem	dieser	Betrag	über-
schritten	wird,	eine	Zusammenfassende	Meldung	 für	diesen	Kalendermonat	und	die	bereits	abge-
laufenen	Kalendermonate	dieses	Kalendervierteljahres	zu	übermitteln.	Nimmt	der	Unternehmer	die	
in	Satz	2	enthaltene	Regelung	nicht	in	Anspruch,	hat	er	dies	gegenüber	dem	Bundeszentralamt	für	
Steuern	anzuzeigen.	Vom	1.	Juli	2010	bis	zum	31.	Dezember	2011	gelten	die	Sätze	2	und	3	mit	der	
Maßgabe,	dass	an	die	Stelle	des	Betrages	von	50	000	Euro	der	Betrag	von	100	000	Euro	tritt.	
(2)	Der	Unternehmer	im	Sinne	des	§	2	hat	bis	zum	25.	Tag	nach	Ablauf	jedes	Kalendervierteljah-

res	 (Meldezeitraum),	 in	dem	er	 im	übrigen	Gemeinschaftsgebiet	steuerpflichtige	sonstige	Leistun-
gen	im	Sinne	des	§	3a	Absatz	2,	für	die	der	in	einem	anderen	Mitgliedstaat	ansässige	Leistungsemp-
fänger	die	Steuer	dort	schuldet,	ausgeführt	hat,	dem	Bundeszentralamt	für	Steuern	eine	Zusammen-
fassende	 Meldung	 nach	 amtlich	 vorgeschriebenem	 Datensatz	 durch	 Datenfernübertragung	 zu	
übermitteln,	in	der	er	die	Angaben	nach	Absatz	7	Satz	1	Nummer	3	zu	machen	hat.	Soweit	der	Un-
ternehmer	bereits	nach	Absatz	1	zur	monatlichen	Übermittlung	einer	Zusammenfassenden	Meldung	
verpflichtet	ist,	hat	er	die	Angaben	im	Sinne	von	Satz	1	in	der	Zusammenfassenden	Meldung	für	den	
letzten	Monat	des	Kalendervierteljahres	zu	machen.	
(3)	Soweit	der	Unternehmer	im	Sinne	des	§	2	die	Zusammenfassende	Meldung	entsprechend	Ab-

satz	1	bis	 zum	25.	Tag	nach	Ablauf	 jedes	Kalendermonats	übermittelt,	 kann	er	die	nach	Absatz	2	
vorgesehenen	Angaben	 in	 die	Meldung	 für	 den	 jeweiligen	Meldezeitraum	aufnehmen.	Nimmt	der	
Unternehmer	die	 in	 Satz	1	 enthaltene	Regelung	 in	Anspruch,	hat	 er	dies	 gegenüber	dem	Bundes-
zentralamt	für	Steuern	anzuzeigen.	
(4)	Die	Absätze	1	bis	3	gelten	nicht	für	Unternehmer,	die	§	19	Absatz	1	anwenden.	

	
meinschaftsgebiet	 ansässig	 sind,	 die	Vorsteuerbeträge,	 die	 auf	den	Bezug	von	Kraftstoffen	 entfallen.	Die	
Sätze	4	und	5	gelten	nicht	für	Unternehmer,	die	nicht	im	Gemeinschaftsgebiet	ansässig	sind,	soweit	sie	im	
Besteuerungszeitraum	 (§	 16	Abs.	 1	 Satz	 2)	 als	 Steuerschuldner	 ausschließlich	 elektronische	 Leistungen	
nach	§	3a	Abs.	5	 im	Gemeinschaftsgebiet	erbracht	und	 für	diese	Umsätze	von	§	18	Abs.	4c	Gebrauch	ge-
macht	 haben	 oder	 diese	 Umsätze	 in	 einem	 anderen	 Mitgliedstaat	 erklärt	 sowie	 die	 darauf	 entfallende	
Steuer	entrichtet	haben;	Voraussetzung	 ist,	 dass	die	Vorsteuerbeträge	 im	Zusammenhang	mit	 elektroni-
schen	Leistungen	nach	§	3a	Abs.	5	stehen.“	

	 01.01.2021.—Artikel	7	Nr.	 1	 lit.	 a	 litt.	 aa	des	Gesetzes	 vom	22.	November	2019	 (BGBl.	 I	 S.	 1746)	hat	 in	
Abs.	2	Satz	5	„Satz	4	gilt	entsprechend	in	folgenden	Fällen“	durch	„Daneben	ist	im	laufenden	und	folgenden	
Kalenderjahr	in	folgenden	Fällen	Voranmeldungszeitraum	der	Kalendermonat“	ersetzt.	

	 Artikel	7	Nr.	1	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	Satz	6	eingefügt.	Abs.	2	Satz	6	wird	lauten:	„Für	
die	Besteuerungszeiträume	2021	bis	2026	 ist	abweichend	von	Satz	4	 in	den	Fällen,	 in	denen	der	Unter-
nehmer	seine	gewerbliche	oder	berufliche	Tätigkeit	nur	in	einem	Teil	des	vorangegangenen	Kalenderjah-
res	ausgeübt	hat,	die	tatsächliche	Steuer	in	eine	Jahressteuer	umzurechnen	und	in	den	Fällen,	in	denen	der	
Unternehmer	 seine	 gewerbliche	 oder	 berufliche	 Tätigkeit	 im	 laufenden	 Kalenderjahr	 aufnimmt,	 die	 vo-
raussichtliche	Steuer	des	laufenden	Kalenderjahres	maßgebend.“	

	 Artikel	7	Nr.	1	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2a	Satz	4	eingefügt.	Abs.	2a	Satz	4	wird	lauten:	„Absatz	2	
Satz	6	gilt	entsprechend.“	
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(5)	 Auf	 Antrag	 kann	 das	 Finanzamt	 zur	 Vermeidung	 unbilliger	 Härten	 auf	 eine	 elektronische	
Übermittlung	 verzichten;	 in	 diesem	 Fall	 hat	 der	 Unternehmer	 eine	Meldung	 nach	 amtlich	 vorge-
schriebenem	Vordruck	abzugeben.	§	150	Absatz	8	der	Abgabenordnung	gilt	entsprechend.	Soweit	
das	Finanzamt	nach	§	18	Absatz	1	Satz	2	 auf	 eine	elektronische	Übermittlung	der	Voranmeldung	
verzichtet	hat,	gilt	dies	auch	 für	die	Zusammenfassende	Meldung.	Für	die	Anwendung	dieser	Vor-
schrift	gelten	auch	nichtselbständige	juristische	Personen	im	Sinne	des	§	2	Absatz	2	Nummer	2	als	
Unternehmer.	Die	Landesfinanzbehörden	übermitteln	dem	Bundeszentralamt	für	Steuern	die	erfor-
derlichen	Angaben	zur	Bestimmung	der	Unternehmer,	die	nach	den	Absätzen	1	und	2	zur	Abgabe	
der	 Zusammenfassenden	Meldung	 verpflichtet	 sind.	Diese	Angaben	dürfen	nur	 zur	 Sicherstellung	
der	Abgabe	der	Zusammenfassenden	Meldung	verarbeitet	werden.	Das	Bundeszentralamt	für	Steu-
ern	übermittelt	den	Landesfinanzbehörden	die	Angaben	aus	den	Zusammenfassenden	Meldungen,	
soweit	diese	für	steuerliche	Kontrollen	benötigt	werden.	
(6)	Eine	innergemeinschaftliche	Warenlieferung	im	Sinne	dieser	Vorschrift	ist	
1.		eine	 innergemeinschaftliche	Lieferung	 im	Sinne	des	§	6a	Absatz	1	mit	Ausnahme	der	Liefe-
rungen	neuer	Fahrzeuge	an	Abnehmer	ohne	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer;	

2.		eine	innergemeinschaftliche	Lieferung	im	Sinne	des	§	6a	Absatz	2;	
3.	 eine	Beförderung	oder	Versendung	im	Sinne	des	§	6b	Absatz	1.	
(7)	Die	Zusammenfassende	Meldung	muss	folgende	Angaben	enthalten:	
1.		 für	innergemeinschaftliche	Warenlieferungen	im	Sinne	des	Absatzes	6	Nummer	1:	

a)		die	 Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	 jedes	 Erwerbers,	 die	 ihm	 in	 einem	 anderen	
Mitgliedstaat	 erteilt	worden	 ist	 und	 unter	 der	 die	 innergemeinschaftlichen	Warenliefe-
rungen	an	ihn	ausgeführt	worden	sind,	und	

b)		für	 jeden	Erwerber	die	Summe	der	Bemessungsgrundlagen	der	an	 ihn	ausgeführten	 in-
nergemeinschaftlichen	Warenlieferungen;	

2.		 für	innergemeinschaftliche	Warenlieferungen	im	Sinne	des	Absatzes	6	Nummer	2:	
a)		die	 Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	 des	 Unternehmers	 in	 den	 Mitgliedstaaten,	 in	
die	er	Gegenstände	verbracht	hat,	und	

b)		die	darauf	entfallende	Summe	der	Bemessungsgrundlagen;	
2a.	 für	Beförderungen	oder	Versendungen	im	Sinne	des	Absatzes	6	Nummer	3:	die	Umsatzsteu-

er-Identifikationsnummer	des	Erwerbers	im	Sinne	des	§	6b	Absatz	1	Nummer	1	und	3	oder	
des	§	6b	Absatz	5;	

3.		 für	 im	 übrigen	 Gemeinschaftsgebiet	 ausgeführte	 steuerpflichtige	 sonstige	 Leistungen	 im	
Sinne	des	§	3a	Absatz	2,	für	die	der	in	einem	anderen	Mitgliedstaat	ansässige	Leistungsemp-
fänger	die	Steuer	dort	schuldet:	
a)		die	 Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	 jedes	 Leistungsempfängers,	 die	 ihm	 in	 einem	
anderen	Mitgliedstaat	 erteilt	 worden	 ist	 und	 unter	 der	 die	 steuerpflichtigen	 sonstigen	
Leistungen	an	ihn	erbracht	wurden,	

b)		für	 jeden	 Leistungsempfänger	 die	 Summe	 der	 Bemessungsgrundlagen	 der	 an	 ihn	 er-
brachten	steuerpflichtigen	sonstigen	Leistungen	und	

c)		einen	 Hinweis	 auf	 das	 Vorliegen	 einer	 im	 übrigen	 Gemeinschaftsgebiet	 ausgeführten	
steuerpflichtigen	sonstigen	Leistung	im	Sinne	des	§	3a	Absatz	2,	für	die	der	in	einem	an-
deren	Mitgliedstaat	ansässige	Leistungsempfänger	die	Steuer	dort	schuldet;	

4.		 für	Lieferungen	im	Sinne	des	§	25b	Absatz	2:	
a)		die	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	 eines	 jeden	 letzten	Abnehmers,	 die	 diesem	 in	
dem	Mitgliedstaat	erteilt	worden	 ist,	 in	dem	die	Versendung	oder	Beförderung	beendet	
worden	ist,	

b)		für	jeden	letzten	Abnehmer	die	Summe	der	Bemessungsgrundlagen	der	an	ihn	ausgeführ-
ten	Lieferungen	und	

c)		einen	Hinweis	auf	das	Vorliegen	eines	innergemeinschaftlichen	Dreiecksgeschäfts.	
§	16	Absatz	6	und	§	17	sind	sinngemäß	anzuwenden.	
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(8)	Die	Angaben	nach	Absatz	7	Satz	1	Nummer	1	und	2	sind	für	den	Meldezeitraum	zu	machen,	in	
dem	die	Rechnung	 für	die	 innergemeinschaftliche	Warenlieferung	 ausgestellt	wird,	 spätestens	 je-
doch	für	den	Meldezeitraum,	in	dem	der	auf	die	Ausführung	der	innergemeinschaftlichen	Warenlie-
ferung	folgende	Monat	endet.	Die	Angaben	nach	Absatz	7	Satz	1	Nummer	3	und	4	sind	für	den	Mel-
dezeitraum	zu	machen,	 in	dem	die	 im	übrigen	Gemeinschaftsgebiet	steuerpflichtige	sonstige	Leis-
tung	im	Sinne	des	§	3a	Absatz	2,	für	die	der	in	einem	anderen	Mitgliedstaat	ansässige	Leistungsemp-
fänger	die	Steuer	dort	schuldet,	und	die	Lieferungen	nach	§	25b	Absatz	2	ausgeführt	worden	sind.	
(9)	Hat	das	Finanzamt	den	Unternehmer	von	der	Verpflichtung	zur	Abgabe	der	Voranmeldungen	

und	Entrichtung	der	Vorauszahlungen	befreit	(§	18	Absatz	2	Satz	3),	kann	er	die	Zusammenfassende	
Meldung	abweichend	von	den	Absätzen	1	und	2	bis	zum	25.	Tag	nach	Ablauf	jedes	Kalenderjahres	
abgeben,	 in	dem	er	 innergemeinschaftliche	Warenlieferungen	ausgeführt	hat	oder	 im	übrigen	Ge-
meinschaftsgebiet	steuerpflichtige	sonstige	Leistungen	 im	Sinne	des	§	3a	Absatz	2	ausgeführt	hat,	
für	die	der	in	einem	anderen	Mitgliedstaat	ansässige	Leistungsempfänger	die	Steuer	dort	schuldet,	
wenn	
1.		die	Summe	seiner	Lieferungen	und	sonstigen	Leistungen	 im	vorangegangenen	Kalenderjahr	
200	 000	 Euro	 nicht	 überstiegen	 hat	 und	 im	 laufenden	 Kalenderjahr	 voraussichtlich	 nicht	
übersteigen	wird,	

2.		die	 Summe	 seiner	 innergemeinschaftlichen	 Warenlieferungen	 oder	 im	 übrigen	 Gemein-
schaftsgebiet	 ausgeführten	 steuerpflichtigen	Leistungen	 im	Sinne	des	 §	3a	Absatz	2,	 für	die	
der	 in	 einem	anderen	Mitgliedstaat	 ansässige	Leistungsempfänger	die	 Steuer	dort	 schuldet,	
im	vorangegangenen	Kalenderjahr	15	000	Euro	nicht	überstiegen	hat	und	 im	 laufenden	Ka-
lenderjahr	voraussichtlich	nicht	übersteigen	wird	und	

3.		es	 sich	 bei	 den	 in	 Nummer	 2	 bezeichneten	Warenlieferungen	 nicht	 um	 Lieferungen	 neuer	
Fahrzeuge	an	Abnehmer	mit	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	handelt.	

Absatz	8	gilt	entsprechend.	
(10)	Erkennt	der	Unternehmer	nachträglich,	dass	eine	von	ihm	abgegebene	Zusammenfassende	

Meldung	unrichtig	oder	unvollständig	ist,	so	ist	er	verpflichtet,	die	ursprüngliche	Zusammenfassen-
de	Meldung	innerhalb	eines	Monats	zu	berichtigen.	
(11)	Auf	die	Zusammenfassende	Meldung	 sind	mit	Ausnahme	von	§	152	der	Abgabenordnung	

ergänzend	die	für	Steuererklärungen	geltenden	Vorschriften	der	Abgabenordnung	anzuwenden.	
(12)	Zur	Erleichterung	und	Vereinfachung	der	Abgabe	und	Verarbeitung	der	Zusammenfassen-

den	Meldung	kann	das	Bundesministerium	der	Finanzen	durch	Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	
des	 Bundesrates	 bestimmen,	 dass	 die	 Zusammenfassende	 Meldung	 auf	 maschinell	 verwertbaren	
Datenträgern	oder	durch	Datenfernübertragung	übermittelt	werden	kann.	Dabei	können	insbeson-
dere	geregelt	werden:	
1.		die	Voraussetzungen	für	die	Anwendung	des	Verfahrens;	
2.		das	Nähere	über	Form,	Inhalt,	Verarbeitung	und	Sicherung	der	zu	übermittelnden	Daten;	
3.		die	Art	und	Weise	der	Übermittlung	der	Daten;	
4.		die	Zuständigkeit	für	die	Entgegennahme	der	zu	übermittelnden	Daten;	
5.		die	Mitwirkungspflichten	Dritter	bei	der	Verarbeitung	der	Daten;	
6.		der	 Umfang	 und	 die	 Form	 der	 für	 dieses	 Verfahren	 erforderlichen	 besonderen	 Erklärungs-
pflichten	des	Unternehmers.	

Zur	Regelung	der	Datenübermittlung	kann	 in	der	Rechtsverordnung	auf	Veröffentlichungen	 sach-
verständiger	Stellen	verwiesen	werden;	hierbei	 sind	das	Datum	der	Veröffentlichung,	die	Bezugs-
quelle	und	eine	Stelle	zu	bezeichnen,	bei	der	die	Veröffentlichung	archivmäßig	gesichert	niederge-
legt	ist.44	

	
44	QUELLE	
	 02.09.1992.—Artikel	1	Nr.	23	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
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	 01.01.1993.—Artikel	1	Nr.	23	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	Abs.	1	bis	8	einge-

fügt.	
	 30.12.1993.—Artikel	20	Nr.	26	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2310)	hat	in	Abs.	9	Satz	1	

„der	Bundesminister“	durch	„das	Bundesministerium“	ersetzt.	
	 01.01.1996.—Artikel	20	Nr.	14	lit.	a	und	b	des	Gesetzes	vom	11.	Oktober	1995	(BGBl.	I	S.	1250)	hat	Abs.	1	

und	2	neu	gefasst.	Abs.	1	und	2	lauteten:	
	 	 „(1)	Der	Unternehmer	 im	Sinne	des	§	2	hat	bis	 zum	10.	Tag	nach	Ablauf	 jedes	Kalendervierteljahres	

(Meldezeitraum),	 in	 dem	 er	 innergemeinschaftliche	Warenlieferungen	 oder	 innergemeinschaftliche	Wa-
renbewegungen	ausgeführt	hat,	beim	Bundesamt	für	Finanzen	eine	Meldung	nach	amtlich	vorgeschriebe-
nem	Vordruck	abzugeben	(Zusammenfassende	Meldung),	in	der	er	die	Angaben	nach	Absatz	4	zu	machen	
hat.	Dies	gilt	nicht	für	Unternehmer,	die	§	19	Abs.	1	anwenden.	Sind	dem	Unternehmer	die	Fristen	für	die	
Abgabe	der	Voranmeldungen	um	einen	Monat	verlängert	worden	(§§	46	bis	48	der	Durchführungsverord-
nung),	 gilt	 diese	 Fristverlängerung	 für	 die	 Abgabe	 der	 Zusammenfassenden	Meldung	 entsprechend.	 Die	
Zusammenfassende	Meldung	muß	 vom	 Unternehmer	 eigenhändig	 unterschrieben	 sein.	 Für	 die	 Anwen-
dung	dieser	Vorschrift	gelten	auch	nichtselbständige	juristische	Personen	im	Sinne	des	§	2	Abs.	2	Nr.	2	als	
Unternehmer.	 Die	 Landesfinanzbehörden	 übermitteln	 dem	 Bundesamt	 für	 Finanzen	 die	 erforderlichen	
Angaben	zur	Bestimmung	der	Unternehmer,	die	nach	Satz	1	zur	Abgabe	der	Zusammenfassenden	Meldung	
verpflichtet	sind.	Diese	Angaben	dürfen	nur	zur	Sicherstellung	der	Abgabe	der	Zusammenfassenden	Mel-
dung	verwendet	werden.	Das	Bundesamt	 für	Finanzen	übermittelt	den	Landesfinanzbehörden	die	Anga-
ben	aus	den	Zusammenfassenden	Meldungen,	soweit	diese	für	steuerliche	Kontrollen	benötigt	werden.	

	 	 (2)	Eine	innergemeinschaftliche	Warenlieferung	im	Sinne	dieser	Vorschrift	ist	
1.		 eine	innergemeinschaftliche	Lieferung	im	Sinne	des	§	6a	Abs.	1	mit	Ausnahme	der	Lieferungen	neu-

er	Fahrzeuge	an	Abnehmer	ohne	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer;	
2.		 eine	innergemeinschaftliche	Lieferung	im	Sinne	des	§	6a	Abs.	2	Nr.	1;	
3.		 eine	innergemeinschaftliche	Lieferung	im	Sinne	des	§	6a	Abs.	2	Nr.	2.“	

	 Artikel	20	Nr.	14	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	aufgehoben.	Abs.	3	lautete:	
	 	 „(3)	Eine	 innergemeinschaftliche	Warenbewegung	 im	Sinne	dieser	Vorschrift	 liegt	vor,	wenn	der	Un-

ternehmer	einen	Gegenstand	vom	Inland	in	das	übrige	Gemeinschaftsgebiet	an	einen	Unternehmer	(Auf-
tragnehmer)	versendet	oder	befördert,	der	den	Gegenstand	zur	Ausführung	eines	Umsatzes	im	Sinne	des	
§	3	Abs.	1a	Nr.	2	verwendet.	Wird	der	Gegenstand	bei	der	Beförderung	oder	Versendung	an	den	Auftrag-
nehmer	aus	dem	Drittlandsgebiet	in	das	Inland	eingeführt,	so	gilt	er	als	vom	Inland	aus	befördert	oder	ver-
sendet.“	

	 Artikel	20	Nr.	14	lit.	d	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	1	in	Abs.	4	neu	gefasst.	Nr.	1	lautete:	
„1.			für	innergemeinschaftliche	Warenlieferungen	im	Sinne	des	Absatzes	2	Nr.	1	und	3	

a)		die	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	 jedes	Erwerbers,	die	 ihm	 in	einem	anderen	Mitglied-
staat	erteilt	worden	ist	und	unter	der	die	innergemeinschaftlichen	Warenlieferungen	an	ihn	aus-
geführt	worden	sind,	und	

b)		für	 jeden	 Erwerber	 die	 Summe	 der	 Bemessungsgrundlagen	 der	 an	 ihn	 ausgeführten	 innerge-
meinschaftlichen	Warenlieferungen.	

	 Auf	Lieferungen	im	Sinne	des	§	3	Abs.	1a	Nr.	2	ist	hinzuweisen;“.	
	 Artikel	20	Nr.	14	lit.	d	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	3	in	Abs.	4	aufgehoben.	Nr.	3	lautete:	

„3.			für	innergemeinschaftliche	Warenbewegungen	
a)		die	 Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	 jedes	 Auftragnehmers,	 die	 ihm	 in	 dem	Mitgliedstaat	

erteilt	worden	ist,	in	dem	die	Versendung	oder	Beförderung	beendet	worden	ist,	und	
b)		einen	Hinweis	auf	das	Vorliegen	einer	innergemeinschaftlichen	Warenbewegung.“	

	 Artikel	20	Nr.	14	 lit.	 e	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	 in	Abs.	5	aufgehoben.	Satz	2	 lautete:	 „Die	Angaben	
nach	Absatz	4	Nr.	3	sind	für	den	Meldezeitraum	zu	machen,	in	dem	die	Gegenstände	an	den	Auftragnehmer	
versendet	oder	befördert	worden	sind.“	

	 Artikel	20	Nr.	14	lit.	f	desselben	Gesetzes	hat	Satz	1	in	Abs.	6	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Hat	das	Finanzamt	
den	Unternehmer	von	der	Verpflichtung	zur	Abgabe	der	Voranmeldungen	und	Entrichtung	der	Vorauszah-
lungen	befreit	(§	18	Abs.	2	Satz	3),	kann	er	die	Zusammenfassende	Meldung	abweichend	von	Absatz	1	bis	
zum	10.	Tag	nach	Ablauf	jedes	Kalenderjahres	abgeben,	in	dem	er	innergemeinschaftliche	Warenlieferun-
gen	oder	Warenbewegungen	ausgeführt	hat,	wenn	
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1.		 die	 Summe	 seiner	 Lieferungen	 und	 sonstigen	 Leistungen	 im	 vorangegangenen	 Kalenderjahr		

400	000	Deutsche	Mark	nicht	überstiegen	hat	und	im	laufenden	Kalenderjahr	voraussichtlich	nicht	
übersteigen	wird,	

2.		 die	 Summe	 seiner	 innergemeinschaftlichen	 Warenlieferungen	 im	 vorangegangenen	 Kalenderjahr		
30	000	Deutsche	Mark	nicht	überstiegen	hat	und	 im	 laufenden	Kalenderjahr	voraussichtlich	nicht	
übersteigen	wird	und	

3.		 es	sich	bei	den	in	Nummer	2	bezeichneten	Warenlieferungen	nicht	um	Lieferungen	neuer	Fahrzeuge	
an	Abnehmer	mit	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	handelt.“	

	 01.01.1997.—Artikel	1	Nr.	11	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	1996	(BGBl.	 I	S.	1851)	hat	Satz	2	 in	
Abs.	1	durch	die	Sätze	2	und	3	ersetzt.	Satz	2	lautete:	„Dies	gilt	nicht	für	Unternehmer,	die	§	19	Abs.	1	an-
wenden.“	

	 Artikel	1	Nr.	11	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	Nr.	3	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	11	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	5	Satz	2	eingefügt.	
	 01.01.2002.—Artikel	14	Nr.	6	 lit.	a	 litt.	aa	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2002	(BGBl.	 I	S.	1790)	hat	 in	

Abs.	6	Nr.	1	„400	000	Deutsche	Mark“	durch	„200	000	Euro“	ersetzt.	
	 Artikel	 14	 Nr.	 6	 lit.	 a	 litt.	 bb	 desselben	 Gesetzes	 hat	 in	 Abs.	 6	 Nr.	 2	 „30	 000	 Deutsche	 Mark“	 durch		

„15	000	Euro“	ersetzt.	
	 Artikel	14	Nr.	6	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	8	Satz	2	„5	000	Deutsche	Mark“	durch	„2	500	Euro“	

ersetzt.	
	 01.01.2004.—Artikel	5	Nr.	23	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	 I	S.	2645)	hat	Satz	5	 in	

Abs.	1	aufgehoben.	Satz	5	lautete:	„Für	die	Anwendung	dieser	Vorschrift	gelten	auch	nichtselbständige	ju-
ristische	Personen	im	Sinne	des	§	2	Abs.	2	Nr.	2	als	Unternehmer.“	

	 Artikel	5	Nr.	23	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	5	in	Abs.	9	Satz	2	in	Nr.	6	umnummeriert	und	Abs.	9	Satz	2	
Nr.	5	eingefügt.	

	 01.01.2006.—Artikel	4	Abs.	31	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	22.	September	2005	(BGBl.	I	S.	2809)	hat	in	Abs.	1	
Satz	1,	6	und	8	jeweils	„Bundesamt	für	Finanzen“	durch	„Bundeszentralamt	für	Steuern“	ersetzt.	

	 19.12.2006.—Artikel	 7	Nr.	 9	 lit.	 a	 des	Gesetzes	 vom	13.	Dezember	 2006	 (BGBl.	 I	 S.	 2878)	 hat	 Satz	 1	 in	
Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Der	Unternehmer	im	Sinne	des	§	2	hat	bis	zum	10.	Tag	nach	Ablauf	jedes	
Kalendervierteljahres	 (Meldezeitraum),	 in	 dem	 er	 innergemeinschaftliche	Warenlieferungen	 ausgeführt	
hat,	beim	Bundeszentralamt	für	Steuern	eine	Meldung	nach	amtlich	vorgeschriebenem	Vordruck	abzuge-
ben	(Zusammenfassende	Meldung),	in	der	er	die	Angaben	nach	Absatz	4	zu	machen	hat.“	

	 Artikel	7	Nr.	9	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1	Satz	4	und	5	eingefügt.	
	 Artikel	7	Nr.	9	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	1	Satz	6	„Abgabe	der	Zusammenfassenden“	durch	

„Übermittlung	der	Zusammenfassenden“	ersetzt.	
	 01.01.2009.—Artikel	 8	Nr.	 3	 lit.	 a	 des	Gesetzes	 vom	20.	Dezember	 2008	 (BGBl.	 I	 S.	 2850)	 hat	 Satz	 1	 in	

Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Der	Unternehmer	im	Sinne	des	§	2	hat	bis	zum	10.	Tag	nach	Ablauf	jedes	
Kalendervierteljahres	 (Meldezeitraum),	 in	 dem	 er	 innergemeinschaftliche	Warenlieferungen	 ausgeführt	
hat,	dem	Bundeszentralamt	für	Steuern	eine	Meldung	nach	amtlich	vorgeschriebenem	Vordruck	auf	elekt-
ronischem	Weg	nach	Maßgabe	der	Steuerdaten-Übermittlungsverordnung	zu	übermitteln	(Zusammenfas-
sende	Meldung),	in	der	er	die	Angaben	nach	Absatz	4	zu	machen	hat.“	

	 Artikel	8	Nr.	3	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	4	in	Abs.	1	durch	die	Sätze	4	und	5	ersetzt.	Satz	4	lautete:	
„Zur	Vermeidung	von	unbilligen	Härten	kann	das	zuständige	Finanzamt	auf	Antrag	eine	Ausnahme	von	der	
elektronischen	Übermittlung	gestatten.“	

	 01.01.2010.—Artikel	7	Nr.	14	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2008	(BGBl.	 I	S.	2794)	hat	Satz	2	 in	
Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	2	lautete:	„Dies	gilt	auch,	wenn	er	Lieferungen	im	Sinne	des	§	25b	Abs.	2	ausgeführt	
hat.“	

	 Artikel	7	Nr.	14	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	3	in	Abs.	4	Satz	1	in	Nr.	4	umnummeriert	und	Abs.	4	Satz	1	
Nr.	3	eingefügt.	

	 Artikel	7	Nr.	14	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Satz	1	in	Abs.	5	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Die	Angaben	nach	
Absatz	4	Nr.	1	und	2	sind	für	den	Meldezeitraum	zu	machen,	 in	dem	die	Rechnung	für	die	 innergemein-
schaftliche	Warenlieferung	ausgestellt	wird,	spätestens	jedoch	für	den	Meldezeitraum,	in	dem	der	auf	die	
Ausführung	der	innergemeinschaftlichen	Warenlieferung	folgende	Monat	endet.“	

	 Artikel	7	Nr.	14	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	Satz	1	in	Abs.	6	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Hat	das	Finanzamt	
den	Unternehmer	von	der	Verpflichtung	zur	Abgabe	der	Voranmeldungen	und	Entrichtung	der	Vorauszah-
lungen	befreit	(§	18	Abs.	2	Satz	3),	kann	er	die	Zusammenfassende	Meldung	abweichend	von	Absatz	1	bis	
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zum	10.	Tag	nach	Ablauf	jedes	Kalenderjahres	abgeben,	in	dem	er	innergemeinschaftliche	Warenlieferun-
gen	ausgeführt	hat,	wenn	

1.		 die	 Summe	 seiner	 Lieferungen	 und	 sonstigen	 Leistungen	 im	 vorangegangenen	 Kalenderjahr		
200	000	Euro	nicht	überstiegen	hat	und	im	laufenden	Kalenderjahr	voraussichtlich	nicht	überstei-
gen	wird,	

2.		 die	 Summe	 seiner	 innergemeinschaftlichen	 Warenlieferungen	 im	 vorangegangenen	 Kalenderjahr		
15	000	Euro	nicht	überstiegen	hat	und	im	laufenden	Kalenderjahr	voraussichtlich	nicht	übersteigen	
wird	und	

3.		 es	sich	bei	den	in	Nummer	2	bezeichneten	Warenlieferungen	nicht	um	Lieferungen	neuer	Fahrzeuge	
an	Abnehmer	mit	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	handelt.“	

	 Artikel	7	Nr.	14	lit.	e	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	8	neu	gefasst.	Abs.	8	lautete:	
	 	 „(8)	Auf	die	Zusammenfassenden	Meldungen	sind	ergänzend	die	für	Steuererklärungen	geltenden	Vor-

schriften	der	Abgabenordnung	anzuwenden.	§	152	Abs.	2	der	Abgabenordnung	ist	mit	der	Maßgabe	anzu-
wenden,	daß	der	Verspätungszuschlag	1	v.	H.	der	Summe	aller	nach	Absatz	4	Satz	1	Nr.	1	Buchstabe	b	und	
Nr.	2	Buchstabe	b	zu	meldenden	Bemessungsgrundlagen	für	innergemeinschaftliche	Warenlieferungen	im	
Sinne	des	Absatzes	2	nicht	übersteigen	und	höchstens	2	500	Euro	betragen	darf.“	

	 01.07.2010.—Artikel	6	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	8.	April	2010	(BGBl.	I	S.	386)	hat	die	Vorschrift	neu	gefasst.	
Die	Vorschrift	lautete:	

	 	 „(1)	Der	Unternehmer	 im	Sinne	des	§	2	hat	bis	 zum	10.	Tag	nach	Ablauf	 jedes	Kalendervierteljahres	
(Meldezeitraum),	in	dem	er	innergemeinschaftliche	Warenlieferungen	ausgeführt	hat,	dem	Bundeszentral-
amt	 für	 Steuern	 eine	 Meldung	 nach	 amtlich	 vorgeschriebenem	 Datensatz	 durch	 Datenfernübertragung	
nach	Maßgabe	der	Steuerdaten-Übermittlungsverordnung	zu	übermitteln,	in	der	er	die	Angaben	nach	Ab-
satz	 4	 zu	machen	 hat.	 Dies	 gilt	 auch,	wenn	 er	 im	übrigen	Gemeinschaftsgebiet	 steuerpflichtige	 sonstige	
Leistungen	ausgeführt	hat,	 für	die	der	 in	einem	anderen	Mitgliedstaat	ansässige	Leistungsempfänger	die	
Steuer	dort	schuldet,	oder	Lieferungen	im	Sinne	des	§	25b	Abs.	2	ausgeführt	hat.	Satz	1	gilt	nicht	für	Unter-
nehmer,	die	§	19	Abs.	1	anwenden.	Auf	Antrag	kann	das	Finanzamt	zur	Vermeidung	unbilliger	Härten	auf	
eine	elektronische	Übermittlung	verzichten;	in	diesem	Fall	hat	der	Unternehmer	eine	Meldung	nach	amt-
lich	vorgeschriebenem	Vordruck	abzugeben.	§	150	Abs.	8	der	Abgabenordnung	gilt	entsprechend.	Soweit	
das	Finanzamt	nach	§	18	Abs.	1	Satz	1	auf	eine	elektronische	Übermittlung	der	Voranmeldung	verzichtet	
hat,	gilt	dies	auch	für	die	Zusammenfassende	Meldung.	Sind	dem	Unternehmer	die	Fristen	für	die	Abgabe	
der	Voranmeldungen	um	einen	Monat	verlängert	worden	 (§§	46	bis	48	der	Durchführungsverordnung),	
gilt	diese	Fristverlängerung	für	die	Übermittlung	der	Zusammenfassenden	Meldung	entsprechend.	Die	Zu-
sammenfassende	Meldung	muß	vom	Unternehmer	eigenhändig	unterschrieben	sein.	Die	Landesfinanzbe-
hörden	übermitteln	dem	Bundeszentralamt	für	Steuern	die	erforderlichen	Angaben	zur	Bestimmung	der	
Unternehmer,	die	nach	Satz	1	zur	Abgabe	der	Zusammenfassenden	Meldung	verpflichtet	sind.	Diese	Anga-
ben	dürfen	nur	zur	Sicherstellung	der	Abgabe	der	Zusammenfassenden	Meldung	verwendet	werden.	Das	
Bundeszentralamt	für	Steuern	übermittelt	den	Landesfinanzbehörden	die	Angaben	aus	den	Zusammenfas-
senden	Meldungen,	soweit	diese	für	steuerliche	Kontrollen	benötigt	werden.	

	 	 (2)	Eine	innergemeinschaftliche	Warenlieferung	im	Sinne	dieser	Vorschrift	ist	
1.		 eine	innergemeinschaftliche	Lieferung	im	Sinne	des	§	6a	Abs.	1	mit	Ausnahme	der	Lieferungen	neu-

er	Fahrzeuge	an	Abnehmer	ohne	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer;	
2.		 eine	innergemeinschaftliche	Lieferung	im	Sinne	des	§	6a	Abs.	2.	

	 	 (3)	(weggefallen)	
	 	 (4)	Die	Zusammenfassende	Meldung	muß	folgende	Angaben	enthalten:	

1.		 für	innergemeinschaftliche	Warenlieferungen	im	Sinne	des	Absatzes	2	Nr.	1	
a)		die	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	 jedes	Erwerbers,	die	 ihm	 in	einem	anderen	Mitglied-

staat	erteilt	worden	ist	und	unter	der	die	innergemeinschaftlichen	Warenlieferungen	an	ihn	aus-
geführt	worden	sind,	und	

b)		für	 jeden	 Erwerber	 die	 Summe	 der	 Bemessungsgrundlagen	 der	 an	 ihn	 ausgeführten	 innerge-
meinschaftlichen	Warenlieferungen;	

2.		 für	innergemeinschaftliche	Warenlieferungen	im	Sinne	des	Absatzes	2	Nr.	2	
a)		die	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	des	Unternehmers	in	den	Mitgliedstaaten,	in	die	er	Ge-

genstände	verbracht	hat,	und	
b)		die	darauf	entfallende	Summe	der	Bemessungsgrundlagen.	
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3.		 für	im	übrigen	Gemeinschaftsgebiet	ausgeführte	steuerpflichtige	sonstige	Leistungen,	für	die	der	in	

einem	anderen	Mitgliedstaat	ansässige	Leistungsempfänger	die	Steuer	dort	schuldet,	
a)		die	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	jedes	Leistungsempfängers,	die	ihm	in	einem	anderen	

Mitgliedstaat	erteilt	worden	ist	und	unter	der	die	steuerpflichtigen	sonstigen	Leistungen	an	ihn	
erbracht	wurden,	und	

b)		für	 jeden	 Leistungsempfänger	 die	 Summe	 der	 Bemessungsgrundlagen	 der	 an	 ihn	 erbrachten	
steuerpflichtigen	sonstigen	Leistungen;	

4.		 für	Lieferungen	im	Sinne	des	§	25b	Abs.	2	
a)		die	 Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	 eines	 jeden	 letzten	 Abnehmers,	 die	 diesem	 in	 dem	

Mitgliedstaat	erteilt	worden	ist,	in	dem	die	Versendung	oder	Beförderung	beendet	worden	ist,	
b)		für	jeden	letzten	Abnehmer	die	Summe	der	Bemessungsgrundlagen	der	an	ihn	ausgeführten	Lie-

ferungen	und	
c)		 einen	Hinweis	auf	das	Vorliegen	eines	innergemeinschaftlichen	Dreiecksgeschäfts.	

	 §	16	Abs.	6	und	§	17	sind	sinngemäß	anzuwenden.	
	 	 (5)	Die	Angaben	nach	Absatz	4	Nr.	1	bis	3	sind	für	den	Meldezeitraum	zu	machen,	in	dem	die	Rechnung	

für	die	innergemeinschaftliche	Warenlieferung	oder	die	im	übrigen	Gemeinschaftsgebiet	ausgeführte	steu-
erpflichtige	 sonstige	Leistung,	 für	die	der	 in	 einem	anderen	Mitgliedstaat	 ansässige	Leistungsempfänger	
die	 Steuer	dort	 schuldet,	 ausgestellt	wird,	 spätestens	 jedoch	 für	den	Meldezeitraum,	 in	dem	der	 auf	 die	
Ausführung	der	 innergemeinschaftlichen	Warenlieferung	oder	der	 im	übrigen	Gemeinschaftsgebiet	steu-
erpflichtigen	sonstigen	Leistung	an	in	einem	anderen	Mitgliedstaat	ansässigen	Leistungsempfänger,	für	die	
der	die	Steuer	dort	schuldet,	folgende	Monat	endet.	Die	Angaben	für	Lieferungen	im	Sinne	des	§	25b	Abs.	2	
sind	für	den	Meldezeitraum	zu	machen,	in	dem	diese	Lieferungen	ausgeführt	worden	sind.	

	 	 (6)	Hat	das	Finanzamt	den	Unternehmer	von	der	Verpflichtung	zur	Abgabe	der	Voranmeldungen	und	
Entrichtung	der	Vorauszahlungen	befreit	 (§	18	Abs.	 2	 Satz	3),	 kann	 er	die	 Zusammenfassende	Meldung	
abweichend	von	Absatz	1	bis	zum	10.	Tag	nach	Ablauf	jedes	Kalenderjahres	abgeben,	in	dem	er	innerge-
meinschaftliche	Warenlieferungen	 ausgeführt	 hat	 oder	 im	 übrigen	 Gemeinschaftsgebiet	 steuerpflichtige	
sonstige	Leistungen	ausgeführt	hat,	 für	die	der	 in	einem	anderen	Mitgliedstaat	ansässige	Leistungsemp-
fänger	die	Steuer	dort	schuldet,	wenn	

1.		 die	 Summe	 seiner	 Lieferungen	 und	 sonstigen	 Leistungen	 im	 vorangegangenen	 Kalenderjahr		
200	000	Euro	nicht	überstiegen	hat	und	im	laufenden	Kalenderjahr	voraussichtlich	nicht	überstei-
gen	wird,	

2.		 die	Summe	seiner	innergemeinschaftlichen	Warenlieferungen	oder	im	übrigen	Gemeinschaftsgebiet	
ausgeführten	steuerpflichtigen	sonstigen	Leistungen,	für	die	der	in	einem	anderen	Mitgliedstaat	an-
sässige	 Leistungsempfänger	 die	 Steuer	 dort	 schuldet,	 im	 vorangegangenen	 Kalenderjahr		
15	000	Euro	nicht	überstiegen	hat	und	im	laufenden	Kalenderjahr	voraussichtlich	nicht	übersteigen	
wird	und	

3.		 es	sich	bei	den	in	Nummer	2	bezeichneten	Warenlieferungen	nicht	um	Lieferungen	neuer	Fahrzeuge	
an	Abnehmer	mit	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	handelt.	

	 Absatz	5	gilt	entsprechend.	
	 	 (7)	Erkennt	der	Unternehmer	nachträglich,	daß	eine	von	ihm	abgegebene	Zusammenfassende	Meldung	

unrichtig	oder	unvollständig	 ist,	so	 ist	er	verpflichtet,	die	ursprüngliche	Zusammenfassende	Meldung	 in-
nerhalb	von	drei	Monaten	zu	berichtigen.	

	 	 (8)	Auf	die	Zusammenfassenden	Meldungen	sind	ergänzend	die	für	Steuererklärungen	geltenden	Vor-
schriften	der	Abgabenordnung	anzuwenden.	§	152	Abs.	2	der	Abgabenordnung	ist	mit	der	Maßgabe	anzu-
wenden,	dass	der	Verspätungszuschlag	1	Prozent	der	Summe	aller	nach	Absatz	4	Satz	1	Nr.	1	Buchstabe	b,	
Nr.	2	Buchstabe	b	und	Nr.	3	Buchstabe	b	zu	meldenden	Bemessungsgrundlagen	für	innergemeinschaftliche	
Warenlieferungen	im	Sinne	des	Absatzes	2	und	im	übrigen	Gemeinschaftsgebiet	ausgeführte	steuerpflich-
tige	 sonstige	 Leistungen,	 für	 die	 der	 in	 einem	 anderen	Mitgliedstaat	 ansässige	 Leistungsempfänger	 die	
Steuer	dort	schuldet,	nicht	übersteigen	und	höchstens	2	500	Euro	betragen	darf.	

	 	 (9)	Zur	Erleichterung	und	Vereinfachung	der	Abgabe	und	Verarbeitung	von	Zusammenfassenden	Mel-
dungen	kann	das	Bundesministerium	der	Finanzen	durch	Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundes-
rates	 bestimmen,	 daß	 die	 Zusammenfassende	Meldung	 auf	maschinell	 verwertbaren	Datenträgern	 oder	
durch	Datenfernübertragung	übermittelt	werden	kann.	Dabei	können	insbesondere	geregelt	werden:	

1.		 die	Voraussetzungen	für	die	Anwendung	des	Verfahrens,	
2.		 das	Nähere	über	Form,	Inhalt,	Verarbeitung	und	Sicherung	der	zu	übermittelnden	Daten,	
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§	18b	Gesonderte	Erklärung	innergemeinschaftlicher	Lieferungen	und	bestimmter	sonstiger	
Leistungen	im	Besteuerungsverfahren	
Der	Unternehmer	im	Sinne	des	§	2	hat	für	jeden	Voranmeldungs-	und	Besteuerungszeitraum	in	den	
amtlich	vorgeschriebenen	Vordrucken	(§	18	Abs.	1	bis	4)	die	Bemessungsgrundlagen	folgender	Um-
sätze	gesondert	zu	erklären:	
1.		seiner	innergemeinschaftlichen	Lieferungen,	
2.		seiner	 im	übrigen	Gemeinschaftsgebiet	 ausgeführten	 steuerpflichtigen	 sonstigen	Leistungen	
im	Sinne	des	§	3a	Absatz	2,	 für	die	der	 in	einem	anderen	Mitgliedstaat	ansässige	Leistungs-
empfänger	die	Steuer	dort	schuldet,	und	

3.		seiner	Lieferungen	im	Sinne	des	§	25b	Abs.	2.	
Die	Angaben	für	einen	in	Satz	1	Nummer	1	genannten	Umsatz	sind	in	dem	Voranmeldungszeitraum	
zu	machen,	in	dem	die	Rechnung	für	diesen	Umsatz	ausgestellt	wird,	spätestens	jedoch	in	dem	Vo-
ranmeldungszeitraum,	 in	dem	der	auf	die	Ausführung	dieses	Umsatzes	 folgende	Monat	endet.	Die	
Angaben	für	Umsätze	im	Sinne	des	Satzes	1	Nummer	2	und	3	sind	in	dem	Voranmeldungszeitraum	
zu	machen,	 in	dem	diese	Umsätze	ausgeführt	worden	 sind.	 §	16	Abs.	6	und	§	17	 sind	 sinngemäß	
anzuwenden.	Erkennt	der	Unternehmer	nachträglich	vor	Ablauf	der	Festsetzungsfrist,	dass	in	einer	
von	ihm	abgegebenen	Voranmeldung	(§	18	Abs.	1)	die	Angaben	zu	Umsätzen	im	Sinne	des	Satzes	1	
unrichtig	oder	unvollständig	sind,	ist	er	verpflichtet,	die	ursprüngliche	Voranmeldung	unverzüglich	
zu	berichtigen.	Die	Sätze	2	bis	5	gelten	für	die	Steuererklärung	(§	18	Abs.	3	und	4)	entsprechend.45	

	
3.		 die	Art	und	Weise	der	Übermittlung	der	Daten,	
4.		 die	Zuständigkeit	für	die	Entgegennahme	der	zu	übermittelnden	Daten,	
5.	 die	Mitwirkungspflichten	Dritter	bei	der	Erhebung,	Verarbeitung	und	Übermittlung	der	Daten;	
6.		 der	Umfang	und	die	Form	der	für	dieses	Verfahren	erforderlichen	besonderen	Erklärungspflichten	

des	Unternehmers.	
	 Zur	Regelung	der	Datenübermittlung	kann	in	der	Rechtsverordnung	auf	Veröffentlichungen	sachverstän-

diger	Stellen	verwiesen	werden;	hierbei	sind	das	Datum	der	Veröffentlichung,	die	Bezugsquelle	und	eine	
Stelle	zu	bezeichnen,	bei	der	die	Veröffentlichung	archivmäßig	gesichert	niedergelegt	ist.“	

	 01.01.2017.—Artikel	12	Nr.	 1	des	Gesetzes	 vom	18.	 Juli	 2016	 (BGBl.	 I	 S.	 1679)	hat	Abs.	 11	neu	gefasst.	
Abs.	11	lautete:	

	 	 „(11)	Auf	 die	 Zusammenfassende	Meldung	 sind	 ergänzend	die	 für	 Steuererklärungen	 geltenden	Vor-
schriften	der	Abgabenordnung	anzuwenden.	§	152	Absatz	2	der	Abgabenordnung	ist	mit	der	Maßgabe	an-
zuwenden,	 dass	 der	 Verspätungszuschlag	 1	 Prozent	 der	 Summe	 aller	 nach	 Absatz	 7	 Satz	1	 Nummer	 1	
Buchstabe	b,	Nummer	2	Buchstabe	b	und	Nummer	3	Buchstabe	b	zu	meldenden	Bemessungsgrundlagen	
für	 innergemeinschaftliche	Warenlieferungen	 im	Sinne	des	Absatzes	6	und	 im	übrigen	Gemeinschaftsge-
biet	ausgeführte	steuerpflichtige	sonstige	Leistungen	im	Sinne	des	§	3a	Absatz	2,	für	die	der	in	einem	an-
deren	Mitgliedstaat	ansässige	Leistungsempfänger	die	Steuer	dort	schuldet,	nicht	übersteigen	und	höchs-
tens	2	500	Euro	betragen	darf.“	

	 Artikel	12	Nr.	2	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	1	und	Abs.	2	Satz	1	jeweils	„nach	Maßgabe	der	Steu-
erdaten-Übermittlungsverordnung“	nach	„Datenfernübertragung“	gestrichen.	

	 26.11.2019.—Artikel	75	Nr.	1	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	20.	November	2019	(BGBl.	 I	S.	1626)	hat	 in	Abs.	5	
Satz	6	„verwendet“	durch	„verarbeitet“	ersetzt.	

	 Artikel	75	Nr.	1	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	12	Satz	2	Nr.	5	„Erhebung,	Verarbeitung	und	Übermitt-
lung“	durch	„Verarbeitung“	ersetzt.	

	 01.01.2020.—Artikel	12	Nr.	14	lit.	a	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2451)	hat	in	Abs.	1	
Satz	1	„Nummer	1,	2“	durch	„Nummer	1,	2,	2a“	ersetzt.	

	 Artikel	12	Nr.	14	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	6	Nr.	2	den	Punkt	durch	ein	Semikolon	ersetzt	und	
Abs.	6	Nr.	3	eingefügt.	

	 Artikel	12	Nr.	14	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	7	Nr.	2a	eingefügt.	
45	QUELLE	
	 01.01.1993.—Artikel	1	Nr.	23	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
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§	18c	Meldepflicht	bei	der	Lieferung	neuer	Fahrzeuge	
Zur	Sicherung	des	Steueraufkommens	durch	einen	Austausch	von	Auskünften	mit	anderen	Mit-

gliedstaaten	 kann	 das	 Bundesministerium	 der	 Finanzen	mit	 Zustimmung	 des	 Bundesrates	 durch	
	

	 17.08.1994.—Artikel	1	Nr.	9	lit.	d	und	des	Gesetzes	vom	9.	August	1994	(BGBl.	I	S.	2058)	hat	Satz	4	durch	
die	Sätze	4	und	5	ersetzt.	Satz	4	lautete:	„Satz	2	und	3	gelten	für	die	Steuererklärung	(§	18	Abs.	3	und	4)	
entsprechend.“	

	 01.01.1995.—Artikel	1	Nr.	9	lit.	a	des	Gesetzes	vom	9.	August	1994	(BGBl.	I	S.	2058)	hat	Satz	1	neu	gefasst.	
Satz	1	 lautete:	 „Der	Unternehmer	 im	Sinne	des	§	2	hat	 für	 jeden	Voranmeldungs-	und	Besteuerungszeit-
raum	in	den	amtlich	vorgeschriebenen	Vordrucken	(§	18	Abs.	1	bis	4)	die	Bemessungsgrundlagen	seiner	
innergemeinschaftlichen	Lieferungen	gesondert	zu	erklären.“	

	 Artikel	1	Nr.	9	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	3	eingefügt.	
	 01.01.1996.—Artikel	20	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	11.	Oktober	1995	(BGBl.	I	S.	1250)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 	 „Der	Unternehmer	 im	Sinne	des	§	2	hat	 für	 jeden	Voranmeldungs-	und	Besteuerungszeitraum	in	den	

amtlich	vorgeschriebenen	Vordrucken	(§	18	Abs.	1	bis	4)	
- die	Bemessungsgrundlagen	seiner	innergemeinschaftlichen	Lieferungen	sowie	
- innergemeinschaftliche	Warenbewegungen	(§	18a	Abs.	3)	

	 gesondert	zu	erklären.	Die	Angaben	sind	in	dem	Voranmeldungszeitraum	zu	machen,	in	dem	die	Rechnung	
für	die	 innergemeinschaftliche	Lieferung	ausgestellt	wird,	 spätestens	 jedoch	 in	dem	Voranmeldungszeit-
raum,	in	dem	der	auf	die	Ausführung	der	innergemeinschaftlichen	Lieferung	folgende	Monat	endet.	Für	die	
Abgabe	der	 innergemeinschaftlichen	Warenbewegung	gilt	§	18a	Abs.	5	Satz	2	entsprechend.	§	16	Abs.	6	
und	 §	 17	 sind	 sinngemäß	 anzuwenden.	 Erkennt	 der	 Unternehmer	 nachträglich	 vor	 Ablauf	 der	 Festset-
zungsfrist,	daß	in	einer	von	ihm	abgegebenen	Voranmeldung	(§	18	Abs.	1)	die	Angaben	zu	innergemein-
schaftlichen	 Lieferungen	 oder	 innergemeinschaftlichen	Warenbewegungen	 unrichtig	 oder	 unvollständig	
sind,	so	ist	er	verpflichtet,	die	ursprüngliche	Voranmeldung	unverzüglich	zu	berichtigen.	Die	Sätze	2	bis	5	
gelten	für	die	Steuererklärung	(§	18	Abs.	3	und	4)	entsprechend.“	

	 01.01.1997.—Artikel	1	Nr.	12	lit.	a	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	1996	(BGBl.	I	S.	1851)	hat	Satz	1	neu	
gefasst.	Satz	1	lautete:	„Der	Unternehmer	im	Sinne	des	§	2	hat	für	jeden	Voranmeldungszeitraum	und	Be-
steuerungszeitraum	 in	 den	 amtlich	 vorgeschriebenen	 Vordrucken	 (§	 18	 Abs.	 1	 bis	 4)	 die	 Bemessungs-
grundlagen	seiner	innergemeinschaftlichen	Lieferungen	gesondert	zu	erklären.“	

	 Artikel	1	Nr.	12	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	3	eingefügt.	
	 01.01.2010.—Artikel	7	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2008	(BGBl.	I	S.	2794)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	18b	Gesonderte	Erklärung	innergemeinschaftlicher	Lieferungen	im	Besteuerungsverfahren	
	 	 Der	Unternehmer	 im	Sinne	des	 §	2	hat	 für	 jeden	Voranmeldungs-	 und	Besteuerungszeitraum	 in	den	

amtlich	vorgeschriebenen	Vordrucken	(§	18	Abs.	1	bis	4)	die	Bemessungsgrundlagen	seiner	innergemein-
schaftlichen	Lieferungen	und	seiner	Lieferungen	im	Sinne	des	§	25b	Abs.	2	gesondert	zu	erklären.	Die	An-
gaben	sind	in	dem	Voranmeldungszeitraum	zu	machen,	in	dem	die	Rechnung	für	die	innergemeinschaftli-
che	Lieferung	ausgestellt	wird,	spätestens	jedoch	in	dem	Voranmeldungszeitraum,	in	dem	der	auf	die	Aus-
führung	 der	 innergemeinschaftlichen	 Lieferung	 folgende	Monat	 endet.	 Die	 Angaben	 für	 Lieferungen	 im	
Sinne	des	§	25b	Abs.	2	sind	in	dem	Voranmeldezeitraum	zu	machen,	in	dem	diese	Lieferungen	ausgeführt	
worden	sind.	§	16	Abs.	6	und	§	17	sind	sinngemäß	anzuwenden.	Erkennt	der	Unternehmer	nachträglich	
vor	Ablauf	der	Festsetzungsfrist,	daß	in	einer	von	ihm	abgegebenen	Voranmeldung	(§	18	Abs.	1)	die	Anga-
ben	zu	 innergemeinschaftlichen	Lieferungen	unrichtig	oder	unvollständig	 sind,	 so	 ist	 er	verpflichtet,	die	
ursprüngliche	Voranmeldung	unverzüglich	zu	berichtigen.	Die	Sätze	2	bis	4	gelten	für	die	Steuererklärung	
(§	18	Abs.	3	und	4)	entsprechend.“	

	 01.07.2010.—Artikel	6	Nr.	9	lit.	a	des	Gesetzes	vom	8.	April	2010	(BGBl.	I	S.	386)	hat	in	Satz	1	Nr.	2	„im	
Sinne	des	§	3a	Absatz	2“	nach	„Leistungen“	eingefügt.	

	 Artikel	6	Nr.	9	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	die	Sätze	2	und	3	neu	gefasst.	Die	Sätze	2	und	3	lauteten:	„Die	
Angaben	sind	in	dem	Voranmeldungszeitraum	zu	machen,	in	dem	die	Rechnung	für	einen	in	Satz	1	Nr.	1	
oder	Nr.	2	genannten	Umsatz	ausgestellt	wird,	spätestens	jedoch	in	dem	Voranmeldungszeitraum,	in	dem	
der	auf	die	Ausführung	dieses	Umsatzes	folgende	Monat	endet.	Die	Angaben	für	Umsätze	im	Sinne	des	Sat-
zes	1	Nr.	3	sind	in	dem	Voranmeldungszeitraum	zu	machen,	in	dem	diese	Lieferungen	ausgeführt	worden	
sind.“	
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Rechtsverordnung	bestimmen,	daß	Unternehmer	 (§	2)	und	Fahrzeuglieferer	 (§	2a)	der	Finanzbe-
hörde	ihre	innergemeinschaftlichen	Lieferungen	neuer	Fahrzeuge	an	Abnehmer	ohne	Umsatzsteu-
er-Identifikationsnummer	melden	müssen.	Dabei	können	insbesondere	geregelt	werden:	
1.		die	Art	und	Weise	der	Meldung;	
2.		der	Inhalt	der	Meldung;	
3.		die	Zuständigkeit	der	Finanzbehörden;	
4.		der	Abgabezeitpunkt	der	Meldung.46	

	
§	18d	Vorlage	von	Urkunden	
Die	 Finanzbehörden	 sind	 zur	 Erfüllung	 der	Auskunftsverpflichtung	nach	 der	 Verordnung	 (EU)	

Nr.	904/2010	des	Rates	vom	7.	Oktober	2010	über	die	Zusammenarbeit	der	Verwaltungsbehörden	
und	die	Betrugsbekämpfung	auf	dem	Gebiet	der	Mehrwertsteuer	(ABl.	L	268	vom	12.10.2010,	S.	1)	
berechtigt,	von	Unternehmern	die	Vorlage	der	 jeweils	erforderlichen	Bücher,	Aufzeichnungen,	Ge-
schäftspapiere	 und	 anderen	Urkunden	 zur	 Einsicht	 und	Prüfung	 zu	 verlangen.	 §	 97	Absatz	 2	 der	
Abgabenordnung	gilt	entsprechend.	Der	Unternehmer	hat	auf	Verlangen	der	Finanzbehörde	die	in	
Satz	1	bezeichneten	Unterlagen	vorzulegen.47	
	
§	18e	Bestätigungsverfahren	
Das	Bundeszentralamt	für	Steuern	bestätigt	auf	Anfrage	
1.		dem	Unternehmer	im	Sinne	des	§	2	die	Gültigkeit	einer	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	
sowie	den	Namen	und	die	Anschrift	der	Person,	der	die	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	
von	einem	anderen	Mitgliedstaat	erteilt	wurde;	

	
46	QUELLE	
	 01.01.1993.—Artikel	1	Nr.	23	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 30.12.1993.—Artikel	20	Nr.	26	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2310)	hat	in	Satz	1	„der	

Bundesminister“	durch	„das	Bundesministerium“	ersetzt.	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3922)	hat	in	Satz	1	„regel-

mäßigen“	nach	„einen“	und	„auf	der	Grundlage	der	Gegenseitigkeit“	nach	„Mitgliedstaaten“	gestrichen.	
	 16.12.2004.—Artikel	5	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2004	(BGBl.	I	S.	3310)	hat	in	Satz	2	Nr.	4	das	

Semikolon	durch	einen	Punkt	ersetzt	und	Nr.	5	in	Satz	2	aufgehoben.	Nr.	5	lautete:	
„5.		die	Ahndung	der	Zuwiderhandlung	gegen	die	Meldepflicht.“	

47	QUELLE	
	 01.01.1993.—Artikel	1	Nr.	23	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 08.12.2004.—Artikel	4	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	2.	Dezember	2004	(BGBl.	I	S.	3112)	hat	in	Satz	1	„Artikel	5	

der	Verordnung	(EWG)	Nr.	218/92	des	Rates	vom	27.	Januar	1992	über	die	Zusammenarbeit	der	Verwal-
tungsbehörden	auf	dem	Gebiet	der	 indirekten	Besteuerung	(MWSt.)	 (ABl.	EG	1992	Nr.	L	24	S.	1)“	durch	
„der	Verordnung	(EG)	Nr.	1798/2003	des	Rates	vom	7.	Oktober	2003	über	die	Zusammenarbeit	der	Ver-
waltungsbehörden	 auf	 dem	 Gebiet	 der	 Mehrwertsteuer	 und	 zur	 Aufhebung	 der	 Verordnung	 (EWG)	
Nr.	218/92	(ABl.	EU	Nr.	L	264	S.	1)“	ersetzt.	

	 30.06.2013.—Artikel	10	Nr.	11	lit.	a	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1809)	hat	in	Satz	1	„(EG)	Nr.	
1798/2003	des	Rates	vom	7.	Oktober	2003	über	die	Zusammenarbeit	der	Verwaltungsbehörden	auf	dem	
Gebiet	der	Mehrwertsteuer	und	zur	Aufhebung	der	Verordnung	(EWG)	Nr.	218/92	(ABl.	EU	Nr.	L	264	S.	1)“	
durch	„(EU)	Nr.	904/2010	des	Rates	vom	7.	Oktober	2010	über	die	Zusammenarbeit	der	Verwaltungsbe-
hörden	 und	 die	 Betrugsbekämpfung	 auf	 dem	 Gebiet	 der	 Mehrwertsteuer	 (ABl.	 L	 268	 vom	 12.10.2010,		
S.	1)“	ersetzt.		

	 Artikel	10	Nr.	11	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Satz	2	„Abs.	3“	durch	„Absatz	2“	ersetzt.	
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2.		dem	 Lagerhalter	 im	 Sinne	 des	 §	 4	 Nr.	 4a	 die	 Gültigkeit	 der	 inländischen	 Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer	sowie	den	Namen	und	die	Anschrift	des	Auslagerers	oder	dessen	Fis-
kalvertreters.48	

	
§	18f	Sicherheitsleistung	
Bei	Steueranmeldungen	im	Sinne	von	§	18	Abs.	1	und	3	kann	die	Zustimmung	nach	§	168	Satz	2	

der	Abgabenordnung	im	Einvernehmen	mit	dem	Unternehmer	von	einer	Sicherheitsleistung	abhän-
gig	gemacht	werden.	Satz	1	gilt	entsprechend	für	die	Festsetzung	nach	§	167	Abs.	1	Satz	1	der	Abga-
benordnung,	wenn	sie	zu	einer	Erstattung	führt.49	
	
§	18g	Abgabe	des	Antrags	auf	Vergütung	von	Vorsteuerbeträgen	in	einem	anderen		
Mitgliedstaat	
Ein	 im	Inland	ansässiger	Unternehmer,	der	Anträge	auf	Vergütung	von	Vorsteuerbeträgen	ent-

sprechend	der	Richtlinie	2008/9/EG	des	Rates	vom	12.	Februar	2008	zur	Regelung	der	Erstattung	
der	Mehrwertsteuer	gemäß	der	Richtlinie	2006/112/EG	an	nicht	 im	Mitgliedstaat	der	Erstattung,	
sondern	in	einem	anderen	Mitgliedstaat	ansässige	Steuerpflichtige	(ABl.	EU	Nr.	L	44	S.	23)	in	einem	
anderen	Mitgliedstaat	 stellen	 kann,	 hat	 diesen	 Antrag	 nach	 amtlich	 vorgeschriebenem	 Datensatz	
durch	Datenfernübertragung	dem	Bundeszentralamt	 für	Steuern	zu	übermitteln.	 In	diesem	hat	er	
die	Steuer	für	den	Vergütungszeitraum	selbst	zu	berechnen.50	
	
§	18h	Verfahren	der	Abgabe	der	Umsatzsteuererklärung	für	einen	anderen	Mitgliedstaat	
(1)	Ein	im	Inland	ansässiger	Unternehmer,	der	in	einem	anderen	Mitgliedstaat	der	Europäischen	

Union	Umsätze	nach	§	3a	Absatz	5	erbringt,	für	die	er	dort	die	Steuer	schuldet	und	Umsatzsteuerer-
klärungen	 abzugeben	hat,	 hat	 gegenüber	 dem	Bundeszentralamt	 für	 Steuern	 nach	 amtlich	 vorge-
schriebenem	Datensatz	durch	Datenfernübertragung	anzuzeigen,	wenn	er	an	dem	besonderen	Be-
steuerungsverfahren	entsprechend	Titel	XII	Kapitel	6	Abschnitt	3	der	Richtlinie	2006/112/EG	des	
Rates	in	der	Fassung	des	Artikels	5	Nummer	15	der	Richtlinie	2008/8/EG	des	Rates	vom	12.	Febru-
ar	2008	zur	Änderung	der	Richtlinie	2006/112/EG	bezüglich	des	Ortes	der	Dienstleistung	(ABl.	L	44	
vom	20.2.2008,	S.	11)	 teilnimmt.	Eine	Teilnahme	 im	Sinne	des	Satzes	1	 ist	dem	Unternehmer	nur	
einheitlich	 für	alle	Mitgliedstaaten	der	Europäischen	Union	möglich,	 in	denen	er	weder	einen	Sitz	
noch	eine	Betriebsstätte	hat.	Die	Anzeige	nach	Satz	1	hat	vor	Beginn	des	Besteuerungszeitraums	zu	
erfolgen,	 ab	 dessen	 Beginn	 der	 Unternehmer	 von	 dem	 besonderen	 Besteuerungsverfahren	 Ge-

	
48	QUELLE	
	 01.01.1993.—Artikel	1	Nr.	23	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2004.—Artikel	5	Nr.	24	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	2645)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 	 „Das	Bundesamt	für	Finanzen	bestätigt	dem	Unternehmer	im	Sinne	des	§	2	auf	Anfrage	die	Gültigkeit	

einer	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	sowie	den	Namen	und	die	Anschrift	der	Person,	der	die	Um-
satzsteuer-	Identifikationsnummer	von	einem	anderen	Mitgliedstaat	erteilt	wurde.“	

	 01.01.2006.—Artikel	4	Abs.	31	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	22.	September	2005	(BGBl.	I	S.	2809)	hat	„Bundes-
amt	für	Finanzen“	durch	„Bundeszentralamt	für	Steuern“	ersetzt.	

49	QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3922)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
50	QUELLE	
	 01.01.2010.—Artikel	7	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2008	(BGBl.	 I	 S.	2794)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2017.—Artikel	12	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	18.	Juli	2016	(BGBl.	I	S.	1679)	hat	in	Satz	1	„nach	Maßgabe	

der	Steuerdaten-Übermittlungsverordnung“	nach	„Datenfernübertragung“	gestrichen.	
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brauch	macht.	Die	Anwendung	des	besonderen	Besteuerungsverfahrens	kann	nur	mit	Wirkung	vom	
Beginn	eines	Besteuerungszeitraums	an	widerrufen	werden.	Der	Widerruf	 ist	 vor	Beginn	des	Be-
steuerungszeitraums,	 für	 den	 er	 gelten	 soll,	 gegenüber	 dem	 Bundeszentralamt	 für	 Steuern	 nach	
amtlich	vorgeschriebenem	Datensatz	auf	elektronischem	Weg	zu	erklären.	
(2)	Erfüllt	der	Unternehmer	die	Voraussetzungen	für	die	Teilnahme	an	dem	besonderen	Besteu-

erungsverfahren	nach	Absatz	1	nicht,	 stellt	das	Bundeszentralamt	 für	Steuern	dies	durch	Verwal-
tungsakt	gegenüber	dem	Unternehmer	fest.	
(3)	Ein	Unternehmer,	der	das	in	Absatz	1	genannte	besondere	Besteuerungsverfahren	anwendet,	

hat	 seine	 hierfür	 abzugebenden	Umsatzsteuererklärungen	bis	 zum	20.	 Tag	 nach	Ablauf	 jedes	Be-
steuerungszeitraums	nach	amtlich	vorgeschriebenem	Datensatz	durch	Datenfernübertragung	dem	
Bundeszentralamt	für	Steuern	zu	übermitteln.	In	dieser	Erklärung	hat	er	die	Steuer	für	den	Besteue-
rungszeitraum	selbst	zu	berechnen.	Die	berechnete	Steuer	ist	an	das	Bundeszentralamt	für	Steuern	
zu	entrichten.	
(4)	Kommt	der	Unternehmer	seinen	Verpflichtungen	nach	Absatz	3	oder	den	von	ihm	in	einem	

anderen	Mitgliedstaat	der	Europäischen	Union	zu	erfüllenden	Aufzeichnungspflichten	entsprechend	
Artikel	369k	der	Richtlinie	2006/112/EG	des	Rates	in	der	Fassung	des	Artikels	5	Nummer	15	der	
Richtlinie	2008/8/EG	des	Rates	vom	12.	Februar	2008	zur	Änderung	der	Richtlinie	2006/112/EG	
bezüglich	des	Ortes	der	Dienstleistung	(ABl.	L	44	vom	20.2.2008,	S.	11)	wiederholt	nicht	oder	nicht	
rechtzeitig	 nach,	 schließt	 ihn	 das	 Bundeszentralamt	 für	 Steuern	 von	 dem	 besonderen	 Besteue-
rungsverfahren	nach	Absatz	1	durch	Verwaltungsakt	aus.	Der	Ausschluss	gilt	ab	dem	Besteuerungs-
zeitraum,	der	nach	dem	Zeitpunkt	der	Bekanntgabe	des	Ausschlusses	gegenüber	dem	Unternehmer	
beginnt.	
(5)	Ein	Unternehmer	 ist	 im	Inland	 im	Sinne	des	Absatzes	1	Satz	1	ansässig,	wenn	er	 im	Inland	

seinen	Sitz	oder	seine	Geschäftsleitung	hat	oder,	 für	den	Fall,	dass	er	 im	Drittlandsgebiet	ansässig	
ist,	im	Inland	eine	Betriebsstätte	hat.	
(6)	Auf	das	Verfahren	sind,	soweit	es	vom	Bundeszentralamt	für	Steuern	durchgeführt	wird,	die	

§§	30,	80	und	87a	und	der	Zweite	Abschnitt	des	Dritten	Teils	und	der	Siebente	Teil	der	Abgaben-
ordnung	sowie	die	Finanzgerichtsordnung	anzuwenden.51	
	
§	19	Besteuerung	der	Kleinunternehmer	
(1)	Die	für	Umsätze	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	geschuldete	Umsatzsteuer	wird	von	Unterneh-

mern,	die	 im	Inland	oder	 in	den	in	§	1	Abs.	3	bezeichneten	Gebieten	ansässig	sind,	nicht	erhoben,	
wenn	der	in	Satz	2	bezeichnete	Umsatz	zuzüglich	der	darauf	entfallenden	Steuer	im	vorangegange-
nen	Kalenderjahr	22	000	Euro	nicht	überstiegen	hat	und	 im	 laufenden	Kalenderjahr	50	000	Euro	
voraussichtlich	nicht	übersteigen	wird.	Umsatz	 im	Sinne	des	Satzes	1	 ist	der	nach	vereinnahmten	
Entgelten	bemessene	Gesamtumsatz,	gekürzt	um	die	darin	enthaltenen	Umsätze	von	Wirtschaftsgü-
tern	des	Anlagevermögens.	Satz	1	gilt	nicht	 für	die	nach	§	13a	Abs.	1	Nr.	6,	§	13b	Absatz	5,	§	14c	
Abs.	2	und	§	25b	Abs.	2	geschuldete	Steuer.	In	den	Fällen	des	Satzes	1	finden	die	Vorschriften	über	
die	 Steuerbefreiung	 innergemeinschaftlicher	 Lieferungen	 (§	 4	Nr.	 1	 Buchstabe	 b,	 §	 6a),	 über	 den	
Verzicht	auf	Steuerbefreiungen	(§	9),	über	den	gesonderten	Ausweis	der	Steuer	in	einer	Rechnung	
(§	14	Abs.	4),	über	die	Angabe	der	Umsatzsteuer-Identifikationsnummern	in	einer	Rechnung	(§	14a	
Abs.	1,	3	und	7)	und	über	den	Vorsteuerabzug	(§	15)	keine	Anwendung.	
(2)	Der	Unternehmer	kann	dem	Finanzamt	bis	zur	Unanfechtbarkeit	der	Steuerfestsetzung	(§	18	

Abs.	3	und	4)	erklären,	daß	er	auf	die	Anwendung	des	Absatzes	1	verzichtet.	Nach	Eintritt	der	Unan-

	
51	QUELLE	
	 01.10.2014.—Artikel	8	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	2014	(BGBl.	I	S.	1266)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2017.—Artikel	12	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	18.	 Juli	2016	 (BGBl.	 I	 S.	1679)	hat	 in	Abs.	1	Satz	1	und	

Abs.	3	Satz	1	jeweils	„nach	Maßgabe	der	Steuerdaten-Übermittlungsverordnung“	nach	„Datenfernübertra-
gung“	gestrichen.	
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fechtbarkeit	der	Steuerfestsetzung	bindet	die	Erklärung	den	Unternehmer	mindestens	für	fünf	Ka-
lenderjahre.	Sie	kann	nur	mit	Wirkung	von	Beginn	eines	Kalenderjahres	an	widerrufen	werden.	Der	
Widerruf	ist	spätestens	bis	zur	Unanfechtbarkeit	der	Steuerfestsetzung	des	Kalenderjahres,	für	das	
er	gelten	soll,	zu	erklären.	
(3)	Gesamtumsatz	 ist	die	Summe	der	vom	Unternehmer	ausgeführten	steuerbaren	Umsätze	 im	

Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	abzüglich	folgender	Umsätze:	
1.		der	Umsätze,	die	nach	§	4	Nr.	8	Buchstabe	i,	Nr.	9	Buchstabe	b	und	Nummer	11	bis	29	steuer-
frei	sind;	

2.		der	Umsätze,	die	nach	§	4	Nr.	8	Buchstabe	a	bis	h,	Nr.	9	Buchstabe	a	und	Nr.	10	steuerfrei	sind,	
wenn	sie	Hilfsumsätze	sind.	

Soweit	 der	 Unternehmer	 die	 Steuer	 nach	 vereinnahmten	 Entgelten	 berechnet	 (§	 13	 Abs.	 1	 Nr.	 1	
Buchstabe	a	Satz	4	oder	§	20),	ist	auch	der	Gesamtumsatz	nach	diesen	Entgelten	zu	berechnen.	Hat	
der	Unternehmer	seine	gewerbliche	oder	berufliche	Tätigkeit	nur	in	einem	Teil	des	Kalenderjahres	
ausgeübt,	so	 ist	der	tatsächliche	Gesamtumsatz	 in	einen	Jahresgesamtumsatz	umzurechnen.	Ange-
fangene	Kalendermonate	sind	bei	der	Umrechnung	als	volle	Kalendermonate	zu	behandeln,	es	sei	
denn,	daß	die	Umrechnung	nach	Tagen	zu	einem	niedrigeren	Jahresgesamtumsatz	führt.	
(4)	Absatz	1	gilt	nicht	für	die	innergemeinschaftlichen	Lieferungen	neuer	Fahrzeuge.	§	15	Abs.	4a	

ist	entsprechend	anzuwenden.52	

	
52	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1990.—Artikel	12	Nr.	3	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	25.	 Juli	1988	(BGBl.	 I	S.	1093)	hat	 in	Abs.	1	Satz	1		

„20	000	Deutsche	Mark“	durch	„25	000	Deutsche	Mark“	ersetzt.	
	 Artikel	12	Nr.	3	lit.	b	und	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	aufgehoben	und	Abs.	4	in	Abs.	3	umnummeriert.	

Abs.	3	lautete:	
	 	 „(3)	Der	Unternehmer	erhält	einen	Steuerabzugsbetrag,	wenn	Absatz	1	keine	Anwendung	 findet	und	

der	in	Satz	2	bezeichnete	Umsatz	im	laufenden	Kalenderjahr	60	000	Deutsche	Mark	nicht	übersteigt.	Um-
satz	 im	Sinne	des	Satzes	1	 ist	der	Gesamtumsatz	zuzüglich	der	entsprechenden	Umsätze,	die	der	Unter-
nehmer	 außerhalb	 des	 Erhebungsgebiets	 ausführt.	 Der	 Steuerabzugsbetrag	 berechnet	 sich	 nach	 einem	
Vomhundertsatz	der	Steuer,	die	sich	für	die	Umsätze	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	bis	3	nach	Abzug	der	
Vorsteuerbeträge	und	der	Kürzungsbeträge,	mit	Ausnahme	der	Kürzungsbeträge	nach	den	§§	1	bis	2	des	
Berlinförderungsgesetzes,	ergibt.	Der	Vomhundertsatz	beträgt	

1.		 wenn	 der	 in	 Satz	 2	 bezeichnete	 Umsatz	 im	 laufenden	 Kalenderjahr	 20	 500	 Deutsche	Mark	 nicht	
übersteigt,	80	v.	H.,	

2.		 wenn	 der	 in	 Satz	 2	 bezeichnete	Umsatz	 im	 laufenden	Kalenderjahr	 20	 500	Deutsche	Mark	 über-
steigt,	80	v.	H.,	gekürzt	um	einen	Vomhundertpunkt	für	jeweils	500	Deutsche	Mark	des	Betrages,	der	
20	500	Deutsche	Mark	übersteigt.	Angefangene	500	Deutsche	Mark	sind	aufzurunden.	

	 Bei	der	Berechnung	des	Steuerabzugsbetrages	bleibt	die	Steuer	nach	§	14	Abs.	2	und	3	außer	Ansatz.	Die	
Vorschriften	über	die	Berichtigung	des	Vorsteuerabzuges	(§	15a)	sind	zu	berücksichtigen.“	

	 Artikel	12	Nr.	3	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	3	Nr.	1	„Nr.	7,“	nach	„§	4“	gestrichen.	
	 Artikel	7	Nr.	 5	 lit.	 a	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	1989	 (BGBl.	 I	 S.	 2408)	hat	 in	Abs.	 1	 Satz	4	 (§§	15	

und	15a)“	durch	„(§	15)“	ersetzt.	
	 Artikel	7	Nr.	5	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1	Satz	5	eingefügt.	
	 01.01.1993.—Artikel	1	Nr.	24	lit.	a	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	in	Abs.	1	

Satz	1	„von	Unternehmern,	die	im	Inland	oder	in	den	in	§	1	Abs.	3	bezeichneten	Zollfreigebieten	ansässig	
sind,“	nach	„Umsatzsteuer	wird“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	24	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Satz	4	in	Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	4	lautete:	„In	den	Fäl-
len	des	Satzes	1	finden	die	Vorschriften	über	den	Verzicht	auf	Steuerbefreiungen	(§	9),	über	den	gesonder-
ten	Ausweis	der	Steuer	in	einer	Rechnung	(§	14	Abs.	1)	und	über	den	Vorsteuerabzug	(§	15)	keine	Anwen-
dung.“	

	 Artikel	1	Nr.	24	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	eingefügt.	
	 01.01.1994.—Artikel	20	Nr.	18	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2310)	hat	in	Abs.	3	Satz	2	

„(§	13	Abs.	1	Nr.	1	Buchstabe	a	Satz	4	und	5	oder	§	20)“	durch	„(§	13	Abs.	1	Nr.	1	Buchstabe	a	Satz	4	oder	
§	20)“	ersetzt.	

	 Artikel	20	Nr.	25	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	1	„Zollfreigebieten“	durch	„Gebieten“	ersetzt.	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Umsatzsteuergesetz	(UStG)	(Stand:	01.07.2020)	 120	

	
§	20	Berechnung	der	Steuer	nach	vereinnahmten	Entgelten	
Das	Finanzamt	kann	auf	Antrag	gestatten,	daß	ein	Unternehmer,	
1.		dessen	 Gesamtumsatz	 (§	 19	 Abs.	 3)	 im	 vorangegangenen	 Kalenderjahr	 nicht	 mehr	 als		
600	000	Euro	betragen	hat,	oder	

2.		der	von	der	Verpflichtung,	Bücher	zu	führen	und	auf	Grund	jährlicher	Bestandsaufnahmen	re-
gelmäßig	Abschlüsse	zu	machen,	nach	§	148	der	Abgabenordnung	befreit	ist,	oder	

3.		soweit	er	Umsätze	aus	einer	Tätigkeit	als	Angehöriger	eines	freien	Berufs	im	Sinne	des	§	18	
Abs.	1	Nr.	1	des	Einkommensteuergesetzes	ausführt,	

die	 Steuer	nicht	 nach	den	 vereinbarten	Entgelten	 (§	 16	Abs.	 1	 Satz	 1),	 sondern	nach	den	 verein-
nahmten	Entgelten	berechnet.	Erstreckt	sich	die	Befreiung	nach	Nummer	2	nur	auf	einzelne	Betrie-
be	des	Unternehmers	und	liegt	die	Voraussetzung	nach	Nummer	1	nicht	vor,	so	ist	die	Erlaubnis	zur	
Berechnung	 der	 Steuer	 nach	 den	 vereinnahmten	 Entgelten	 auf	 diese	 Betriebe	 zu	 beschränken.	
Wechselt	der	Unternehmer	die	Art	der	Steuerberechnung,	so	dürfen	Umsätze	nicht	doppelt	erfaßt	
werden	oder	unversteuert	bleiben.53	

	
	 01.01.1996.—Artikel	20	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	11.	Oktober	1995	(BGBl.	I	S.	1250)	hat	Satz	1	in	Abs.	1	

neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Die	für	Umsätze	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	bis	3	geschuldete	Umsatzsteuer	
wird	von	Unternehmern,	die	im	Inland	oder	in	den	in	§	1	Abs.	3	bezeichneten	Gebieten	ansässig	sind,	nicht	
erhoben,	wenn	der	in	Satz	2	bezeichnete	Umsatz	zuzüglich	der	darauf	entfallenden	Steuer	im	vorangegan-
genen	Kalenderjahr	25	000	Deutsche	Mark	nicht	überstiegen	hat	und	im	laufenden	Kalenderjahr	100	000	
Deutsche	Mark	voraussichtlich	nicht	übersteigen	wird.“	

	 01.01.1997.—Artikel	1	Nr.	13	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	1996	(BGBl.	 I	S.	1851)	hat	Satz	3	 in	
Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	3	lautete:	„Satz	1	gilt	nicht	für	die	nach	§	14	Abs.	3	geschuldete	Steuer.“	

	 Artikel	1	Nr.	13	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	1	„vom	Unternehmer	ausgeführten“	nach	„der“	
eingefügt.	

	 01.04.1999.—Artikel	7	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	24.	März	1999	(BGBl.	 I	S.	402)	hat	 in	Abs.	1	Satz	1	und	
Abs.	3	Satz	1	jeweils	„bis	3“	nach	„Nr.	1“	gestrichen.	

	 01.01.2002.—Artikel	14	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2002	(BGBl.	I	S.	1790)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	
„32	500	Deutsche	Mark“	durch	„16	620	Euro“	und	„100	000	Deutsche	Mark“	durch	„50	000	Euro“	ersetzt.	

	 Artikel	18	Nr.	12	lit.	a	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3794)	hat	Satz	3	in	Abs.	1	aufgeho-
ben.	Satz	3	lautete:	„Satz	1	gilt	nicht	für	die	nach	§	14	Abs.	3	und	§	25b	Abs.	2	geschuldete	Steuer.“	

	 Artikel	18	Nr.	12	 lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	5	 in	Abs.	1	aufgehoben.	Satz	5	 lautete:	 „§	15a	 ist	nur	
anzuwenden,	wenn	sich	die	für	den	Vorsteuerabzug	maßgebenden	Verhältnisse	bei	einem	Wirtschaftsgut	
ändern,	das	von	dem	Unternehmer	bereits	vor	Beginn	des	Zeitraums	erstmalig	verwendet	worden	ist,	 in	
dem	die	Steuer	nach	Satz	1	nicht	erhoben	wird.“	

	 01.01.2003.—Artikel	5	des	Gesetzes	vom	31.	Juli	2003	(BGBl.	I	S.	1550)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	„16	620	Euro“	
durch	„17	500	Euro“	ersetzt.	

	 01.01.2004.—Artikel	5	Nr.	25	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	 I	S.	2645)	hat	Satz	3	 in	
Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	3	lautete:	„Satz	1	gilt	nicht	für	die	nach	§	13b	Abs.	2,	§	14	Abs.	3	und	§	25b	Abs.	2	
geschuldete	Steuer.“	

	 Artikel	 5	Nr.	 25	 lit.	 b	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	 1	 Satz	4	 „(§	14	Abs.	 1)“	durch	 „(§	14	Abs.	 4)“	und	
„(§	14a	Abs.	2)“	durch	„(§	14a	Abs.	1,	3	und	7)“	ersetzt.	

	 01.07.2010.—Artikel	6	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	8.	April	2010	(BGBl.	I	S.	386)	hat	in	Abs.	1	Satz	3	„§	13b	
Abs.	2“	durch	„§	13b	Absatz	5“	ersetzt.	

	 01.01.2020.—Artikel	7	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	22.	November	2019	(BGBl.	 I	S.	1746)	hat	 in	Abs.	1	Satz	1	
„17	500	Euro“	durch	„22	000	Euro“	ersetzt.	

	 Artikel	12	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2451)	hat	in	Abs.	3	Satz	1	Nr.	1	„Nr.	11	
bis	28“	durch	„Nummer	11	bis	29“	ersetzt.	

53	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1990.—Artikel	12	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	 Juli	1988	(BGBl.	 I	S.	1093)	hat	 in	Abs.	1	Satz	1	Nr.	1	

„(§	19	Abs.	4)“	durch	„(§	19	Abs.	3)“	ersetzt.	
	 01.01.1994.—Artikel	20	Nr.	19	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2310)	hat	Abs.	2	aufgeho-

ben.	Abs.	2	lautete:	
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§	21	Besondere	Vorschriften	für	die	Einfuhrumsatzsteuer	
(1)	Die	Einfuhrumsatzsteuer	ist	eine	Verbrauchsteuer	im	Sinne	der	Abgabenordnung.	
(2)	Für	die	Einfuhrumsatzsteuer	gelten	die	Vorschriften	für	Zölle	sinngemäß;	ausgenommen	sind	

die	Vorschriften	über	den	aktiven	Veredelungsverkehr	nach	dem	Verfahren	der	Zollrückvergütung	
und	über	den	passiven	Veredelungsverkehr.	
(2a)	Abfertigungsplätze	im	Ausland,	auf	denen	dazu	befugte	deutsche	Zollbedienstete	Amtshand-

lungen	nach	Absatz	2	 vornehmen,	 gehören	 insoweit	 zum	 Inland.	Das	Gleiche	 gilt	 für	 ihre	Verbin-
dungswege	mit	dem	Inland,	soweit	auf	ihnen	einzuführende	Gegenstände	befördert	werden.	
(3)	Die	Zahlung	der	Einfuhrumsatzsteuer	kann	ohne	Sicherheitsleistung	aufgeschoben	werden,	

wenn	die	zu	entrichtende	Steuer	nach	§	15	Abs.	1	Satz	1	Nr.	2	in	voller	Höhe	als	Vorsteuer	abgezo-
gen	werden	kann.	
(3a)	Einfuhrumsatzsteuer,	 für	die	ein	Zahlungsaufschub	gemäß	Artikel	110	Buchstabe	b	oder	c	

der	Verordnung	 (EU)	Nr.	 952/2013	des	Europäischen	Parlaments	 und	des	Rates	 vom	9.	Oktober	
2013	zur	Festlegung	des	Zollkodex	der	Union	 (Unionszollkodex)	bewilligt	 ist,	 ist	 abweichend	von	
den	zollrechtlichen	Vorschriften	am	26.	des	zweiten	auf	den	betreffenden	Monat	folgenden	Kalen-
dermonats	fällig.	
(4)	 Entsteht	 für	 den	 eingeführten	 Gegenstand	 nach	 dem	 Zeitpunkt	 des	 Entstehens	 der	 Ein-

fuhrumsatzsteuer	eine	Zollschuld	oder	eine	Verbrauchsteuer	oder	wird	für	den	eingeführten	Gegen-
stand	nach	diesem	Zeitpunkt	eine	Verbrauchsteuer	unbedingt,	so	entsteht	gleichzeitig	eine	weitere	
Einfuhrumsatzsteuer.	 Das	 gilt	 auch,	wenn	 der	 Gegenstand	 nach	 dem	 in	 Satz	 1	 bezeichneten	 Zeit-
punkt	bearbeitet	oder	verarbeitet	worden	ist.	Bemessungsgrundlage	ist	die	entstandene	Zollschuld	
oder	die	entstandene	oder	unbedingt	gewordene	Verbrauchsteuer.	Steuerschuldner	ist,	wer	den	Zoll	
oder	die	Verbrauchsteuer	zu	entrichten	hat.	Die	Sätze	1	bis	4	gelten	nicht,	wenn	derjenige,	der	den	

	
	 	 „(2)	Absatz	1	gilt	nicht	für	Geschäftsveräußerungen.“	
	 01.01.1996.—Artikel	20	Nr.	17	lit.	b	des	Gesetzes	vom	11.	Oktober	1995	(BGBl.	I	S.	1250)	hat	Abs.	2	einge-

fügt.	
	 01.01.1999.—Artikel	 2	 des	Gesetzes	 vom	18.	 August	 1997	 (BGBl.	 I	 S.	 2070)	 hat	 in	Abs.	 2	 „1998“	 durch	

„2004“	ersetzt.	
	 01.01.2002.—Artikel	14	Nr.	8	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2002	(BGBl.	 I	S.	1790)	hat	 in	Abs.	1	

Nr.	1	„250	000	Deutsche	Mark“	durch	„125	000	Euro“	ersetzt.	
	 Artikel	14	Nr.	8	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	„250	000	Deutsche	Mark“	durch	„125	000	Euro“	und	

„1	Million	Deutsche	Mark“	durch	„500	000	Euro“	ersetzt.	
	 27.07.2004.—Artikel	4	des	Gesetzes	vom	21.	Juli	2004	(BGBl.	I	S.	1753)	hat	in	Abs.	2	„2004“	durch	„2006“	

ersetzt.	
	 06.05.2006.—Artikel	2	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	26.	April	2006	(BGBl.	 I	S.	1091)	hat	 in	Abs.	1	Satz	1	Nr.	1	

„125	000	Euro“	durch	„250	000	Euro“	ersetzt.	
	 Artikel	 2	 lit.	 b	 desselben	 Gesetzes	 hat	 in	 Abs.	 2	 „2006“	 durch	 „2009“	 und	 „125	 000	 Euro“	 durch		

„250	000	Euro“	ersetzt.	
	 01.07.2009.—Artikel	 8	 des	 Gesetzes	 vom	 16.	 Juli	 2009	 (BGBl.	 I	 S.	 1959)	 hat	 Abs.	 2	 neu	 gefasst.	 Abs.	 2		

lautete:	
	 	 „(2)	Vom	1.	Januar	1996	bis	zum	31.	Dezember	2009	gilt	Absatz	1	Satz	1	Nr.	1	mit	der	Maßgabe,	daß	bei	

Unternehmern,	für	deren	Besteuerung	nach	dem	Umsatz	nach	§	21	Abs.	1	Satz	1	der	Abgabenordnung	ein	
Finanzamt	in	dem	in	Artikel	3	des	Einigungsvertrages	bezeichneten	Gebiet	zuständig	ist,	an	die	Stelle	des	
Betrags	von	250	000	Euro	der	Betrag	von	500	000	Euro	tritt.“	

	 01.01.2012.—Artikel	1	Nr.	1	lit.	b	des	Gesetzes	vom	6.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	2562)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	
Nr.	1	„250	000	Euro“	durch	„500	000	Euro“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	2	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	aufgehoben.	Abs.	2	lautete:	
	 	 „(2)	Vom	1.	Januar	2009	bis	zum	31.	Dezember	2011	gilt	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	mit	der	Maßgabe,	

dass	an	die	Stelle	des	Betrags	von	250	000	Euro	der	Betrag	von	500	000	Euro	tritt.“	
	 01.01.2020.—Artikel	 7	 des	 Gesetzes	 vom	 21.	 Dezember	 2019	 (BGBl.	 I	 S.	 2875)	 hat	 in	 Satz	 1	 Nr.	 1	

„500	000	Euro“	durch	„600	000	Euro“	ersetzt.	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Umsatzsteuergesetz	(UStG)	(Stand:	01.07.2020)	 122	

Zoll	oder	die	Verbrauchsteuer	zu	entrichten	hat,	hinsichtlich	des	eingeführten	Gegenstandes	nach	
§	15	Abs.	1	Satz	1	Nr.	2	zum	Vorsteuerabzug	berechtigt	ist.	
(5)	Die	Absätze	2	bis	4	gelten	entsprechend	für	Gegenstände,	die	nicht	Waren	im	Sinne	des	Zoll-

rechts	sind	und	für	die	keine	Zollvorschriften	bestehen.54	
	
§	22	Aufzeichnungspflichten	
(1)	Der	Unternehmer	ist	verpflichtet,	zur	Feststellung	der	Steuer	und	der	Grundlagen	ihrer	Be-

rechnung	Aufzeichnungen	zu	machen.	Diese	Verpflichtung	gilt	in	den	Fällen	des	§	13a	Abs.	1	Nr.	2	
und	5,	des	§	13b	Absatz	5	und	des	§	14c	Abs.	2	auch	für	Personen,	die	nicht	Unternehmer	sind.	Ist	
ein	land-	und	forstwirtschaftlicher	Betrieb	nach	§	24	Abs.	3	als	gesondert	geführter	Betrieb	zu	be-
handeln,	so	hat	der	Unternehmer	Aufzeichnungspflichten	für	diesen	Betrieb	gesondert	zu	erfüllen.	
In	den	Fällen	des	§	18	Abs.	4c	und	4d	sind	die	erforderlichen	Aufzeichnungen	auf	Anfrage	des	Bun-
deszentralamtes	 für	 Steuern	 auf	 elektronischem	Weg	 zur	Verfügung	 zu	 stellen;	 in	 den	 Fällen	 des	
§	18	Absatz	4e	sind	die	erforderlichen	Aufzeichnungen	auf	Anfrage	der	für	das	Besteuerungsverfah-
ren	zuständigen	Finanzbehörde	auf	elektronischem	Weg	zur	Verfügung	zu	stellen.	
(2)	Aus	den	Aufzeichnungen	müssen	zu	ersehen	sein:	
1.		die	vereinbarten	Entgelte	für	die	vom	Unternehmer	ausgeführten	Lieferungen	und	sonstigen	
Leistungen.	 Dabei	 ist	 ersichtlich	 zu	machen,	 wie	 sich	 die	 Entgelte	 auf	 die	 steuerpflichtigen	
Umsätze,	 getrennt	 nach	 Steuersätzen,	 und	 auf	 die	 steuerfreien	 Umsätze	 verteilen.	 Dies	 gilt	
entsprechend	 für	 die	Bemessungsgrundlagen	nach	 §	 10	Abs.	 4,	wenn	Lieferungen	 im	 Sinne	
des	§	3	Abs.	1b,	sonstige	Leistungen	im	Sinne	des	§	3	Abs.	9a	sowie	des	§	10	Abs.	5	ausgeführt	
werden.	Aus	den	Aufzeichnungen	muß	 außerdem	hervorgehen,	welche	Umsätze	der	Unter-

	
54	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1985.—Artikel	17	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	1984	(BGBl.	I	S.	1493)	hat	in	Abs.	2	Satz	1	

„und	3“	nach	„Nr.	1“	eingefügt.	
	 03.08.1988.—Artikel	12	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1988	(BGBl.	I	S.	1093)	hat	Satz	1	in	Abs.	2	neu	ge-

fasst.	 Satz	1	 lautete:	 „Für	die	Einfuhrumsatzsteuer	gelten	die	Vorschriften	 für	Zölle	–	 ausgenommen	§	5	
Abs.	5	Nr.	1	und	3,	§§	24,	25,	40	und	52	des	Zollgesetzes	–	sinngemäß.“	

	 01.07.1990.—Artikel	10	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	1990	(BGBl.	II	S.	518)	hat	Abs.	3	neu	gefasst.	Abs.	3	
lautete:	

	 	 „(3)	 Abweichend	 von	 §	 37	 Abs.	 2	 des	 Zollgesetzes	 kann	 die	 Zahlung	 der	 Einfuhrumsatzsteuer	 ohne	
Sicherheitsleistung	aufgeschoben	werden,	wenn	die	zu	entrichtende	Steuer	nach	§	15	Abs.	1	Nr.	2	in	voller	
Höhe	als	Vorsteuer	abgezogen	werden	kann.“	

	 01.01.1993.—Artikel	20	Nr.	20	lit.	c	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2310)	hat	in	Abs.	5	
„§	1	Abs.	2	Satz	1	des	Zollgesetzes“	durch	„Zollrechts“	ersetzt.	

	 01.01.1994.—Artikel	20	Nr.	20	lit.	a	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2310)	hat	in	Abs.	2	
Satz	1	„§	5	Abs.	5	Nr.	1	und	3,	§§	24,	25	und	40	des	Zollgesetzes	sowie“	nach	„sind“	gestrichen.	

	 Artikel	20	Nr.	20	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2a	eingefügt.	
	 01.01.2000.—Artikel	9	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	1999	(BGBl.	I	S.	2601)	hat	Satz	2	in	Abs.	2	

aufgehoben.	Satz	2	lautete:	„Für	die	Einfuhr	abschöpfungspflichtiger	Gegenstände	gelten	die	Vorschriften	
des	Abschöpfungserhebungsgesetzes	sinngemäß.“	

	 01.01.2004.—Artikel	5	Nr.	26	lit.	a	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	2645)	hat	Abs.	2a	neu	
gefasst.	Abs.	2a	lautete:	

	 	 „(2a)	Abfertigungsplätze	außerhalb	der	in	§	1	Abs.	1	Nr.	4	bezeichneten	Gebiete,	auf	denen	dazu	befugte	
deutsche	 Zollbedienstete	 Amtshandlungen	 nach	 Absatz	 2	 vornehmen,	 gehören	 insoweit	 zu	 den	 in	 §	 1	
Abs.	1	Nr.	4	bezeichneten	Gebieten.	Das	gleiche	gilt	für	ihre	Verbindungswege	mit	den	in	§	1	Abs.	1	Nr.	4	
bezeichneten	Gebieten,	soweit	auf	ihnen	einzuführende	Gegenstände	befördert	werden.“	

	 Artikel	5	Nr.	26	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	„Satz	1“	nach	„Abs.	1“	eingefügt.	
	 Artikel	5	Nr.	26	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Satz	5	in	Abs.	4	neu	gefasst.	Satz	5	lautete:	„Die	Sätze	1	bis	4	

gelten	nicht,	wenn	derjenige,	der	den	Zoll	oder	die	Verbrauchsteuer	zu	entrichten	hat,	hinsichtlich	des	ein-
geführten	Gegenstandes	nach	§	15	Abs.	1	Nr.	2	 zum	Vorsteuerabzug	berechtigt	 ist	oder	dazu	berechtigt	
wäre,	wenn	der	Gegenstand	für	sein	Unternehmen	eingeführt	worden	wäre.“	

	 01.07.2020.—Artikel	3	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	2020	(BGBl.	I	S.	1512)	hat	Abs.	3a	eingefügt.	
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nehmer	nach	§	9	 als	 steuerpflichtig	behandelt.	Bei	der	Berechnung	der	 Steuer	nach	verein-
nahmten	Entgelten	 (§	20)	 treten	an	die	Stelle	der	vereinbarten	Entgelte	die	vereinnahmten	
Entgelte.	Im	Falle	des	§	17	Abs.	1	Satz	6	hat	der	Unternehmer,	der	die	auf	die	Minderung	des	
Entgelts	 entfallende	Steuer	 an	das	Finanzamt	 entrichtet,	 den	Betrag	der	Entgeltsminderung	
gesondert	aufzuzeichnen;	

2.		die	 vereinnahmten	 Entgelte	 und	 Teilentgelte	 für	 noch	 nicht	 ausgeführte	 Lieferungen	 und	
sonstige	Leistungen.	Dabei	ist	ersichtlich	zu	machen,	wie	sich	die	Entgelte	und	Teilentgelte	auf	
due	steuerpflichtigen	Umsätze,	getrennt	nach	Steuersätzen,	und	auf	die	steuerfreien	Umsätze	
verteilen.	Nummer	1	Satz	4	gilt	entsprechend;	

3.		die	Bemessungsgrundlagen	für	Lieferungen	im	Sinne	des	§	3	Abs.	1b	und	für	sonstige	Leistun-
gen	im	Sinne	des	§	3	Abs.	9a	Nr.	1.	Nummer	1	Satz	2	gilt	entsprechend;	

4.	 die	wegen	unrichtigen	Steuerausweises	nach	§	14c	Abs.	1	und	wegen	unberechtigten	Steuer-
ausweises	nach	§	14c	Abs.	2	geschuldeten	Steuerbeträge;	

5.		die	Entgelte	 für	 steuerpflichtige	Lieferungen	und	sonstige	Leistungen,	die	an	den	Unterneh-
mer	für	sein	Unternehmen	ausgeführt	worden	sind,	und	die	vor	Ausführung	dieser	Umsätze	
gezahlten	Entgelte	und	Teilentgelte,	soweit	für	diese	Umsätze	nach	§	13	Abs.	1	Nr.	1	Buchsta-
be	a	Satz	4	die	Steuer	entsteht,	sowie	die	auf	die	Entgelte	und	Teilentgelte	entfallenden	Steu-
erbeträge;	

6.		die	Bemessungsgrundlagen	 für	die	Einfuhr	 von	Gegenständen	 (§	11),	 die	 für	das	Unterneh-
men	des	Unternehmers	eingeführt	worden	sind,	sowie	die	dafür	entstandene	Einfuhrumsatz-
steuer;	

7.		die	Bemessungsgrundlagen	für	den	innergemeinschaftlichen	Erwerb	von	Gegenständen	sowie	
die	hierauf	entfallenden	Steuerbeträge;	

8.	 in	den	Fällen	des	§	13b	Absatz	1	bis	5	beim	Leistungsempfänger	die	Angaben	entsprechend	
den	Nummern	1	und	2.	Der	Leistende	hat	die	Angaben	nach	den	Nummern	1	und	2	gesondert	
aufzuzeichnen;	

9.		die	Bemessungsgrundlage	für	Umsätze	im	Sinne	des	§	4	Nr.	4a	Satz	1	Buchstabe	a	Satz	2	sowie	
die	hierauf	entfallenden	Steuerbeträge.	

(3)	Die	Aufzeichnungspflichten	nach	Absatz	2	Nr.	 5	und	6	 entfallen,	wenn	der	Vorsteuerabzug	
ausgeschlossen	ist	(§	15	Abs.	2	und	3).	Ist	der	Unternehmer	nur	teilweise	zum	Vorsteuerabzug	be-
rechtigt,	so	müssen	aus	den	Aufzeichnungen	die	Vorsteuerbeträge	eindeutig	und	leicht	nachprüfbar	
zu	ersehen	sein,	die	den	zum	Vorsteuerabzug	berechtigenden	Umsätzen	ganz	oder	teilweise	zuzu-
rechnen	sind.	Außerdem	hat	der	Unternehmer	in	diesen	Fällen	die	Bemessungsgrundlagen	für	die	
Umsätze,	die	nach	§	15	Abs.	2	und	3	den	Vorsteuerabzug	ausschließen,	 getrennt	von	den	Bemes-
sungsgrundlagen	der	übrigen	Umsätze,	 ausgenommen	die	Einfuhren	und	die	 innergemeinschaftli-
chen	 Erwerbe,	 aufzuzeichnen.	 Die	 Verpflichtung	 zur	 Trennung	 der	 Bemessungsgrundlagen	 nach	
Absatz	2	Nr.	1	Satz	2,	Nr.	2	Satz	2	und	Nr.	3	Satz	2	bleibt	unberührt.	
(4)	In	den	Fällen	des	§	15a	hat	der	Unternehmer	die	Berechnungsgrundlagen	für	den	Ausgleich	

aufzuzeichnen,	der	von	ihm	in	den	in	Betracht	kommenden	Kalenderjahren	vorzunehmen	ist.	
(4a)	Gegenstände,	die	der	Unternehmer	zu	seiner	Verfügung	vom	Inland	in	das	übrige	Gemein-

schaftsgebiet	verbringt,	müssen	aufgezeichnet	werden,	wenn	
1.		an	den	Gegenständen	im	übrigen	Gemeinschaftsgebiet	Arbeiten	ausgeführt	werden,	
2.		es	sich	um	eine	vorübergehende	Verwendung	handelt,	mit	den	Gegenständen	im	übrigen	Ge-
meinschaftsgebiet	sonstige	Leistungen	ausgeführt	werden	und	der	Unternehmer	 in	dem	be-
treffenden	Mitgliedstaat	keine	Zweigniederlassung	hat	oder	

3.		es	sich	um	eine	vorübergehende	Verwendung	im	übrigen	Gemeinschaftsgebiet	handelt	und	in	
entsprechenden	 Fällen	 die	 Einfuhr	 der	 Gegenstände	 aus	 dem	 Drittlandsgebiet	 vollständig	
steuerfrei	wäre.	

(4b)	Gegenstände,	die	der	Unternehmer	von	einem	im	übrigen	Gemeinschaftsgebiet	ansässigen	
Unternehmer	mit	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	zur	Ausführung	einer	sonstigen	Leistung	im	
Sinne	des	§	3a	Abs.	3	Nr.	3	Buchstabe	c	erhält,	müssen	aufgezeichnet	werden.	
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(4c)	 Der	 Lagerhalter,	 der	 ein	 Umsatzsteuerlager	 im	 Sinne	 des	 §	 4	 Nr.	 4a	 betreibt,	 hat	 Be-
standsaufzeichnungen	über	die	eingelagerten	Gegenstände	und	Aufzeichnungen	über	Leistungen	im	
Sinne	des	§	4	Nr.	4a	Satz	1	Buchstabe	b	Satz	1	zu	führen.	Bei	der	Auslagerung	eines	Gegenstandes	
aus	dem	Umsatzsteuerlager	muss	der	Lagerhalter	Name,	Anschrift	und	die	inländische	Umsatzsteu-
er-Identifikationsnummer	des	Auslagerers	oder	dessen	Fiskalvertreters	aufzeichnen.	
(4d)	 Im	 Fall	 der	 Abtretung	 eines	 Anspruchs	 auf	 die	 Gegenleistung	 für	 einen	 steuerpflichtigen	

Umsatz	an	einen	anderen	Unternehmer	(§	13c)	hat	
1.		der	 leistende	Unternehmer	 den	Namen	 und	 die	 Anschrift	 des	 Abtretungsempfängers	 sowie	
die	Höhe	des	abgetretenen	Anspruchs	auf	die	Gegenleistung	aufzuzeichnen;	

2.		der	 Abtretungsempfänger	 den	 Namen	 und	 die	 Anschrift	 des	 leistenden	 Unternehmers,	 die	
Höhe	des	abgetretenen	Anspruchs	auf	die	Gegenleistung	sowie	die	Höhe	der	auf	den	abgetre-
tenen	Anspruch	vereinnahmten	Beträge	aufzuzeichnen.	Sofern	der	Abtretungsempfänger	die	
Forderung	oder	einen	Teil	der	Forderung	an	einen	Dritten	abtritt,	hat	er	zusätzlich	den	Na-
men	und	die	Anschrift	des	Dritten	aufzuzeichnen.	

Satz	1	gilt	entsprechend	bei	der	Verpfändung	oder	der	Pfändung	von	Forderungen.	An	die	Stelle	des	
Abtretungsempfängers	tritt	 im	Fall	der	Verpfändung	der	Pfandgläubiger	und	im	Fall	der	Pfändung	
der	Vollstreckungsgläubiger.	
(4e)	Wer	in	den	Fällen	des	§	13c	Zahlungen	nach	§	48	der	Abgabenordnung	leistet,	hat	Aufzeich-

nungen	über	die	entrichteten	Beträge	zu	 führen.	Dabei	sind	auch	Name,	Anschrift	und	die	Steuer-
nummer	des	Schuldners	der	Umsatzsteuer	aufzuzeichnen.	
(4f)	Der	Unternehmer,	der	nach	Maßgabe	des	§	6b	einen	Gegenstand	aus	dem	Gebiet	eines	Mit-

gliedstaates	 in	das	Gebiet	 eines	 anderen	Mitgliedstaates	befördert	oder	versendet,	 hat	über	diese	
Beförderung	oder	Versendung	gesondert	Aufzeichnungen	zu	führen.	Diese	Aufzeichnungen	müssen	
folgende	Angaben	enthalten:	
1.		 den	vollständigen	Namen	und	die	vollständige	Anschrift	des	Erwerbers	 im	Sinne	des	§	6b	

Absatz	1	Nummer	1	oder	des	§	6b	Absatz	5;	
2.		 den	Abgangsmitgliedstaat;	
3.		 den	Bestimmungsmitgliedstaat;	
4.		 den	Tag	des	Beginns	der	Beförderung	oder	Versendung	im	Abgangsmitgliedstaat;	
5.		 die	von	dem	Erwerber	im	Sinne	des	§	6b	Absatz	1	oder	des	§	6b	Absatz	5	verwendete	Um-

satzsteuer-Identifikationsnummer;	
6.		 den	vollständigen	Namen	und	die	vollständige	Anschrift	des	Lagers,	 in	das	der	Gegenstand	

im	Rahmen	der	Beförderung	oder	Versendung	in	den	Bestimmungsmitgliedstaat	gelangt;	
7.		 den	Tag	des	Endes	der	Beförderung	oder	Versendung	im	Bestimmungsmitgliedstaat;	
8.		 die	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	eines	Dritten	als	Lagerhalter;	
9.		 die	Bemessungsgrundlage	nach	§	10	Absatz	4	Satz	1	Nummer	1,	die	handelsübliche	Bezeich-

nung	und	Menge	der	im	Rahmen	der	Beförderung	oder	Versendung	in	das	Lager	gelangten	
Gegenstände;	

10.		 den	Tag	der	Lieferung	im	Sinne	des	§	6b	Absatz	2;	
11.		 das	Entgelt	 für	die	Lieferung	nach	Nummer	10	sowie	die	handelsübliche	Bezeichnung	und	

Menge	der	gelieferten	Gegenstände;	
12.		 die	 von	 dem	 Erwerber	 für	 die	 Lieferung	 nach	 Nummer	 10	 verwendete	 Umsatzsteuer-

Identifikationsnummer;	
13.		 das	Entgelt	sowie	die	handelsübliche	Bezeichnung	und	Menge	der	Gegenstände	im	Fall	des	

einer	innergemeinschaftlichen	Lieferung	gleichgestellten	Verbringens	im	Sinne	des	§	6b	Ab-
satz	3;	

14.		 die	Bemessungsgrundlage	der	nach	§	6b	Absatz	4	Nummer	1	 in	den	Abgangsmitgliedstaat	
zurückgelangten	 Gegenstände	 und	 den	 Tag	 des	 Beginns	 dieser	 Beförderung	 oder	 Versen-
dung.	
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(4g)	Der	Unternehmer,	an	den	der	Gegenstand	nach	Maßgabe	des	§	6b	geliefert	werden	soll,	hat	
über	diese	Lieferung	gesondert	Aufzeichnungen	zu	führen.	Diese	Aufzeichnungen	müssen	folgende	
Angaben	enthalten:	
1.		die	von	dem	Unternehmer	im	Sinne	des	§	6b	Absatz	1	Nummer	1	verwendete	Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer;	

2.		die	handelsübliche	Bezeichnung	und	Menge	der	für	den	Unternehmer	als	Erwerber	im	Sinne	
des	§	6b	Absatz	1	oder	des	§	6b	Absatz	5	bestimmten	Gegenstände;	

3.		den	Tag	des	Endes	der	Beförderung	oder	Versendung	der	für	den	Unternehmer	als	Erwerber	
im	 Sinne	 des	 §	 6b	 Absatz	 1	 oder	 des	 §	 6b	 Absatz	 5	 bestimmten	 Gegenstände	 im	 Bestim-
mungsmitgliedstaat;	

4.		das	Entgelt	für	die	Lieferung	an	den	Unternehmer	sowie	die	handelsübliche	Bezeichnung	und	
Menge	der	gelieferten	Gegenstände;	

5.		den	Tag	des	innergemeinschaftlichen	Erwerbs	im	Sinne	des	§	6b	Absatz	2	Nummer	2;	
6.		die	handelsübliche	Bezeichnung	und	Menge	der	auf	Veranlassung	des	Unternehmers	im	Sinne	
des	§	6b	Absatz	1	Nummer	1	aus	dem	Lager	entnommenen	Gegenstände;	

7.		die	handelsübliche	Bezeichnung	der	im	Sinne	des	§	6b	Absatz	6	Satz	4	zerstörten	oder	fehlen-
den	Gegenstände	und	den	Tag	der	Zerstörung,	des	Verlusts	oder	des	Diebstahls	der	zuvor	in	
das	Lager	gelangten	Gegenstände	oder	den	Tag,	an	dem	die	Zerstörung	oder	das	Fehlen	der	
Gegenstände	festgestellt	wurde.	

Wenn	der	Inhaber	des	Lagers,	in	das	der	Gegenstand	im	Sinne	des	§	6b	Absatz	1	Nummer	1	beför-
dert	oder	versendet	wird,	nicht	mit	dem	Erwerber	im	Sinne	des	§	6b	Absatz	1	Nummer	1	oder	des	
§	6b	Absatz	5	identisch	ist,	ist	der	Unternehmer	von	den	Aufzeichnungen	nach	Satz	1	Nummer	3,	6	
und	7	entbunden.	
(5)	Ein	Unternehmer,	der	ohne	Begründung	einer	gewerblichen	Niederlassung	oder	außerhalb	

einer	solchen	von	Haus	zu	Haus	oder	auf	öffentlichen	Straßen	oder	an	anderen	öffentlichen	Orten	
Umsätze	 ausführt	 oder	 Gegenstände	 erwirbt,	 hat	 ein	 Steuerheft	 nach	 amtlich	 vorgeschriebenem	
Vordruck	zu	führen.	
(6)	Das	Bundesministerium	der	Finanzen	kann	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	durch	Rechts-

verordnung	
1.		nähere	Bestimmungen	darüber	treffen,	wie	die	Aufzeichnungspflichten	zu	erfüllen	sind	und	in	
welchen	 Fällen	 Erleichterungen	 bei	 der	 Erfüllung	 dieser	 Pflichten	 gewährt	werden	 können,	
sowie	

2.		Unternehmer	im	Sinne	des	Absatzes	5	von	der	Führung	des	Steuerheftes	befreien,	sofern	sich	
die	 Grundlagen	 der	 Besteuerung	 aus	 anderen	 Unterlagen	 ergeben,	 und	 diese	 Befreiung	 an	
Auflagen	knüpfen.55	

	
55	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1990.—Artikel	7	Nr.	6	lit.	a	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	1989	(BGBl.	I	S.	2408)	hat	Abs.	1	Satz	2	

und	3	eingefügt.	
	 Artikel	7	Nr.	6	lit.	b	 litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	Satz	3	in	Abs.	2	Nr.	1	durch	die	Sätze	3	und	4	ersetzt.	

Satz	3	 lautete:	„Außerdem	müssen	aus	den	Aufzeichnungen	die	Umsätze	hervorgehen,	die	der	Unterneh-
mer	nach	§	9	als	steuerpflichtig	behandelt.“	

	 Artikel	7	Nr.	6	lit.	b	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Satz	3	in	Abs.	2	Nr.	2	neu	gefasst.	Satz	3	lautete:	Num-
mer	1	Satz	3	gilt	entsprechend;“.	

	 Artikel	7	Nr.	6	lit.	b	litt.	cc	bis	ee	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	3	in	Abs.	2	aufgehoben,	Nr.	4	in	Nr.	3	umnum-
meriert	und	Abs.	2	Nr.	4	eingefügt.	Nr.	3	lautete:	

„3.		die	Bemessungsgrundlagen	 für	die	Lieferungen	und	sonstigen	Leistungen	 im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	
Nr.	1	Buchstabe	b	und	Nr.	3	sowie	des	§	10	Abs.	5.	Nummer	1	Satz	2	gilt	entsprechend;“.	

	 Artikel	7	Nr.	6	lit.	b	litt.	ff	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	5	in	Abs.	2	geändert.	Nr.	5	lautete:	
„5.		die	Entgelte	für	steuerpflichtige	Lieferungen	und	sonstige	Leistungen,	die	an	den	Unternehmer	für	

sein	Unternehmen	ausgeführt	worden	sind,	und	die	vor	Ausführung	dieser	Umsätze	gezahlten	Ent-
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gelte	und	Teilentgelte,	soweit	für	diese	Umsätze	nach	§	13	Abs.	1	Nr.	1	Buchstabe	a	Satz	4	und	5	die	
Steuer	entsteht,	sowie	die	auf	die	Entgelte	und	Teilentgelte	entfallenden	Steuerbeträge;“.	

	 Artikel	7	Nr.	6	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Satz	1	in	Abs.	4	aufgehoben.	Satz	1	lautete:	„Macht	der	Unter-
nehmer	von	der	Vorschrift	des	§	15	Abs.	7	Gebrauch,	so	hat	er	die	Aufzeichnungspflichten	nach	den	Absät-
zen	2	und	3	für	jeden	Betrieb	gesondert	zu	erfüllen.“	

	 01.07.1990.—Artikel	10	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	1990	(BGBl.	 II	S.	518)	hat	Satz	4	in	Abs.	3	neu	
gefasst.	Satz	4	 lautete:	 „Die	Verpflichtung	zur	Trennung	der	Bemessungsgrundlagen	nach	Absatz	2	Nr.	1	
Satz	2,	Nr.	2	Satz	2,	Nr.	3	Satz	2	und	Nr.	4	Satz	2	bleibt	unberührt.“	

	 01.01.1993.—Artikel	1	Nr.	25	lit.	a	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	in	Abs.	2	Nr.	6	
den	Punkt	durch	ein	Semikolon	ersetzt	und	Abs.	2	Nr.	7	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	25	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	3	„und	die	innergemeinschaftlichen	Erwerbe“	
nach	„Einfuhren“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	25	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4a	und	4b	eingefügt.	
	 30.12.1993.—Artikel	20	Nr.	26	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2310)	hat	in	Abs.	6	„Der	

Bundesminister“	durch	„Das	Bundesministerium“	ersetzt.	
	 01.01.1994.—Artikel	20	Nr.	21	lit.	a	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2310)	hat	Satz	2	in	

Abs.	2	Nr.	2	neu	gefasst.	Satz	2	lautete:	„Dabei	ist	ersichtlich	zu	machen,	wie	sich	die	Entgelte	und	Teilent-
gelte	verteilen	

a)		auf	steuerpflichtige	Umsätze,	getrennt	nach	Steuersätzen,	für	die	die	Steuer	nach	§	13	Abs.	1	Nr.	1	
Buchstabe	a	Satz	4	und	5	entsteht,	und	

b)		auf	steuerfreie	Umsätze	oder	Umsätze,	für	die	nach	§	13	Abs.	1	Nr.	1	Buchstabe	a	Satz	5	die	Steuer	
nicht	entsteht.“	

	 Artikel	20	Nr.	21	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Nr.	5	Satz	1	„und	5“	nach	„Satz	4“	gestrichen.	
	 01.01.1996.—Artikel	20	Nr.	18	des	Gesetzes	vom	11.	Oktober	1995	(BGBl.	 I	S.	1250)	hat	Abs.	4a	und	4b	

neu	gefasst.	Abs.	4a	und	4b	lauteten:	
	 	 „(4a)	Gegenstände,	die	der	Unternehmer	zu	seiner	Verfügung	vom	Inland	in	das	übrige	Gemeinschafts-

gebiet	verbringt,	müssen	aufgezeichnet	werden,	wenn	
1.		 die	 Gegenstände	 an	 einen	 im	 übrigen	 Gemeinschaftsgebiet	 ansässigen	 Unternehmer	mit	 Umsatz-

steuer-Identifikationsnummer	zur	Ausführung	einer	sonstigen	Leistung	auf	Grund	eines	Werkver-
trages	im	Sinne	des	§	3	Abs.	1a	Nr.	2	befördert	oder	versendet	werden,	

2.		 an	den	Gegenständen	im	übrigen	Gemeinschaftsgebiet	Arbeiten	ausgeführt	werden,	
3.		 es	sich	um	eine	vorübergehende	Verwendung	handelt,	mit	den	Gegenständen	im	übrigen	Gemein-

schaftsgebiet	 sonstige	 Leistungen	 ausgeführt	 werden	 und	 der	 Unternehmer	 in	 dem	 betreffenden	
Mitgliedstaat	keine	Zweigniederlassung	hat,	oder	

4.		 es	sich	um	eine	vorübergehende	Verwendung	im	übrigen	Gemeinschaftsgebiet	handelt	und	in	ent-
sprechenden	 Fällen	 die	 Einfuhr	 der	 Gegenstände	 aus	 dem	 Drittlandsgebiet	 vollständig	 steuerfrei	
wäre.	

	 	 (4b)	Gegenstände,	die	der	Unternehmer	von	einem	im	übrigen	Gemeinschaftsgebiet	ansässigen	Unter-
nehmer	mit	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	zur	Ausführung	einer	sonstigen	Leistung	auf	Grund	ei-
nes	Werkvertrages	im	Sinne	des	§	3	Abs.	1a	Nr.	2	erhält,	müssen	aufgezeichnet	werden.“	

	 01.04.1999.—Artikel	7	Nr.	17	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	24.	März	1999	(BGBl.	 I	S.	402)	hat	Satz	3	 in	Abs.	2	
Nr.	1	neu	gefasst.	Satz	3	lautete:	„Dies	gilt	entsprechend	für	die	Bemessungsgrundlagen	nach	§	10	Abs.	4	
Nr.	1	und	2,	wenn	Lieferungen	und	sonstige	Leistungen	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	Satz	2	Buchstabe	b	
und	Nr.	3	sowie	des	§	10	Abs.	5	ausgeführt	werden.“	

	 Artikel	7	Nr.	17	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	3	in	Abs.	2	neu	gefasst.	Nr.	3	lautete:	
„3.		die	Bemessungsgrundlagen	für	den	Eigenverbrauch.	Nummer	1	Satz	2	gilt	entsprechend;“.	

	 Artikel	7	Nr.	17	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	in	Abs.	2	Nr.	5	aufgehoben.	Satz	2	lautete:	„Sind	steuer-
pflichtige	Lieferungen	und	sonstige	Leistungen	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	Satz	2	Buchstabe	b	und	Nr.	3	
sowie	des	§	10	Abs.	5	ausgeführt	worden,	so	sind	die	Bemessungsgrundlagen	nach	§	10	Abs.	4	Nr.	1	und	2	
und	die	darauf	entfallenden	Steuerbeträge	aufzuzeichnen;“.	

	 01.01.2000.—Artikel	9	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	1999	(BGBl.	 I	S.	2601)	hat	 in	Abs.	2	Nr.	3	
Satz	1	„Satz	1“	nach	„Abs.	9a“	eingefügt.	

	 01.01.2002.—Artikel	18	Nr.	13	lit.	a	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3794)	hat	Satz	2	in	
Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	2	lautete:	„Diese	Verpflichtung	gilt	in	den	Fällen	des	§	14	Abs.	3	auch	für	Personen,	
die	nicht	Unternehmer	sind.“	
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§	22a	Fiskalvertretung	
(1)	Ein	Unternehmer,	der	weder	 im	 Inland	noch	 in	einem	der	 in	§	1	Abs.	3	genannten	Gebiete	

seinen	Wohnsitz,	 seinen	Sitz,	 seine	Geschäftsleitung	oder	eine	Zweigniederlassung	hat	und	 im	 In-
land	ausschließlich	steuerfreie	Umsätze	ausführt	und	keine	Vorsteuerbeträge	abziehen	kann,	kann	
sich	im	Inland	durch	einen	Fiskalvertreter	vertreten	lassen.	
(2)	Zur	Fiskalvertretung	 sind	die	 in	§	3	Nr.	1	bis	3	und	§	4	Nr.	9	Buchstabe	 c	des	Steuerbera-

tungsgesetzes	genannten	Personen	befugt.	
(3)	Der	Fiskalvertreter	bedarf	der	Vollmacht	des	im	Ausland	ansässigen	Unternehmers.56	

	
§	22b	Rechte	und	Pflichten	des	Fiskalvertreters	

	
	 Artikel	18	Nr.	13	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Nr.	7	den	Punkt	durch	ein	Semikolon	ersetzt	und	

Abs.	2	Nr.	8	eingefügt.	
	 01.07.2003.—Artikel	6	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	16.	Mai	2003	(BGBl.	I	S.	660)	hat	Abs.	1	Satz	4	eingefügt.	
	 01.01.2004.—Artikel	5	Nr.	27	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	 I	S.	2645)	hat	 in	Abs.	1	

Satz	2	„§	14	Abs.	3“	durch	„§	14c	Abs.	2“	ersetzt.	
	 Artikel	5	Nr.	27	lit.	b	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Nr.	3	Satz	1	„Satz	1“	nach	„Abs.	9a“	gestrichen.	
	 Artikel	5	Nr.	27	lit.	b	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	4	in	Abs.	2	neu	gefasst.	Nr.	4	lautete:	

„4.		die	wegen	unberechtigten	Steuerausweises	nach	§	14	Abs.	2	und	3	geschuldeten	Steuerbeträge;“.	
	 Artikel	5	Nr.	27	lit.	b	litt.	cc	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Nr.	8	den	Punkt	am	Ende	durch	ein	Semikolon	

ersetzt	und	Abs.	2	Nr.	9	eingefügt.	
	 Artikel	5	Nr.	27	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4c	eingefügt.	
	 16.12.2004.—Artikel	5	Nr.	17	lit.	a	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2004	(BGBl.	I	S.	3310)	hat	in	Abs.	2	Nr.	1	

Satz	6	„Satz	2“	durch	„Satz	6“	ersetzt.	
	 Artikel	5	Nr.	17	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4d	und	4e	eingefügt.	
	 01.01.2006.—Artikel	4	Abs.	31	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	22.	September	2005	(BGBl.	I	S.	2809)	hat	in	Abs.	1	

Satz	4	„Bundesamts	für	Finanzen“	durch	„Bundeszentralamtes	für	Steuern“	ersetzt.	
	 01.01.2008.—Artikel	8	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2007	(BGBl.	I	S.	3150)	hat	in	Abs.	4e	Satz	1	

„der	§§	13c	und	13d“	durch	„des	§	13c“	gestrichen.	
	 01.01.2010.—Artikel	 7	 Nr.	 17	 des	 Gesetzes	 vom	 19.	 Dezember	 2008	 (BGBl.	 I	 S.	 2794)	 hat	 in	 Abs.	 4b	

„Abs.	2“	durch	„Abs.	3“	ersetzt.	
	 01.07.2010.—Artikel	6	Nr.	11	 lit.	 a	des	Gesetzes	vom	8.	April	2010	 (BGBl.	 I	 S.	 386)	hat	 in	Abs.	1	Satz	2	

„§	13b	Abs.	2“	durch	„§	13b	Absatz	5“	ersetzt.	
	 Artikel	6	Nr.	11	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	2	Nr.	8	Satz	1	„Abs.	1	und	2“	durch	„Absatz	1	bis	5“	

ersetzt.	
	 31.07.2014.—Artikel	7	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	2014	(BGBl.	I	S.	1266)	hat	Nr.	6	in	Abs.	2	neu	gefasst.	

Nr.	6	lautete:	
„6.	die	Bemessungsgrundlagen	für	die	Einfuhr	von	Gegenständen	(§	11),	die	für	das	Unternehmen	des	

Unternehmers	 eingeführt	 worden	 sind,	 sowie	 die	 dafür	 entrichtete	 oder	 in	 den	 Fällen	 des	 §	 16	
Abs.	2	Satz	4	zu	entrichtende	Einfuhrumsatzsteuer;“.	

01.01.2015.—Artikel	9	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	2014	(BGBl.	I	S.	1266)	hat	in	Abs.	1	Satz	4	„	;	in	den	
Fällen	des	§	18	Absatz	4e	sind	die	erforderlichen	Aufzeichnungen	auf	Anfrage	der	für	das	Besteuerungs-
verfahren	zuständigen	Finanzbehörde	auf	elektronischem	Weg	zur	Verfügung	zu	stellen“	am	Ende	einge-
fügt.	
01.01.2020.—Artikel	12	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2451)	hat	Abs.	4f	und	4g	
eingefügt.	

56	QUELLE	
	 01.01.1997.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	1996	(BGBl.	 I	 S.	1851)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.07.2000.—Artikel	3	des	Gesetzes	vom	24.	Juni	2000	(BGBl.	I	S.	874)	hat	in	Abs.	2	„§§	3	und	4	“	durch	

„§	3	Nr.	1	bis	3	und	§	4“	ersetzt.	
	 01.01.2002.—Artikel	18	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3794)	hat	in	Abs.	2	„den“	

nach	„in“	gestrichen.	
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(1)	Der	Fiskalvertreter	hat	die	Pflichten	des	im	Ausland	ansässigen	Unternehmers	nach	diesem	
Gesetz	als	eigene	zu	erfüllen.	Er	hat	die	gleichen	Rechte	wie	der	Vertretene.	
(2)	Der	Fiskalvertreter	hat	unter	der	 ihm	nach	§	22d	Absatz	1	erteilten	Steuernummer	viertel-

jährlich	Voranmeldungen	(§	18	Absatz	1)	sowie	eine	Steuererklärung	(§	18	Absatz	3	und	4)	abzuge-
ben,	in	der	er	die	Besteuerungsgrundlagen	für	jeden	von	ihm	vertretenen	Unternehmer	zusammen-
fasst.	 Der	 Steuererklärung	 hat	 der	 Fiskalvertreter	 als	 Anlage	 eine	Aufstellung	 beizufügen,	 die	 die	
von	ihm	vertretenen	Unternehmer	mit	deren	jeweiligen	Besteuerungsgrundlagen	enthält.	
(2a)	 Der	 Fiskalvertreter	 hat	 unter	 der	 ihm	 nach	 §	 22d	 Absatz	 1	 erteilten	 Umsatzsteuer-

Identifikationsnummer	nach	§	27a	eine	Zusammenfassende	Meldung	nach	Maßgabe	des	§	18a	ab-
zugeben.	
(3)	Der	Fiskalvertreter	hat	die	Aufzeichnungen	im	Sinne	des	§	22	für	jeden	von	ihm	vertretenen	

Unternehmer	gesondert	zu	führen.	Die	Aufzeichnungen	müssen	Namen	und	Anschrift	der	von	ihm	
vertretenen	Unternehmer	enthalten.57	
	
§	22c	Ausstellung	von	Rechnungen	im	Falle	der	Fiskalvertretung	
Die	Rechnung	hat	folgende	Angaben	zu	enthalten:	
1.		den	Hinweis	auf	die	Fiskalvertretung,	
2.		den	Namen	und	die	Anschrift	des	Fiskalvertreters,	
3.		die	dem	Fiskalvertreter	nach	§	22d	Abs.	1	erteilte	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer.58	

	
§	22d	Steuernummer	und	zuständiges	Finanzamt	
(1)	Der	Fiskalvertreter	erhält	für	seine	Tätigkeit	eine	gesonderte	Steuernummer	und	eine	geson-

derte	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	nach	§	27a,	unter	der	er	für	alle	von	ihm	vertretenen	im	
Ausland	ansässigen	Unternehmen	auftritt.	
(2)	Der	Fiskalvertreter	wird	bei	 dem	Finanzamt	 geführt,	 das	 für	 seine	Umsatzbesteuerung	 zu-

ständig	ist.59	
	
§	22e	Untersagung	der	Fiskalvertretung	
(1)	Die	zuständige	Finanzbehörde	kann	die	Fiskalvertretung	der	in	§	22a	Abs.	2	mit	Ausnahme	

der	 in	 §	 3	 des	 Steuerberatungsgesetzes	 genannten	 Person	 untersagen,	 wenn	 der	 Fiskalvertreter	
wiederholt	gegen	die	ihm	auferlegten	Pflichten	nach	§	22b	verstößt	oder	ordnungswidrig	im	Sinne	
des	§	26a	handelt.	
(2)	Für	den	vorläufigen	Rechtsschutz	gegen	die	Untersagung	gelten	§	361	Abs.	4	der	Abgaben-

ordnung	und	§	69	Abs.	5	der	Finanzgerichtsordnung.60	
	

57	QUELLE	
	 01.01.1997.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	1996	(BGBl.	 I	 S.	1851)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2020.—Artikel	12	Nr.	17	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	 I	S.	2451)	hat	Abs.	2	durch	

Abs.	2	und	2a	ersetzt.	Abs.	2	lautete:	
	 	 „(2)	Der	Fiskalvertreter	hat	unter	der	ihm	nach	§	22d	Abs.	1	erteilten	Steuernummer	eine	Steuererklä-

rung	(§	18	Abs.	3	und	4)	abzugeben,	in	der	er	die	Besteuerungsgrundlagen	für	jeden	von	ihm	vertretenen	
Unternehmer	zusammenfaßt.	Dies	gilt	für	die	Zusammenfassende	Meldung	entsprechend.“	

58	QUELLE	
	 01.01.1997.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	1996	(BGBl.	 I	 S.	1851)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
59	QUELLE	
	 01.01.1997.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	1996	(BGBl.	 I	 S.	1851)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
60	QUELLE	
	 01.01.1997.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	1996	(BGBl.	 I	 S.	1851)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
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§	22f	Besondere	Pflichten	für	Betreiber	eines	elektronischen	Marktplatzes	
(1)	Der	Betreiber	eines	elektronischen	Marktplatzes	im	Sinne	des	§	25e	Absatz	5	und	6	hat	für	

Lieferungen	 eines	 Unternehmers,	 die	 auf	 dem	 von	 ihm	 bereitgestellten	 Marktplatz	 rechtlich	 be-
gründet	worden	sind	und	bei	denen	die	Beförderung	oder	Versendung	im	Inland	beginnt	oder	en-
det,	Folgendes	aufzuzeichnen:	
1.		den	vollständigen	Namen	und	die	vollständige	Anschrift	des	liefernden	Unternehmers,	
2.		die	 dem	 liefernden	Unternehmer	 von	 dem	 nach	 §	 21	 der	 Abgabenordnung	 zuständigen	 Fi-
nanzamt	 erteilte	 Steuernummer	 und	 soweit	 vorhanden	 die	 ihm	 vom	Bundeszentralamt	 für	
Steuern	erteilte	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer,	

3.		das	Beginn-	und	Enddatum	der	Gültigkeit	der	Bescheinigung	nach	Satz	2,	
4.		den	Ort	des	Beginns	der	Beförderung	oder	Versendung	sowie	den	Bestimmungsort	und	
5.		den	Zeitpunkt	und	die	Höhe	des	Umsatzes.	

Der	Nachweis	über	die	Angaben	nach	Satz	1	Nummer	1	bis	3	ist	vom	Betreiber	durch	eine	im	Zeit-
punkt	 der	 Lieferung	 des	 Unternehmers	 gültige,	 auf	 längstens	 drei	 Jahre	 befristete	 Bescheinigung	
über	die	steuerliche	Erfassung	des	für	den	liefernden	Unternehmer	zuständigen	Finanzamts	zu	füh-
ren.	Die	Bescheinigung	wird	auf	Antrag	des	 liefernden	Unternehmers	vom	zuständigen	Finanzamt	
erteilt.	 Unternehmer	 ohne	Wohnsitz	 oder	 gewöhnlichen	Aufenthalt,	 Sitz	 oder	Geschäftsleitung	 im	
Inland,	einem	anderen	Mitgliedstaat	der	Europäischen	Union	oder	in	einem	Staat,	auf	den	das	Ab-
kommen	über	den	Europäischen	Wirtschaftsraum	anwendbar	ist,	haben	spätestens	mit	der	Antrag-
stellung	nach	 Satz	 3	 einen	Empfangsbevollmächtigten	 im	 Inland	 (§	 123	der	Abgabenordnung)	 zu	
benennen.	§	123	Satz	4	der	Abgabenordnung	gilt	nicht.	Die	für	den	liefernden	Unternehmer	örtlich	
zuständige	 Finanzbehörde	 speichert	 die	Daten	 nach	 Satz	 1	Nummer	 1	 bis	 3	 und	 stellt	 diese	 zum	
Datenabruf	bereit.	Der	Antragsteller	ist	über	die	Verarbeitung	der	in	Satz	1	Nummer	1	bis	3	genann-
ten	Daten	durch	die	Finanzbehörde	nach	Satz	6	zu	informieren.	
(2)	Erfolgt	die	Registrierung	auf	dem	elektronischen	Marktplatz	des	Betreibers	nicht	als	Unter-

nehmer,	gilt	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1,	4	und	5	entsprechend.	Zusätzlich	ist	das	Geburtsdatum	auf-
zuzeichnen.	
(3)	Der	Betreiber	hat	die	Unterlagen	nach	den	Absätzen	1	und	2	auf	Anforderung	des	Finanzamts	

elektronisch	 zu	 übermitteln.	 Stellt	 die	 Finanzbehörde	 ein	 Sammelauskunftsersuchen	 (§	 93	 Ab-
satz	1a	Satz	1	der	Abgabenordnung),	 findet	§	93	Absatz	1a	Satz	2	der	Abgabenordnung	keine	An-
wendung.	
(4)	 Das	 Bundesministerium	 der	 Finanzen	 wird	 ermächtigt,	 durch	 Rechtsverordnung	 mit	 Zu-

stimmung	des	Bundesrates	Vorschriften	zur	Ausgestaltung	des	Datenabrufverfahrens	nach	Absatz	1	
Satz	6,	zur	Verarbeitung	und	Weiterverarbeitung	der	in	diesem	Verfahren	erhobenen	Daten	sowie	
zum	Datenübermittlungsverfahren	nach	Absatz	3	zu	erlassen.61	
	

Sechster	Abschnitt	
Sonderregelungen62	

	
§	23	Allgemeine	Durchschnittsätze	

	
61	QUELLE	
	 01.01.2019.—Artikel	9	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	11.	Dezember	2018	(BGBl.	I	S.	2338)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 18.12.2019.—Artikel	11	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2451)	hat	in	Abs.	1	Satz	7	

„Finanzhörde“	durch	„Finanzbehörde“	ersetzt.	
62	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2000.—Artikel	9	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	1999	(BGBl.	I	S.	2601)	hat	die	Überschrift	

des	Abschnitts	neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Besondere	Besteuerungsformen“.	
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(1)	Das	Bundesministerium	der	Finanzen	kann	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	zur	Vereinfa-
chung	des	Besteuerungsverfahrens	für	Gruppen	von	Unternehmern,	bei	denen	hinsichtlich	der	Be-
steuerungsgrundlagen	 annähernd	 gleiche	 Verhältnisse	 vorliegen	 und	 die	 nicht	 verpflichtet	 sind,	
Bücher	zu	führen	und	auf	Grund	jährlicher	Bestandsaufnahmen	regelmäßig	Abschlüsse	zu	machen,	
durch	Rechtsverordnung	Durchschnittsätze	festsetzen	für	
1.		die	nach	§	15	abziehbaren	Vorsteuerbeträge	oder	die	Grundlagen	ihrer	Berechnung	oder	
2.		die	zu	entrichtende	Steuer	oder	die	Grundlagen	ihrer	Berechnung.	
(2)	Die	Durchschnittsätze	müssen	zu	einer	Steuer	führen,	die	nicht	wesentlich	von	dem	Betrage	

abweicht,	der	sich	nach	diesem	Gesetz	ohne	Anwendung	der	Durchschnittsätze	ergeben	würde.	
(3)	Der	Unternehmer,	bei	dem	die	Voraussetzungen	für	eine	Besteuerung	nach	Durchschnittsät-

zen	im	Sinne	des	Absatzes	1	gegeben	sind,	kann	beim	Finanzamt	bis	zur	Unanfechtbarkeit	der	Steu-
erfestsetzung	(§	18	Abs.	3	und	4)	beantragen,	nach	den	festgesetzten	Durchschnittsätzen	besteuert	
zu	werden.	Der	Antrag	kann	nur	mit	Wirkung	vom	Beginn	eines	Kalenderjahres	an	widerrufen	wer-
den.	Der	Widerruf	ist	spätestens	bis	zur	Unanfechtbarkeit	der	Steuerfestsetzung	des	Kalenderjahres,	
für	das	er	gelten	soll,	zu	erklären.	Eine	erneute	Besteuerung	nach	Durchschnittsätzen	ist	frühestens	
nach	Ablauf	von	fünf	Kalenderjahren	zulässig.63	
	
§	23a	Durchschnittsatz	für	Körperschaften,	Personenvereinigungen	und	Vermögensmassen	
im	Sinne	des	§	5	Abs.	1	Nr.	9	des	Körperschaftsteuergesetzes	
(1)	 Zur	Berechnung	der	 abziehbaren	Vorsteuerbeträge	 (§	 15)	wird	 für	Körperschaften,	 Perso-

nenvereinigungen	und	Vermögensmassen	im	Sinne	des	§	5	Abs.	1	Nr.	9	des	Körperschaftsteuerge-
setzes,	die	nicht	verpflichtet	sind,	Bücher	zu	 führen	und	auf	Grund	 jährlicher	Bestandsaufnahmen	
regelmäßig	Abschlüsse	zu	machen,	ein	Durchschnittsatz	von	7	vom	Hundert	des	steuerpflichtigen	
Umsatzes,	 mit	 Ausnahme	 der	 Einfuhr	 und	 des	 innergemeinschaftlichen	 Erwerbs,	 festgesetzt.	 Ein	
weiterer	Vorsteuerabzug	ist	ausgeschlossen.	
(2)	Der	Unternehmer,	 dessen	 steuerpflichtiger	Umsatz,	mit	Ausnahme	der	Einfuhr	und	des	 in-

nergemeinschaftlichen	 Erwerbs,	 im	 vorangegangenen	Kalenderjahr	 35	 000	 Euro	 überstiegen	 hat,	
kann	den	Durchschnittsatz	nicht	in	Anspruch	nehmen.	
(3)	Der	Unternehmer,	bei	dem	die	Voraussetzungen	für	die	Anwendung	des	Durchschnittsatzes	

gegeben	 sind,	 kann	dem	Finanzamt	 spätestens	 bis	 zum	 zehnten	Tage	 nach	Ablauf	 des	 ersten	Vo-
ranmeldungszeitraums	 eines	 Kalenderjahres	 erklären,	 daß	 er	 den	 Durchschnittsatz	 in	 Anspruch	
nehmen	will.	Die	Erklärung	bindet	den	Unternehmer	mindestens	 für	 fünf	Kalenderjahre.	Sie	kann	
nur	mit	Wirkung	vom	Beginn	eines	Kalenderjahres	an	widerrufen	werden.	Der	Widerruf	ist	spätes-
tens	bis	zum	zehnten	Tag	nach	Ablauf	des	ersten	Voranmeldungszeitraums	dieses	Kalenderjahres	
zu	erklären.	Eine	erneute	Anwendung	des	Durchschnittsatzes	 ist	 frühestens	nach	Ablauf	von	 fünf	
Kalenderjahren	zulässig.64	
	
§	24	Durchschnittsätze	für	land-	und	forstwirtschaftliche	Betriebe	

	
63	ÄNDERUNGEN	
	 30.12.1993.—Artikel	20	Nr.	26	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2310)	hat	in	Abs.	1	„Der	

Bundesminister“	durch	„Das	Bundesministerium“	ersetzt.	
64	QUELLE	
	 01.01.1990.—Artikel	6	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	18.	Dezember	1989	(BGBl.	I	S.	2212)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1993.—Artikel	1	Nr.	26	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	und	

Abs.	2	jeweils	„und	des	innergemeinschaftlichen	Erwerbs“	nach	„Einfuhr“	eingefügt.	
	 01.01.2002.—Artikel	 14	 Nr.	 9	 des	 Gesetzes	 vom	 19.	 Dezember	 2002	 (BGBl.	 I	 S.	 1790)	 hat	 in	 Abs.	 2		

„60	000	DM“	durch	„30	678	Euro“	ersetzt.	
	 01.01.2008.—Artikel	7	des	Gesetzes	vom	10.	Oktober	2007	(BGBl.	I	S.	2332)	hat	in	Abs.	2	„30	678	Euro“	

durch	„35	000	Euro“	ersetzt.	
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(1)	 Für	 die	 im	 Rahmen	 eines	 land-	 und	 forstwirtschaftlichen	 Betriebes	 ausgeführten	 Umsätze	
wird	die	Steuer	vorbehaltlich	der	Sätze	2	bis	4	wie	folgt	festgesetzt:	
1.		 für	die	Lieferungen	von	forstwirtschaftlichen	Erzeugnissen,	ausgenommen	Sägewerkserzeug-
nisse,	auf	5,5	Prozent,	

2.		 für	die	Lieferungen	der	in	der	Anlage	2	nicht	aufgeführten	Sägewerkserzeugnisse	und	Geträn-
ke	sowie	von	alkoholischen	Flüssigkeiten,	ausgenommen	die	Lieferungen	in	das	Ausland	und	
die	im	Ausland	bewirkten	Umsätze,	und	für	sonstige	Leistungen,	soweit	in	der	Anlage	2	nicht	
aufgeführte	Getränke	abgegeben	werden,	auf	19	Prozent,	

3.		 für	die	übrigen	Umsätze	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	auf	10,7	Prozent	
der	Bemessungsgrundlage.	Die	Befreiungen	nach	§	4	mit	Ausnahme	der	Nummern	1	bis	7	bleiben	
unberührt;	§	9	findet	keine	Anwendung.	Die	Vorsteuerbeträge	werden,	soweit	sie	den	in	Satz	1	Nr.	1	
bezeichneten	Umsätzen	zuzurechnen	sind,	auf	5,5	Prozent,	 in	den	übrigen	Fällen	des	Satzes	1	auf	
10,7	Prozent	der	Bemessungsgrundlage	für	diese	Umsätze	festgesetzt.	Ein	weiterer	Vorsteuerabzug	
entfällt.	§	14	ist	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	daß	der	für	den	Umsatz	maßgebliche	Durchschnitt-
satz	in	der	Rechnung	zusätzlich	anzugeben	ist.	
(2)	Als	land-	und	forstwirtschaftlicher	Betrieb	gelten	
1.		die	Landwirtschaft,	die	Forstwirtschaft,	der	Wein-,	Garten-,	Obst-	und	Gemüsebau,	die	Baum-
schulen,	alle	Betriebe,	die	Pflanzen	und	Pflanzenteile	mit	Hilfe	der	Naturkräfte	gewinnen,	die	
Binnenfischerei,	 die	 Teichwirtschaft,	 die	 Fischzucht	 für	 die	 Binnenfischerei	 und	 Teichwirt-
schaft,	die	Imkerei,	die	Wanderschäferei	sowie	die	Saatzucht,	

2.		Tierzucht-	und	Tierhaltungsbetriebe,	 soweit	 ihre	Tierbestände	nach	den	§§	51	und	51a	des	
Bewertungsgesetzes	zur	landwirtschaftlichen	Nutzung	gehören.	

Zum	 land-	 und	 forstwirtschaftlichen	Betrieb	 gehören	 auch	 die	Nebenbetriebe,	 die	 dem	 land-	 und	
forstwirtschaftlichen	 Betrieb	 zu	 dienen	 bestimmt	 sind.	 Ein	 Gewerbebetrieb	 kraft	 Rechtsform	 gilt	
auch	dann	nicht	 als	 land-	und	 forstwirtschaftlicher	Betrieb,	wenn	 im	übrigen	die	Merkmale	eines	
land-	und	forstwirtschaftlichen	Betriebes	vorliegen.	
(3)	Führt	der	Unternehmer	neben	den	in	Absatz	1	bezeichneten	Umsätzen	auch	andere	Umsätze	

aus,	 so	 ist	der	 land-	und	 forstwirtschaftliche	Betrieb	als	 ein	 in	der	Gliederung	des	Unternehmens	
gesondert	geführter	Betrieb	zu	behandeln.	
(4)	Der	Unternehmer	kann	spätestens	bis	zum	10.	Tage	eines	Kalenderjahres	gegenüber	dem	Fi-

nanzamt	 erklären,	 daß	 seine	Umsätze	 vom	Beginn	des	 vorangegangenen	Kalenderjahres	 an	 nicht	
nach	den	Absätzen	1	bis	3,	 sondern	nach	den	allgemeinen	Vorschriften	dieses	Gesetzes	besteuert	
werden	sollen.	Die	Erklärung	bindet	den	Unternehmer	mindestens	für	fünf	Kalenderjahre;	im	Falle	
der	 Geschäftsveräußerung	 ist	 der	 Erwerber	 an	 diese	 Frist	 gebunden.	 Sie	 kann	mit	Wirkung	 vom	
Beginn	eines	Kalenderjahres	an	widerrufen	werden.	Der	Widerruf	 ist	spätestens	bis	zum	10.	Tage	
nach	Beginn	dieses	Kalenderjahres	zu	erklären.	Die	Frist	nach	Satz	4	kann	verlängert	werden.	Ist	die	
Frist	 bereits	 abgelaufen,	 so	 kann	 sie	 rückwirkend	 verlängert	werden,	wenn	 es	 unbillig	wäre,	 die	
durch	den	Fristablauf	eingetretenen	Rechtsfolgen	bestehen	zu	lassen.65	

	
65	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1981.—§	28	Abs.	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	1979	(BGBl.	 I	S.	1953)	hat	Abs.	1	neu	gefasst.	

Abs.	1	lautete:	
	 	 „(1)	Für	die	im	Rahmen	eines	land-	und	forstwirtschaftlichen	Betriebes	ausgeführten	Umsätze	wird	die	

Steuer	wie	folgt	festgesetzt:	
1.		 für	die	Lieferungen	und	den	Eigenverbrauch	von	forstwirtschaftlichen	Erzeugnissen,	ausgenommen	

Sägewerkserzeugnisse,	auf	fünf	vom	Hundert,	
2.		 für	die	Lieferungen	und	den	Eigenverbrauch	der	in	der	Anlage	aufgeführten	Sägewerkserzeugnisse	

und	für	die	sonstigen	Leistungen	auf	sieben	vom	Hundert,	
3.	 für	 die	 Lieferungen	 und	 den	 Eigenverbrauch	 der	 in	 der	 Anlage	 nicht	 aufgeführten	 Sägewerkser-

zeugnisse	und	Getränke	sowie	von	alkoholischen	Flüssigkeiten	auf	dreizehn	vom	Hundert	und	
4.		 für	die	übrigen	Umsätze	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	bis	3	auf	siebenundeinhalb	vom	Hundert	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Umsatzsteuergesetz	(UStG)	(Stand:	01.07.2020)	 132	

	
	 der	Bemessungsgrundlage.	Die	Befreiungen	nach	§	4	mit	Ausnahme	der	Nummern	1	bis	6	bleiben	unbe-

rührt;	§	9	findet	keine	Anwendung.	Für	die	Ausfuhrlieferungen	und	die	im	Außengebiet	bewirkten	Umsät-
ze	der	in	Satz	1	Nr.	3	bezeichneten	Gegenstände	ermäßigt	sich	die	Steuer	wie	folgt:	

	 bei	Sägewerkserzeugnissen	auf	sieben	vom	Hundert,	
	 bei	Getränken	und	alkoholischen	Flüssigkeiten	am	siebenundeinhalb	vom	Hundert	
	 der	Bemessungsgrundlage.	Die	Vorsteuerbeträge	werden,	soweit	sie	den	in	Satz	1	Nr.	1	bezeichneten	Um-

sätzen	zuzurechnen	sind,	auf	fünf	vom	Hundert,	in	den	übrigen	Fällen	des	Satzes	1	auf	sieben	vom	Hundert	
der	Bemessungsgrundlage	für	diese	Umsätze	festgesetzt.	Ein	weiterer	Vorsteuerabzug	entfällt.	§	14	ist	mit	
der	Maßgabe	anzuwenden,	daß	der	für	den	Umsatz	maßgebliche	Durchschnittsatz	in	der	Rechnung	zusätz-
lich	anzugeben	ist.	Abweichend	von	§	15	Abs.	1	steht	dem	Leistungsempfänger	der	Abzug	des	ihm	geson-
dert	in	Rechnung	gestellten	Steuerbetrages	nur	bis	zur	Höhe	der	für	den	maßgeblichen	Umsatz	geltenden	
Steuer	zu.“	

	 01.01.1982.—Artikel	36	Nr.	4	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	1981	(BGBl.	 I	S.	1523)	hat	 in	Abs.	1	
Satz	1	Nr.	3	und	Satz	3	jeweils	„sieben	vom	Hundert“	durch	„siebenundeinhalb	vom	Hundert“	ersetzt.	

	 01.07.1982.—Artikel	36	Nr.	4	 lit.	b	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	1981	(BGBl.	 I	S.	1523)	hat	Satz	3	 in	
Abs.	2	neu	gefasst.	Satz	3	lautete:	„Als	land-	und	forstwirtschaftlicher	Betrieb	gilt	auch	ein	Gewerbebetrieb	
kraft	Rechtsform,	wenn	 im	übrigen	die	Merkmale	eines	 land-	und	 forstwirtschaftlichen	Betriebes	vorlie-
gen“.	

	 01.07.1983.—Artikel	5	Nr.	2	lit.	a	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	182	(BGBl.	I	S.	1857)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	
Nr.	2	„dreizehn	vom	Hundert“	durch	„vierzehn	vom	Hundert“	ersetzt.	

	 Artikel	5	Nr.	2	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	1	Nr.	3	und	Satz	3	jeweils	„siebenundeinhalb	vom	
Hundert“	durch	„acht	vom	Hundert“	ersetzt.	

	 01.01.1984.—Artikel	17	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	1984	(BGBl.	I	S.	1493)	hat	Abs.	4	neu	ge-
fasst.	Abs.	4	lautete:	

	 	 „(4)	Der	Unternehmer	kann	spätestens	bis	zum	10.	Tage	nach	Ablauf	des	ersten	Voranmeldungszeit-
raums	 eines	Kalenderjahres	 gegenüber	dem	Finanzamt	 erklären,	 daß	 seine	Umsätze	 vom	Beginn	dieses	
Kalenderjahres	an	nicht	nach	den	Absätzen	1	bis	3,	sondern	nach	den	allgemeinen	Vorschriften	dieses	Ge-
setzes	besteuert	werden	sollen.	Die	Erklärung	bindet	den	Unternehmer	mindestens	für	fünf	Kalenderjahre.	
Sie	kann	nur	mit	Wirkung	vom	Beginn	eines	Kalenderjahres	an	widerrufen	werden.	Der	Widerruf	ist	spä-
testens	bis	 zum	10.	Tage	nach	Beginn	dieses	Kalenderjahres	 zu	 erklären.	Die	Fristen	nach	Satz	1	und	4	
können	 verlängert	 werden.	 Sind	 die	 Fristen	 bereits	 abgelaufen,	 so	 können	 sie	 rückwirkend	 verlängert	
werden,	wenn	es	unbillig	wäre,	die	durch	den	Fristablauf	eingetretenen	Rechtsfolgen	bestehen	zu	lassen.“	

	 01.07.1984.—§	28	Abs.	5	des	Gesetzes	vom	26.	November	1979	(BGBl.	I	S.	1953)	in	der	Fassung	des	Arti-
kels	1	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	1984	(BGBl.	I	S.	796)	hat	Abs.	1	neu	gefasst.	Abs.	1	lautete:	

	 	 „(1)	Für	die	im	Rahmen	eines	land-	und	forstwirtschaftlichen	Betriebes	ausgeführten	Umsätze	wird	die	
Steuer	wie	folgt	festgesetzt:	

1.		 für	die	Lieferungen	und	den	Eigenverbrauch	von	forstwirtschaftlichen	Erzeugnissen,	ausgenommen	
Sägewerkserzeugnisse,	auf	fünf	vom	Hundert,	

2.		 für	 die	 Lieferungen	 und	 den	 Eigenverbrauch	 der	 in	 der	 Anlage	 nicht	 aufgeführten	 Sägewerkser-
zeugnisse	und	Getränke	sowie	von	alkoholischen	Flüssigkeiten,	ausgenommen	die	Ausfuhrlieferun-
gen	und	die	im	Außengebiet	bewirkten	Umsätze,	auf	vierzehn	vom	Hundert,	

3.		 für	die	übrigen	Umsätze	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	bis	3	auf	acht	vom	Hundert	
	 der	Bemessungsgrundlage.	Die	Befreiungen	nach	§	4	mit	Ausnahme	der	Nummern	1	bis	6	bleiben	unbe-

rührt;	§	9	findet	keine	Anwendung.	Die	Vorsteuerbeträge	werden,	soweit	sie	den	in	Satz	1	Nr.	1	bezeichne-
ten	Umsätzen	zuzurechnen	sind,	auf	 fünf	vom	Hundert,	 in	den	übrigen	Fällen	des	Satzes	1	auf	acht	vom	
Hundert	 der	 Bemessungsgrundlage	 für	 diese	 Umsätze	 festgesetzt.	 Ein	weiterer	 Vorsteuerabzug	 entfällt.	
§	14	ist	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	daß	der	für	den	Umsatz	maßgebliche	Durchschnittsatz	in	der	Rech-
nung	zusätzlich	anzugeben	ist.	Abweichend	von	§	15	Abs.	1	steht	dem	Leistungsempfänger	der	Abzug	des	
ihm	gesondert	in	Rechnung	gestellten	Steuerbetrages	nur	bis	zur	Höhe	der	für	den	maßgeblichen	Umsatz	
geltenden	Steuer	zu.“	

	 01.01.1990.—Artikel	7	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	1989	(BGBl.	I	S.	2408)	hat	Abs.	3	neu	gefasst.	
Abs.	3	lautete:	

	 	 „(3)	Führt	der	Unternehmer	neben	den	in	Absatz	1	bezeichneten	Umsätzen	auch	andere	Umsätze	aus,	
so	ist	der	land-	und	forstwirtschaftliche	Betrieb	als	gesondert	geführter	Betrieb	im	Sinne	des	§	15	Abs.	7	zu	
behandeln.“	
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	 01.01.1991.—Artikel	1	des	Gesetzes	vom	23.	September	1990	(BGBl.	II	S.	885)	in	Verbindung	mit	Anlage	I	

Kapitel	IV	Sachgebiet	B	Abschnitt	II	Nr.	24	lit.	a	des	Vertrages	vom	31.	August	1990	(BGBl.	II	S.	889)	hat	in	
Abs.	1	Satz	1	Nr.	2	„Außengebiet“	durch	„Ausland“	ersetzt.	

	 01.01.1992.—§	28	Abs.	5	des	Gesetzes	vom	26.	November	1979	(BGBl.	I	S.	1953)	in	der	Fassung	des	Arti-
kels	1	des	Gesetzes	vom	29.	 Juni	1984	(BGBl.	 I	S.	796)	und	§	28	Abs.	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	
1979	(BGBl.	I	S.	1953)	in	der	Fassung	des	Artikels	12	Nr.	6	lit.	a	des	Gesetzes	vom	25.	Februar	1992	(BGBl.	I	
S.	297)	haben	Abs.	1	neu	gefasst.	Abs.	1	lautete:	

	 	 „(1)	Für	die	im	Rahmen	eines	land-	und	forstwirtschaftlichen	Betriebes	ausgeführten	Umsätze	wird	die	
Steuer	wie	folgt	festgesetzt:	

1.		 für	die	Lieferungen	und	den	Eigenverbrauch	von	forstwirtschaftlichen	Erzeugnissen,	ausgenommen	
Sägewerkserzeugnisse,	auf	fünf	vom	Hundert,	

2.		 für	die	Lieferungen	und	den	Eigenverbrauch	der	in	der	Anlage	aufgeführten	Sägewerkserzeugnisse,	
für	die	sonstigen	Leistungen	einschließlich	des	entsprechenden	Eigenverbrauchs	sowie	für	die	Lie-
ferungen	und	den	Eigenverbrauch	von	Gegenständen,	wenn	diese	Umsätze	Hilfsumsätze	 sind,	 auf	
acht	vom	Hundert,	

3.		 für	 die	 Lieferungen	 und	 den	 Eigenverbrauch	 der	 in	 der	 Anlage	 nicht	 aufgeführten	 Sägewerkser-
zeugnisse	und	Getränke	sowie	von	alkoholischen	Flüssigkeiten,	ausgenommen	die	Ausfuhrlieferun-
gen	und	die	im	Ausland	bewirkten	Umsätze,	auf	vierzehn	vom	Hundert,	

4.		 für	die	Ausfuhrlieferungen	und	die	im	Ausland	bewirkten	Lieferungen	
a)		der	in	der	Anlage	nicht	aufgeführten	Sägewerkserzeugnisse	auf	acht	vom	Hundert,	
b)		von	Getränken	und	alkoholischen	Flüssigkeiten	
in	der	Zeit	vom	1.	Juli	1984	bis	31.	Dezember	1988	auf	dreizehn	vom	Hundert,	
in	der	Zeit	vom	1.	Januar	1989	bis	31.	Dezember	1991	auf	elf	vom	Hundert,	

5.		 für	die	übrigen	Umsätze	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	bis	3	
	 	 	 in	der	Zeit	vom	1.	Juli	1984	bis	31.	Dezember	1988	auf	dreizehn	vom	Hundert,	
	 	 	 in	der	Zeit	vom	1.	Januar	1989	bis	31.	Dezember	1991	auf	elf	vom	Hundert	
	 der	Bemessungsgrundlage.	Die	Befreiungen	nach	§	4	mit	Ausnahme	der	Nummern	1	bis	6	bleiben	unbe-

rührt;	§	9	findet	keine	Anwendung.	Die	Vorsteuerbeträge	werden,	soweit	sie	den	in	Satz	1	Nr.	1	bezeichne-
ten	Umsätzen	zuzurechnen	sind,	auf	 fünf	vom	Hundert,	 in	den	übrigen	Fällen	des	Satzes	1	auf	acht	vom	
Hundert	 der	 Bemessungsgrundlage	 für	 diese	 Umsätze	 festgesetzt.	 Ein	weiterer	 Vorsteuerabzug	 entfällt.	
§	14	ist	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	daß	der	für	den	Umsatz	maßgebliche	Durchschnittsatz	in	der	Rech-
nung	zusätzlich	anzugeben	ist.	Abweichend	von	§	15	Abs.	1	steht	dem	Leistungsempfänger	der	Abzug	des	
ihm	gesondert	in	Rechnung	gestellten	Steuerbetrages	nur	bis	zur	Höhe	der	für	den	maßgeblichen	Umsatz	
geltenden	Steuer	zu.“	

	 01.01.1993.—Artikel	12	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	25.	Februar	1992	(BGBl.	I	S.	297)	und	Artikel	1	Nr.	27	des	
Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	haben	Abs.	1	neu	gefasst.	Abs.	1	lautete:	

	 	 „(1)	Für	die	im	Rahmen	eines	land-	und	forstwirtschaftlichen	Betriebes	ausgeführten	Umsätze	wird	die	
Steuer	vorbehaltlich	der	Sätze	2	bis	4	wie	folgt	festgesetzt:	

1.		 für	die	Lieferungen	und	den	Eigenverbrauch	von	forstwirtschaftlichen	Erzeugnissen,	ausgenommen	
Sägewerkserzeugnisse,	auf	fünf	vom	Hundert,	

2.		 für	 die	 Lieferungen	 und	 den	 Eigenverbrauch	 der	 in	 der	 Anlage	 nicht	 aufgeführten	 Sägewerkser-
zeugnisse	und	Getränke	sowie	von	alkoholischen	Flüssigkeiten,	ausgenommen	die	Ausfuhrlieferun-
gen	und	die	im	Ausland	bewirkten	Umsätze,	auf	vierzehn	vom	Hundert,	

3.		 für	die	übrigen	Umsätze	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	bis	3	auf	acht	vom	Hundert	
	 der	 Bemessungsgrundlage.	 Die	 Umsätze	 im	 Rahmen	 einer	 Betriebsveräußerung	 unterliegen	 nicht	 der	

Steuer.	Eine	Betriebsveräußerung	im	Sinne	des	Satzes	2	liegt	vor,	wenn	ein	land-	und	forstwirtschaftlicher	
Betrieb	 oder	 Teilbetrieb	 übereignet	 oder	 in	 eine	 Gesellschaft	 eingebracht	 wird,	 auch	 wenn	 eine	 Wirt-
schaftsgüter	davon	ausgenommen	werden.	Die	Befreiungen	nach	§	4	mit	Ausnahme	der	Nummern	1	bis	6	
bleiben	unberührt;	 §	9	 findet	 keine	Anwendung.	Die	Vorsteuerbeträge	werden,	 soweit	 sie	den	 in	 Satz	1	
Nr.	1	bezeichneten	Umsätzen	zuzurechnen	sind,	auf	fünf	vom	Hundert,	in	den	übrigen	Fällen	des	Satzes	1	
auf	acht	vom	Hundert	der	Bemessungsgrundlage	für	diese	Umsätze	festgesetzt.	Ein	weiterer	Vorsteuerab-
zug	entfällt.	§	14	ist	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	daß	der	für	den	Umsatz	maßgebliche	Durchschnittsatz	
in	der	Rechnung	zusätzlich	anzugeben	ist.	Abweichend	von	§	15	Abs.	1	steht	dem	Leistungsempfänger	der	
Abzug	des	ihm	gesondert	in	Rechnung	gestellten	Steuerbetrages	nur	bis	zur	Höhe	der	für	den	maßgebli-
chen	Umsatz	geltenden	Steuer	zu.“	
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	 30.12.1993.—Artikel	20	Nr.	22	lit.	b	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2310)	hat	in	Abs.	2	

Satz	1	Nr.	2	„oder	auf	Grund	der	vom	Senat	von	Berlin	nach	§	122	Abs.	2	des	Bewertungsgesetzes	erlasse-
nen	Rechtsverordnung	zum	land-	und	forstwirtschaftlichen	Vermögen“	nach	„Nutzung“	gestrichen.	

	 01.01.1994.—Artikel	20	Nr.	22	lit.	a	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2310)	hat	in	
Abs.	1	Satz	1	Nr.	3	und	Satz	5	jeweils	„achtundeinhalb	vom	Hundert“	durch	„neun	vom	Hundert“	ersetzt.	

	 Artikel	20	Nr.	22	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	die	Sätze	2	und	3	in	Abs.	1	aufgehoben.	Die	Sätze	2	
und	3	lauteten:	„Die	Umsätze	im	Rahmen	einer	Betriebsveräußerung	unterliegen	nicht	der	Steuer.	Eine	Be-
triebsveräußerung	im	Sinne	des	Satzes	2	liegt	vor,	wenn	ein	land-	und	forstwirtschaftlicher	Betrieb	oder	
Teilbetrieb	übereignet	oder	in	eine	Gesellschaft	eingebracht	wird,	auch	wenn	eine	Wirtschaftsgüter	davon	
ausgenommen	werden.“	

	 Artikel	20	Nr.	22	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	Satz	2	„	;	im	Falle	der	Geschäftsveräußerung	ist	der	
Erwerber	an	diese	Frist	gebunden“	am	Ende	eingefügt.	

	 01.04.1996.—Artikel	 1	 des	Gesetzes	 vom	22.	März	1996	 (BGBl.	 I	 S.	 526)	 hat	 in	Abs.	 1	 Satz	 1	Nr.	 3	 und	
Satz	3	jeweils	„neun	vom	Hundert“	durch	„neuneinhalb	vom	Hundert“	ersetzt.	

	 01.04.1998.—Artikel	5	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	1997	(BGBl.	 I	S.	3121)	hat	 in	Abs.	1	Satz	1	
Nr.	2	„fünfzehn	vom	Hundert“	durch	„sechzehn	vom	Hundert“	ersetzt.	

	 01.07.1998.—Artikel	3	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	1998	(BGBl.	I	S.	1692)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	Nr.	1	und	2	
Satz	3	jeweils	„fünf	vom	Hundert“	durch	„sechs	vom	Hundert“	und	in	Abs.	1	Satz	1	Nr.	3	und	Satz	3	jeweils	
„neuneinhalb	vom	Hundert“	durch	„zehn	vom	Hundert“	ersetzt.	

	 01.04.1999.—Artikel	 7	Nr.	 18	 des	 Gesetzes	 vom	24.	März	 1999	 (BGBl.	 I	 S.	 402)	 hat	 Abs.	 1	 neu	 gefasst.	
Abs.	1	lautete:	

	 	 „(1)	Für	die	im	Rahmen	eines	land-	und	forstwirtschaftlichen	Betriebes	ausgeführten	Umsätze	wird	die	
Steuer	vorbehaltlich	der	Sätze	2	bis	4	wie	folgt	festgesetzt:	

1.		 für	die	Lieferungen	und	den	Eigenverbrauch	von	forstwirtschaftlichen	Erzeugnissen,	ausgenommen	
Sägewerkserzeugnisse,	auf	sechs	vom	Hundert,	

2.		 für	 die	 Lieferungen	 und	 den	 Eigenverbrauch	 der	 in	 der	 Anlage	 nicht	 aufgeführten	 Sägewerkser-
zeugnisse	 und	Getränke	 sowie	 von	 alkoholischen	Flüssigkeiten,	 ausgenommen	die	 Lieferungen	 in	
das	Ausland	und	die	im	Ausland	bewirkten	Umsätze,	auf	sechzehn	vom	Hundert,	

3.		 für	die	übrigen	Umsätze	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	bis	3	auf	zehn	vom	Hundert	
	 der	Bemessungsgrundlage.	Die	Befreiungen	nach	§	4	mit	Ausnahme	der	Nummern	1	bis	7	bleiben	unbe-

rührt;	§	9	findet	keine	Anwendung.	Die	Vorsteuerbeträge	werden,	soweit	sie	den	in	Satz	1	Nr.	1	bezeichne-
ten	Umsätzen	zuzurechnen	sind,	auf	sechs	vom	Hundert,	in	den	übrigen	Fällen	des	Satzes	1	auf	zehn	vom	
Hundert	 der	 Bemessungsgrundlage	 für	 diese	 Umsätze	 festgesetzt.	 Ein	weiterer	 Vorsteuerabzug	 entfällt.	
§	14	ist	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	daß	der	für	den	Umsatz	maßgebliche	Durchschnittsatz	in	der	Rech-
nung	zusätzlich	anzugeben	ist.	Abweichend	von	§	15	Abs.	1	steht	dem	Leistungsempfänger	der	Abzug	des	
ihm	gesondert	in	Rechnung	gestellten	Steuerbetrages	nur	bis	zur	Höhe	der	für	den	maßgeblichen	Umsatz	
geltenden	Steuer	zu.“	

	 01.01.2002.—Artikel	18	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3794)	hat	Nr.	2	in	Abs.	1	
Satz	1	neu	gefasst.	Nr.	2	lautete:	

„2.		für	die	Lieferungen	der	in	der	Anlage	nicht	aufgeführten	Sägewerkserzeugnisse	und	Getränke	sowie	
von	alkoholischen	Flüssigkeiten,	ausgenommen	die	Lieferungen	in	das	Ausland	und	die	im	Ausland	
bewirkten	Umsätze,	auf	sechzehn	vom	Hundert,“.	

	 01.01.2004.—Artikel	5	Nr.	28	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	2645)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	
Nr.	2	jeweils	„Anlage“	durch	„Anlage	2“	ersetzt.	

	 01.01.2007.—Artikel	4	Nr.	2	 lit.	 a	 litt.	 aa	des	Gesetzes	vom	29.	 Juni	2006	(BGBl.	 I	 S.	1402)	hat	 in	Abs.	1	
Satz	1	Nr.	1	„fünf	vom	Hundert“	durch	„5,5	Prozent“	ersetzt.	

	 Artikel	4	Nr.	2	 lit.	a	 litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	1	Satz	1	Nr.	2	„sechzehn	vom	Hundert“	durch	
„19	Prozent“	ersetzt.	

	 Artikel	 4	 Nr.	 2	 lit.	 a	 litt.	 cc	 desselben	 Gesetzes	 hat	 in	 Abs.	 1	 Satz	 1	 Nr.	 3	 „neun	 vom	 Hundert“	 durch		
„10,7	Prozent“	ersetzt.	

	 Artikel	4	Nr.	2	 lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	1	Satz	3	„fünf	vom	Hundert“	durch	„5,5	Prozent“	und	
„neun	vom	Hundert“	durch	„10,7	Prozent“	ersetzt.	

	 29.12.2007.—Artikel	8	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2007	(BGBl.	 I	S.	3150)	hat	 in	Abs.	1	Satz	1	
Nr.	2	„nach	§	3	Abs.	9	Satz	4“	nach	„Leistungen“	gestrichen.	
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§	24a66	
	
§	25	Besteuerung	von	Reiseleistungen	
(1)	Die	nachfolgenden	Vorschriften	gelten	 für	Reiseleistungen	eines	Unternehmers,	 soweit	der	

Unternehmer	dabei	gegenüber	dem	Leistungsempfänger	 im	eigenen	Namen	auftritt	und	Reisevor-
leistungen	in	Anspruch	nimmt.	Die	Leistung	des	Unternehmers	ist	als	sonstige	Leistung	anzusehen.	
Erbringt	der	Unternehmer	an	einen	Leistungsempfänger	im	Rahmen	einer	Reise	mehrere	Leistun-
gen	dieser	Art,	so	gelten	sie	als	eine	einheitliche	sonstige	Leistung.	Der	Ort	der	sonstigen	Leistung	
bestimmt	sich	nach	§	3a	Abs.	1.	Reisevorleistungen	sind	Lieferungen	und	sonstige	Leistungen	Drit-
ter,	die	den	Reisenden	unmittelbar	zugute	kommen.	

	
	 01.01.2025.—Artikel	13	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2451)	hat	Nr.	2	in	Abs.	2	Satz	1	

neu	gefasst.	Die	neue	Fassung	lautet:	
„2.		Tierzucht-	und	Tierhaltungsbetriebe,	soweit	ihre	Tierbestände	nach	§	241	des	Bewertungsgesetzes	

zur	landwirtschaftlichen	Nutzung	gehören	oder	diese	die	Voraussetzungen	des	§	13	Absatz	1	Num-
mer	1	Satz	2	des	Einkommensteuergesetzes	in	Verbindung	mit	§	13b	des	Einkommensteuergesetzes	
erfüllen.“	

66	QUELLE	
	 01.07.1984.—§	28	Abs.	6	des	Gesetzes	vom	26.	November	1979	(BGBl.	I	S.	1953)	in	der	Fassung	des	Arti-

kels	1	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	1984	(BGBl.	I	S.	796)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.1992.—§	28	Abs.	6	des	Gesetzes	vom	26.	November	1979	(BGBl.	I	S.	1953)	in	der	Fassung	des	Arti-

kels	1	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	1984	(BGBl.	I	S.	796)	hat	die	Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	24a	Kürzungsansprüche	für	land-	und	forstwirtschaftliche	Umsätze	
	 	 (1)	Der	Unternehmer,	der	§	19	Abs.	1	nicht	anwendet,	 ist	berechtigt,	die	für	die	Lieferungen	und	den	

Eigenverbrauch	
1.		 der	in	der	Anlage	nicht	aufgeführten	Getränke,	
2.		 von	alkoholischen	Flüssigkeiten	und	
3.		 von	Gegenständen,	 für	die	nach	§	24	Abs.	1	 in	der	 für	die	Zeit	vom	1.	 Juli	1984	bis	31.	Dezember	

1991	geltenden	Fassung	ein	Durchschnittsatz	
	 	 	 in	der	Zeit	vom	1.	Juli	1984	bis	31.	Dezember	1988	von	dreizehn	vom	Hundert,	
	 	 	 in	der	Zeit	vom	1.	Januar	1989	bis	31.	Dezember	1991	von	elf	vom	Hundert	
	 	 	 gilt,	
	 geschuldete	Steuer	zu	kürzen.	Der	Kürzungssatz	beträgt		
	 in	der	Zeit	vom	1.	Juli	1984	bis	31.	Dezember	1988	fünf	vom	Hundert,		
	 in	der	Zeit	vom	1.	Januar	1989	bis	31.	Dezember	1991	drei	vom	Hundert		
	 der	Bemessungsgrundlage	(§	10).	
	 	 (2)	 Die	 in	 Absatz	 1	 bezeichneten	Umsätze	müssen	 im	Rahmen	 eines	 land-	 und	 forstwirtschaftlichen	

Betriebes	im	Sinne	des	§	24	Abs.	2	ausgeführt	worden	sein.	Abweichend	hiervon	gilt	als	 land-	und	forst-
wirtschaftlicher	Betrieb	auch	ein	Gewerbebetrieb	kraft	Rechtsform,	wenn	im	übrigen	die	Merkmale	eines	
land-	und	 forstwirtschaftlichen	Betriebes	vorliegen.	Für	Umsätze	aus	Tierzucht-	und	Tierhaltungsbetrie-
ben,	deren	Tierbestände	nach	den	§§	51	und	51a	des	Bewertungsgesetzes	zur	 landwirtschaftlichen	Nut-
zung	 gehören,	 wird	 die	 Kürzung	 jedoch	 nur	 gewährt,	 wenn	 im	 vorangegangenen	Wirtschaftsjahr	 nicht	
mehr	als	insgesamt	330	Vieheinheiten	erzeugt	oder	gehalten	wurden.	Übersteigt	die	Anzahl	der	Viehein-
heiten	 diese	Grenze,	 so	 ist	 §	 51	Abs.	 2	 des	Bewertungsgesetzes	 entsprechend	 anzuwenden.	Die	 Sätze	 3	
und	4	sind	erstmals	anzuwenden	auf	Umsätze,	die	nach	dem	30.	Juni	1985	ausgeführt	werden.	

	 	 (3)	Die	Kürzungsbeträge	nach	Absatz	1	sind	mit	der	für	einen	Voranmeldungszeitraum	oder	Besteue-
rungszeitraum	geschuldeten	Steuer	zu	verrechnen.	

	 	 (4)	Hat	sich	die	Bemessungsgrundlage	geändert,	so	 ist	der	Kürzungsbetrag	entsprechend	§	17	zu	be-
richtigen.	

	 	 (5)	Der	Unternehmer	ist	verpflichtet,	zur	Feststellung	der	Kürzungsbeträge	und	der	Grundlagen	ihrer	
Berechnung	die	 in	Absatz	1	bezeichneten	Umsätze	gesondert	von	den	übrigen	Umsätzen	aufzuzeichnen.	
Die	Aufzeichnungspflichten	nach	§	22	bleiben	unberührt.	Wendet	der	Unternehmer	§	24	an,	so	gilt	Satz	1	
nur	für	die	in	Absatz	1	Nr.	1	und	2	bezeichneten	Umsätze.“	
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(2)	 Die	 sonstige	 Leistung	 ist	 steuerfrei,	 soweit	 die	 ihr	 zuzurechnenden	 Reisevorleistungen	 im	
Drittlandsgebiet	 bewirkt	werden.	Die	Voraussetzung	der	 Steuerbefreiung	muß	vom	Unternehmer	
nachgewiesen	 sein.	Das	Bundesministerium	der	Finanzen	kann	mit	 Zustimmung	des	Bundesrates	
durch	Rechtsverordnung	bestimmen,	wie	der	Unternehmer	den	Nachweis	zu	führen	hat.	
(3)	Die	sonstige	Leistung	bemißt	sich	nach	dem	Unterschied	zwischen	dem	Betrag,	den	der	Leis-

tungsempfänger	aufwendet,	um	die	Leistung	zu	erhalten,	und	dem	Betrag,	den	der	Unternehmer	für	
die	Reisevorleistungen	aufwendet.	Die	Umsatzsteuer	gehört	nicht	zur	Bemessungsgrundlage.	
(4)	Abweichend	von	§	15	Abs.	1	ist	der	Unternehmer	nicht	berechtigt,	die	ihm	für	die	Reisevor-

leistungen	gesondert	 in	Rechnung	gestellten	sowie	die	nach	§	13b	geschuldeten	Steuerbeträge	als	
Vorsteuer	abzuziehen.	Im	übrigen	bleibt	§	15	unberührt.	
(5)	Für	die	sonstigen	Leistungen	gilt	§	22	mit	der	Maßgabe,	daß	aus	den	Aufzeichnungen	des	Un-

ternehmers	zu	ersehen	sein	müssen:	
1.		der	Betrag,	den	der	Leistungsempfänger	für	die	Leistung	aufwendet,	
2.		die	Beträge,	die	der	Unternehmer	für	die	Reisevorleistungen	aufwendet,	
3.		die	Bemessungsgrundlage	nach	Absatz	3	und	
4.		wie	 sich	die	 in	den	Nummern	1	und	2	bezeichneten	Beträge	und	die	Bemessungsgrundlage	
nach	Absatz	3	auf	steuerpflichtige	und	steuerfreie	Leistungen	verteilen.67	

	

	
67	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	10	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	25.	 Juni	1990	(BGBl.	 II	S.	518)	hat	Nr.	1	 in	Abs.	2	neu	

gefasst.	Nr.	1	lautete:	
„1.		außerhalb	des	Gebiets	der	Europäischen	Gemeinschaften	bewirkt	werden,“.	

	 01.01.1991.—Artikel	1	des	Gesetzes	vom	23.	September	1990	(BGBl.	II	S.	885)	in	Verbindung	mit	Anlage	I	
Kapitel	IV	Sachgebiet	B	Abschnitt	II	Nr.	24	lit.	a	des	Vertrages	vom	31.	August	1990	(BGBl.	II	S.	889)	hat	in	
Abs.	2	Satz	1	Nr.	3	„Außengebiet“	durch	„Ausland“	ersetzt.	

	 Artikel	1	desselben	Gesetzes	 in	Verbindung	mit	Anlage	I	Kapitel	 IV	Sachgebiet	B	Abschnitt	 II	Nr.	24	 lit.	 i	
desselben	Vertrages	hat	Nr.	1	in	Abs.	2	Satz	1	neu	gefasst.	Nr.	1	lautete:	

„1.		weder	 im	Gebiet	der	Europäischen	Wirtschaftsgemeinschaft	noch	 im	Gebiet	der	Deutschen	Demo-
kratischen	Republik	einschließlich	Berlin	(Ost)	bewirkt	werden,“.	

	 01.01.1993.—Artikel	1	Nr.	28	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	1	
„außerhalb	des	Gebiets	der	Europäischen	Wirtschaftsgemeinschaft“	durch	„im	Drittlandsgebiet“	ersetzt.	

	 01.11.1993.—Artikel	18	des	Gesetzes	vom	13.	 September	1993	 (BGBl.	 I	 S.	1569)	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	
Abs.	2	lautete:	

	 	 „(2)	Die	sonstige	Leistung	ist	steuerfrei,	wenn	die	Reisevorleistungen	
1.		 im	Drittlandsgebiet	bewirkt	werden,	
2.		 grenzüberschreitende	Beförderungen	mit	Luftfahrzeugen	oder	Seeschiffen	sind	oder	
3.		 Beförderungen	mit	Luftfahrzeugen	oder	Seeschiffen	sind,	die	sich	ausschließlich	auf	das	Ausland	er-

strecken.	
	 Sind	die	Reisevorleistungen	nur	zum	Teil	Reisevorleistungen	im	Sinne	des	Satzes	1,	so	ist	nur	der	Teil	der	

sonstigen	Leistung	 steuerfrei,	 dem	die	 in	 Satz	1	bezeichneten	Reisevorleistungen	 zuzurechnen	 sind.	Die	
Voraussetzung	der	Steuerbefreiung	muß	vom	Unternehmer	nachgewiesen	 sein.	Der	Bundesminister	der	
Finanzen	kann	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	durch	Rechtsverordnung	bestimmen,	wie	der	Unterneh-
mer	den	Nachweis	zu	führen	hat.“	

	 30.12.1993.—Artikel	20	Nr.	26	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2310)	hat	in	Abs.	2	Satz	3	
„Der	Bundesminister“	durch	„Das	Bundesministerium“	ersetzt.	

	 16.12.2004.—Artikel	5	Nr.	18	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2004	(BGBl.	 I	S.	3310)	hat	 in	Abs.	4	Satz	1	
„sowie	die	nach	§	13b	geschuldeten“	nach	„gestellten“	eingefügt.	

	 18.12.2019.—Artikel	11	Nr.	9	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	 I	S.	2451)	hat	 in	Abs.	1	
Satz	1	„die	nicht	für	das	Unternehmen	des	Leistungsempfängers	bestimmt	sind,“	nach	„Unternehmers,“	ge-
strichen.	

	 Artikel	11	Nr.	9	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	3	in	Abs.	3	aufgehoben.	Satz	3	lautete:	„Der	Unternehmer	
kann	die	Bemessungsgrundlage	statt	für	jede	einzelne	Leistung	entweder	für	Gruppen	von	Leistungen	oder	
für	die	gesamten	innerhalb	des	Besteuerungszeitraums	erbrachten	Leistungen	ermitteln.“	
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§	25a	Differenzbesteuerung	
(1)	Für	die	Lieferungen	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	von	beweglichen	körperlichen	Gegenstän-

den	gilt	eine	Besteuerung	nach	Maßgabe	der	folgenden	Vorschriften	(Differenzbesteuerung),	wenn	
folgende	Voraussetzungen	erfüllt	sind:	
1.		Der	Unternehmer	 ist	ein	Wiederverkäufer.	Als	Wiederverkäufer	gilt,	wer	gewerbsmäßig	mit	
beweglichen	körperlichen	Gegenständen	handelt	oder	solche	Gegenstände	im	eigenen	Namen	
öffentlich	versteigert.	

2.		Die	Gegenstände	wurden	an	den	Wiederverkäufer	im	Gemeinschaftsgebiet	geliefert.	Für	diese	
Lieferung	wurde	
a)		Umsatzsteuer	nicht	geschuldet	oder	nach	§	19	Abs.	1	nicht	erhoben	oder	
b)		die	Differenzbesteuerung	vorgenommen.	

3.		Die	Gegenstände	sind	keine	Edelsteine	 (aus	Positionen	71.02	und	71.03	des	Zolltarifs)	oder	
Edelmetalle	(aus	Positionen	71.06,	71.08,	71.10	und	71.12	des	Zolltarifs).	

(2)	Der	Wiederverkäufer	kann	spätestens	bei	Abgabe	der	ersten	Voranmeldung	eines	Kalender-
jahres	gegenüber	dem	Finanzamt	erklären,	daß	er	die	Differenzbesteuerung	von	Beginn	dieses	Ka-
lenderjahres	an	auch	auf	folgende	Gegenstände	anwendet:	
1.		Kunstgegenstände	 (Nummer	 53	 der	 Anlage	 2),	 Sammlungsstücke	 (Nummer	 49	 Buchstabe	 f	
und	Nummer	54	der	Anlage	2)	oder	Antiquitäten	(Position	97	06	00	00	des	Zolltarifs),	die	er	
selbst	eingeführt	hat,	oder	

2.		Kunstgegenstände,	wenn	die	Lieferung	an	 ihn	steuerpflichtig	war	und	nicht	von	einem	Wie-
derverkäufer	ausgeführt	wurde.	

Die	Erklärung	bindet	den	Wiederverkäufer	für	mindestens	zwei	Kalenderjahre.	
(3)	Der	Umsatz	wird	nach	dem	Betrag	bemessen,	um	den	der	Verkaufspreis	den	Einkaufspreis	

für	den	Gegenstand	übersteigt;	bei	Lieferungen	im	Sinne	des	§	3	Abs.	1b	und	in	den	Fällen	des	§	10	
Abs.	5	 tritt	 an	die	Stelle	des	Verkaufspreises	der	Wert	nach	§	10	Abs.	4	Nr.	1.	Lässt	 sich	der	Ein-
kaufspreis	 eines	 Kunstgegenstandes	 (Nummer	 53	 der	 Anlage	2)	 nicht	 ermitteln	 oder	 ist	 der	 Ein-
kaufspreis	unbedeutend,	wird	der	Betrag,	nach	dem	sich	der	Umsatz	bemisst,	mit	30	Prozent	des	
Verkaufspreises	 angesetzt.	 Die	 Umsatzsteuer	 gehört	 nicht	 zur	 Bemessungsgrundlage.	 Im	 Fall	 des	
Absatzes	2	Nr.	1	gilt	als	Einkaufspreis	der	Wert	im	Sinne	des	§	11	Abs.	1	zuzüglich	der	Einfuhrum-
satzsteuer.	 Im	Fall	des	Absatzes	2	Nr.	2	schließt	der	Einkaufspreis	die	Umsatzsteuer	des	Lieferers	
ein.	
(4)	Der	Wiederverkäufer	kann	die	gesamten	innerhalb	eines	Besteuerungszeitraums	ausgeführ-

ten	Umsätze	 nach	 dem	Gesamtbetrag	 bemessen,	 um	 den	 die	 Summe	 der	 Verkaufspreise	 und	 der	
Werte	nach	§	10	Abs.	4	Nr.	1	die	Summe	der	Einkaufspreise	dieses	Zeitraums	übersteigt	(Gesamtdif-
ferenz).	Die	Besteuerung	nach	der	Gesamtdifferenz	ist	nur	bei	solchen	Gegenständen	zulässig,	deren	
Einkaufspreis	500	Euro	nicht	übersteigt.	Im	übrigen	gilt	Absatz	3	entsprechend.	
(5)	Die	Steuer	ist	mit	dem	allgemeinen	Steuersatz	nach	§	12	Abs.	1	zu	berechnen.	Die	Steuerbe-

freiungen,	 ausgenommen	 die	 Steuerbefreiung	 für	 innergemeinschaftliche	 Lieferungen	 (§	 4	 Nr.	 1	
Buchstabe	b,	§	6a),	bleiben	unberührt.	Abweichend	von	§	15	Abs.	1	ist	der	Wiederverkäufer	in	den	
Fällen	des	Absatzes	2	nicht	berechtigt,	die	entstandene	Einfuhrumsatzsteuer,	die	gesondert	ausge-
wiesene	Steuer	oder	die	nach	§	13b	Absatz	5	geschuldete	Steuer	 für	die	an	 ihn	ausgeführte	Liefe-
rung	als	Vorsteuer	abzuziehen.	
(6)	 §	22	gilt	mit	der	Maßgabe,	daß	aus	den	Aufzeichnungen	des	Wiederverkäufers	 zu	 ersehen	

sein	müssen	
1.		die	Verkaufspreise	oder	die	Werte	nach	§	10	Abs.	4	Nr.	1,	
2.		die	Einkaufspreise	und	
3.		die	Bemessungsgrundlagen	nach	den	Absätzen	3	und	4.	

Wendet	der	Wiederverkäufer	neben	der	Differenzbesteuerung	die	Besteuerung	nach	den	allgemei-
nen	Vorschriften	an,	hat	er	getrennte	Aufzeichnungen	zu	führen.	
(7)	Es	gelten	folgende	Besonderheiten:	
1.		Die	Differenzbesteuerung	findet	keine	Anwendung	
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a)		auf	die	Lieferungen	eines	Gegenstandes,	 den	der	Wiederverkäufer	 innergemeinschaftlich	
erworben	hat,	wenn	auf	die	Lieferung	des	Gegenstandes	an	den	Wiederverkäufer	die	Steu-
erbefreiung	 für	 innergemeinschaftliche	 Lieferungen	 im	 übrigen	 Gemeinschaftsgebiet	 an-
gewendet	worden	ist,	

b)		auf	die	innergemeinschaftliche	Lieferung	eines	neuen	Fahrzeugs	im	Sinne	des	§	1b	Abs.	2	
und	3.	

2.		Der	innergemeinschaftliche	Erwerb	unterliegt	nicht	der	Umsatzsteuer,	wenn	auf	die	Lieferung	
der	Gegenstände	an	den	Erwerber	im	Sinne	des	§	1a	Abs.	1	die	Differenzbesteuerung	im	übri-
gen	Gemeinschaftsgebiet	angewendet	worden	ist.	

3.		Die	Anwendung	des	§	3c	und	die	Steuerbefreiung	für	innergemeinschaftliche	Lieferungen	(§	4	
Nr.	1	Buchstabe	b,	§	6a)	sind	bei	der	Differenzbesteuerung	ausgeschlossen.	

(8)	Der	Wiederverkäufer	kann	bei	 jeder	Lieferung	auf	die	Differenzbesteuerung	verzichten,	so-
weit	er	Absatz	4	nicht	anwendet.	Bezieht	sich	der	Verzicht	auf	die	in	Absatz	2	bezeichneten	Gegen-
stände,	 ist	 der	 Vorsteuerabzug	 frühestens	 in	 dem	 Voranmeldungszeitraum	 möglich,	 im	 dem	 die	
Steuer	für	die	Lieferung	entsteht.68	

	
68	QUELLE	
	 01.07.1990.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	30.	März	1990	(BGBl.	I	S.	597)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1991.—Artikel	1	des	Gesetzes	vom	23.	September	1990	(BGBl.	II	S.	885)	in	Verbindung	mit	Anlage	I	

Kapitel	IV	Sachgebiet	B	Abschnitt	II	Nr.	24	lit.	a	des	Vertrages	vom	31.	August	1990	(BGBl.	II	S.	889)	hat	in	
Abs.	1	Satz	1	Nr.	1	„Erhebungsgebiet“	durch	„Inland“	ersetzt.	

	 01.01.1993.—Artikel	1	Nr.	29	lit.	a	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	die	Überschrift	
neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Besteuerung	der	Umsätze	von	Gebrauchtfahrzeugen“.	

	 Artikel	1	Nr.	29	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1	neu	gefasst.	Abs.	1	lautete:	
	 	 „(1)	Die	nachfolgenden	Vorschriften	gelten	für	die	Lieferungen	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	und	3	und	

den	Eigenverbrauch	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	2	Satz	2	Buchstabe	a	von	Fahrzeugen,	wenn	
1.		 der	Unternehmer	das	Fahrzeug	im	Inland	für	sein	Unternehmen	zum	Zwecke	des	gewerbsmäßigen	

Verkaufs	erworben	hat	und	
2.		 für	die	Lieferung	des	Fahrzeugs	an	den	Unternehmer	

a)		Umsatzsteuer	nicht	geschuldet	oder	nach	§	19	Abs.	1	nicht	erhoben	wird	oder	
b)		die	Besteuerung	nach	den	Absätzen	2	und	3	dieser	Vorschrift	vorgenommen	wird.	

	 Fahrzeuge	 im	 Sinne	 des	 Satzes	 1	 sind	 Kraftfahrzeuge	 und	 Kraftfahrzeuganhänger,	 die	 den	 Vorschriften	
über	das	Zulassungsverfahren	nach	der	Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung	unterliegen.“	

	 Artikel	1	Nr.	29	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	1	und	2	jeweils	„Fahrzeug“	durch	„Kraft-
fahrzeug“	ersetzt.	

	 01.01.1995.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	9.	August	1994	(BGBl.	 I	 S.	2058)	hat	die	Vorschrift	neu	
gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	25a	Besteuerung	der	Umsätze	von	gebrauchten	Kraftfahrzeugen	
	 	 (1)	Die	nachfolgenden	Vorschriften	gelten	für	die	Lieferungen	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	und	3	und	

den	Eigenverbrauch	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	2	Satz	2	Buchstabe	a	von	Kraftfahrzeugen,	wenn	
1.		 der	Unternehmer	das	Kraftfahrzeug	im	Inland	für	sein	Unternehmen	zum	Zwecke	des	gewerbsmä-

ßigen	Verkaufs	erworben	hat	und	
2.		 für	die	Lieferung	des	Kraftfahrzeugs	an	den	Unternehmer	

a)		Umsatzsteuer	nicht	geschuldet	oder	nach	§	19	Abs.	1	nicht	erhoben	wird	oder	
b)		die	Besteuerung	nach	den	Absätzen	2	und	3	dieser	Vorschrift	vorgenommen	wird.	

	 Als	 Kraftfahrzeuge	 im	 Sinne	 des	 Satzes	 1	 gelten	 auch	 Kraftfahrzeuganhänger.	 Die	 Kraftfahrzeuge	 und	
Kraftfahrzeuganhänger	 müssen	 den	 Vorschriften	 über	 das	 Zulassungsverfahren	 nach	 der	 Straßenver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung	unterliegen.	

	 	 (2)	Der	Umsatz	wird	bemessen	
1.		 bei	Lieferungen	nach	dem	Betrag,	um	den	der	Verkaufspreis	den	Einkaufspreis	 für	das	Kraftfahr-

zeug	übersteigt;	bei	Lieferungen	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	Satz	2	Buchstabe	b	und	Nr.	3	und	in	
den	Fällen	des	§	10	Abs.	5	tritt	an	die	Stelle	des	Verkaufspreises	der	Wert	nach	§	10	Abs.	4	Nr.	1;	
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§	25b	Innergemeinschaftliche	Dreiecksgeschäfte	
(1)	Ein	innergemeinschaftliches	Dreiecksgeschäft	liegt	vor,	wenn	
1.		drei	Unternehmer	über	denselben	Gegenstand	Umsatzgeschäfte	 abschließen	und	dieser	Ge-
genstand	unmittelbar	vom	ersten	Lieferer	an	den	letzten	Abnehmer	gelangt,	

2.		die	Unternehmer	 in	 jeweils	verschiedenen	Mitgliedstaaten	 für	Zwecke	der	Umsatzsteuer	er-
faßt	sind,	

	
2.		 beim	Eigenverbrauch	nach	dem	Betrag,	um	den	der	Wert	nach	§	10	Abs.	4	Nr.	1	den	Einkaufspreis	

für	das	Kraftfahrzeug	übersteigt.	
	 Die	Umsatzsteuer	gehört	nicht	zur	Bemessungsgrundlage.	
	 	 (3)	Die	 Vorschrift	 über	 den	 gesonderten	Ausweis	 der	 Steuer	 in	 einer	Rechnung	 (§	 14	Abs.	 1)	 findet	

keine	Anwendung.	§	22	gilt	mit	der	Maßgabe,	daß	aus	den	Aufzeichnungen	des	Unternehmers	zu	ersehen	
sein	müssen	

1.		 der	Verkaufspreis	oder	der	Wert	nach	§	10	Abs.	4	Nr.	1,	
2.		 der	Einkaufspreis	und	
3.		 die	Bemessungsgrundlage	nach	Absatz	2.	

	 	 (4)	Der	Unternehmer	kann	bei	jeder	Lieferung	an	einen	anderen	Unternehmer	für	dessen	Unternehmen	
auf	die	Anwendung	der	vorstehenden	Absätze	verzichten.“	

	 01.04.1999.—Artikel	7	Nr.	19	lit.	a	des	Gesetzes	vom	24.	März	1999	(BGBl.	I	S.	402)	hat	in	Abs.	1	„und	3	
und	den	Eigenverbrauch	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	2	Satz	2	Buchstabe	a	von	beweglichen	körperlichen	
Gegenständen	 gilt	 eine	 Besteuerung	 nach	 Maßgabe	 der	 folgenden	 Vorschriften	 (Differenzbesteuerung),	
wenn	folgende	Voraussetzungen	erfüllt	sind“	durch	„von	beweglichen	körperlichen	Gegenständen	gilt	eine	
Besteuerung	nach	Maßgabe	der	folgenden	Vorschriften	(Differenzbesteuerung),	wenn	folgende	Vorausset-
zungen	erfüllt	sind:“	ersetzt.	

	 Artikel	7	Nr.	19	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	1	in	Abs.	3	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Der	Umsatz	wird	
bemessen	

1.		 bei	Lieferungen	nach	dem	Betrag,	um	den	der	Verkaufspreis	den	Einkaufspreis	für	den	Gegenstand	
übersteigt;	bei	Lieferungen	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	Satz	2	Buchstabe	b	und	Nr.	3	und	in	den	Fäl-
len	des	§	10	Abs.	5	tritt	an	die	Stelle	des	Verkaufspreises	der	Wert	nach	§	10	Abs.	4	Nr.	1;	

2.		 beim	Eigenverbrauch	nach	dem	Betrag,	um	den	der	Wert	nach	§	10	Abs.	4	Nr.	1	den	Einkaufspreis	
für	den	Gegenstand	übersteigt.“	

	 Artikel	7	Nr.	19	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Buchstabe	a	in	Abs.	7	Nr.	1	neu	gefasst.	Buchstabe	a	lautete:	
„a)	auf	die	Lieferungen	und	den	Eigenverbrauch	eines	Gegenstandes,	den	der	Wiederverkäufer	 inner-

gemeinschaftlich	erworben	hat,	wenn	auf	die	Lieferung	des	Gegenstandes	an	den	Wiederverkäufer	
die	Steuerbefreiung	für	innergemeinschaftliche	Lieferungen	im	übrigen	Gemeinschaftsgebiet	ange-
wendet	worden	ist,“.	

	 01.01.2002.—Artikel	14	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2002	(BGBl.	I	S.	1790)	hat	in	Abs.	4	Satz	2	
„1	000	DM“	durch	„500	Euro“	ersetzt.	

	 Artikel	18	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3794)	hat	Satz	3	in	Abs.	5	neu	gefasst.	
Satz	3	lautete:	„Abweichend	von	§	15	Abs.	1	ist	der	Wiederverkäufer	in	den	Fällen	des	Absatzes	2	nicht	be-
rechtigt,	die	entrichtete	Einfuhrumsatzsteuer	oder	die	gesondert	ausgewiesene	Steuer	für	die	an	ihn	aus-
geführte	Lieferung	als	Vorsteuer	abzuziehen.“	

	 01.01.2004.—Artikel	5	Nr.	29	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	 I	S.	2645)	hat	 in	Abs.	2	
Satz	1	Nr.	1	jeweils	„Anlage	zu	§	12	Abs.	2	Nr.	1	und	2“	durch	„Anlage	2“	ersetzt.	

	 Artikel	5	Nr.	29	 lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	1	 in	Abs.	6	aufgehoben.	Satz	1	 lautete:	 „Die	Vorschrift	
über	den	gesonderten	Steuerausweis	in	einer	Rechnung	(§	14	Abs.	1)	findet	keine	Anwendung.“	

	 19.12.2006.—Artikel	7	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	13.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	2878)	hat	in	Abs.	2	Satz	1	
Nr.	1	„(Position	97.06	des	Zolltarifs)“	durch	„(Position	97	06	00	00	des	Zolltarifs)“	ersetzt.	

	 01.07.2010.—Artikel	6	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	8.	April	2010	(BGBl.	I	S.	386)	hat	in	Abs.	5	Satz	3	„Abs.	2“	
durch	„Absatz	5“	ersetzt.	

	 01.01.2014.—Artikel	10	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1809)	hat	Abs.	3	Satz	2	eingefügt.	
	 31.07.2014.—Artikel	7	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	2014	(BGBl.	I	S.	1266)	hat	in	Abs.	5	Satz	3	„entrichte-

te“	durch	„entstandene“	ersetzt.	
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3.		der	Gegenstand	der	Lieferungen	aus	dem	Gebiet	eines	Mitgliedstaates	in	das	Gebiet	eines	an-
deren	Mitgliedstaates	gelangt	und	

4.		der	Gegenstand	der	Lieferungen	durch	den	ersten	Lieferer	oder	den	ersten	Abnehmer	beför-
dert	oder	versendet	wird.	

Satz	1	gilt	entsprechend,	wenn	der	letzte	Abnehmer	eine	juristische	Person	ist,	die	nicht	Unterneh-
mer	 ist	oder	den	Gegenstand	nicht	 für	 ihr	Unternehmen	erwirbt	und	die	 in	dem	Mitgliedstaat	 für	
Zwecke	 der	Umsatzsteuer	 erfaßt	 ist,	 in	 dem	 sich	 der	Gegenstand	 am	Ende	 der	Beförderung	 oder	
Versendung	befindet.	
(2)	Im	Fall	des	Absatzes	1	wird	die	Steuer	für	die	Lieferung	an	den	letzten	Abnehmer	von	diesem	

geschuldet,	wenn	folgende	Voraussetzungen	erfüllt	sind:	
1.		Der	Lieferung	ist	ein	innergemeinschaftlicher	Erwerb	vorausgegangen;	
2.		der	erste	Abnehmer	ist	in	dem	Mitgliedstaat,	in	dem	die	Beförderung	oder	Versendung	endet,	
nicht	ansässig.	Er	verwendet	gegenüber	dem	ersten	Lieferer	und	dem	letzten	Abnehmer	die-
selbe	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer,	die	 ihm	von	einem	anderen	Mitgliedstaat	erteilt	
worden	ist	als	dem,	in	dem	die	Beförderung	oder	Versendung	beginnt	oder	endet;	

3.		der	erste	Abnehmer	erteilt	dem	letzten	Abnehmer	eine	Rechnung	im	Sinne	des	§	14a	Abs.	7,	in	
der	die	Steuer	nicht	gesondert	ausgewiesen	ist,	und	

4.		der	 letzte	Abnehmer	verwendet	eine	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	des	Mitgliedstaa-
tes,	in	dem	die	Beförderung	oder	Versendung	endet.	

(3)	Im	Fall	des	Absatzes	2	gilt	der	innergemeinschaftliche	Erwerb	des	ersten	Abnehmers	als	be-
steuert.	
(4)	Für	die	Berechnung	der	nach	Absatz	2	geschuldeten	Steuer	gilt	die	Gegenleistung	als	Entgelt.	
(5)	Der	letzte	Abnehmer	ist	unter	den	übrigen	Voraussetzungen	des	§	15	berechtigt,	die	nach	Ab-

satz	2	geschuldete	Steuer	als	Vorsteuer	abzuziehen.	
(6)	§	22	gilt	mit	der	Maßgabe,	daß	aus	den	Aufzeichnungen	zu	ersehen	sein	müssen	
1.		beim	 ersten	 Abnehmer,	 der	 eine	 inländische	 Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	 verwen-
det,	das	vereinbarte	Entgelt	für	die	Lieferung	im	Sinne	des	Absatzes	2	sowie	der	Name	und	die	
Anschrift	des	letzten	Abnehmers;	

2.		beim	 letzten	Abnehmer,	 der	 eine	 inländische	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	 verwen-
det:	
a)		die	Bemessungsgrundlage	der	an	ihn	ausgeführten	Lieferung	im	Sinne	des	Absatzes	2	so-
wie	die	hierauf	entfallenden	Steuerbeträge,	

b)		der	Name	und	die	Anschrift	des	ersten	Abnehmers.	
Beim	ersten	Abnehmer,	der	eine	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	eines	anderen	Mitgliedstaa-
tes	verwendet,	entfallen	die	Aufzeichnungspflichten	nach	§	22,	wenn	die	Beförderung	oder	Versen-
dung	im	Inland	endet.69	
	
§	25c	Besteuerung	von	Umsätzen	mit	Anlagegold	
(1)	 Die	 Lieferung,	 die	 Einfuhr	 und	 der	 innergemeinschaftliche	 Erwerb	 von	 Anlagegold,	 ein-

schließlich	Anlagegold	in	Form	von	Zertifikaten	über	sammel-	oder	einzelverwahrtes	Gold	und	über	
Goldkonten	gehandeltes	Gold,	insbesondere	auch	Golddarlehen	und	Goldswaps,	durch	die	ein	Eigen-
tumsrecht	an	Anlagegold	oder	ein	schuldrechtlicher	Anspruch	auf	Anlagegold	begründet	wird,	so-
wie	Terminkontrakte	und	im	Freiverkehr	getätigte	Terminabschlüsse	mit	Anlagegold,	die	zur	Über-
tragung	eines	Eigentumsrechts	an	Anlagegold	oder	eines	schuldrechtlichen	Anspruchs	auf	Anlage-

	
69	QUELLE	
	 01.01.1997.—Artikel	1	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	1996	(BGBl.	 I	 S.	1851)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2004.—Artikel	5	Nr.	30	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	 I	S.	2645)	hat	 in	Abs.	2	Nr.	3	

„Abs.	1a	und	2“	durch	„Abs.	7“	ersetzt.	
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gold	führen,	sind	steuerfrei.	Satz	1	gilt	entsprechend	für	die	Vermittlung	der	Lieferung	von	Anlage-
gold.	
(2)	Anlagegold	im	Sinne	dieses	Gesetzes	sind:	
1.		Gold	 in	 Barren-	 oder	 Plättchenform	mit	 einem	 von	 den	 Goldmärkten	 akzeptierten	 Gewicht	
und	einem	Feingehalt	von	mindestens	995	Tausendstel;	

2.		Goldmünzen,	die	einen	Feingehalt	von	mindestens	900	Tausendstel	aufweisen,	nach	dem	Jahr	
1800	geprägt	wurden,	 in	 ihrem	Ursprungsland	gesetzliches	Zahlungsmittel	sind	oder	waren	
und	üblicherweise	zu	einem	Preis	verkauft	werden,	der	den	Offenmarktwert	ihres	Goldgehal-
tes	um	nicht	mehr	als	80	vom	Hundert	übersteigt.	

(3)	Der	Unternehmer,	 der	Anlagegold	herstellt	 oder	Gold	 in	Anlagegold	umwandelt,	 kann	 eine	
Lieferung,	die	nach	Absatz	1	Satz	1	steuerfrei	 ist,	als	steuerpflichtig	behandeln,	wenn	sie	an	einen	
anderen	Unternehmer	 für	 dessen	Unternehmen	 ausgeführt	wird.	Der	Unternehmer,	 der	 üblicher-
weise	Gold	zu	gewerblichen	Zwecken	liefert,	kann	eine	Lieferung	von	Anlagegold	im	Sinne	des	Ab-
satzes	2	Nr.	1,	die	nach	Absatz	1	Satz	1	steuerfrei	ist,	als	steuerpflichtig	behandeln,	wenn	sie	an	ei-
nen	anderen	Unternehmer	 für	dessen	Unternehmen	ausgeführt	wird.	 Ist	 eine	Lieferung	nach	den	
Sätzen	1	 oder	2	 als	 steuerpflichtig	 behandelt	worden,	 kann	der	Unternehmer,	 der	 diesen	Umsatz	
vermittelt	hat,	die	Vermittlungsleistung	ebenfalls	als	steuerpflichtig	behandeln.	
(4)	Bei	einem	Unternehmer,	der	steuerfreie	Umsätze	nach	Absatz	1	ausführt,	 ist	die	Steuer	 für	

folgende	an	ihn	ausgeführte	Umsätze	abweichend	von	§	15	Abs.	2	nicht	vom	Vorsteuerabzug	ausge-
schlossen:	
1.		die	 Lieferungen	 von	 Anlagegold	 durch	 einen	 anderen	 Unternehmer,	 der	 diese	 Lieferungen	
nach	Absatz	3	Satz	1	oder	2	als	steuerpflichtig	behandelt;	

2.		die	Lieferungen,	die	Einfuhr	und	der	 innergemeinschaftliche	Erwerb	von	Gold,	das	anschlie-
ßend	von	ihm	oder	für	ihn	in	Anlagegold	umgewandelt	wird;	

3.		die	 sonstigen	Leistungen,	 die	 in	 der	Veränderung	der	 Form,	 des	Gewichts	 oder	des	 Feinge-
halts	von	Gold,	einschließlich	Anlagegold,	bestehen.	

(5)	Bei	 einem	Unternehmer,	 der	Anlagegold	herstellt	 oder	Gold	 in	Anlagegold	umwandelt	 und	
anschließend	nach	Absatz	1	Satz	1	steuerfrei	liefert,	ist	die	Steuer	für	an	ihn	ausgeführte	Umsätze,	
die	 in	 unmittelbarem	 Zusammenhang	mit	 der	 Herstellung	 oder	 Umwandlung	 des	 Goldes	 stehen,	
abweichend	von	§	15	Abs.	2	nicht	vom	Vorsteuerabzug	ausgeschlossen.	
(6)	Bei	Umsätzen	mit	Anlagegold	gelten	zusätzlich	zu	den	Aufzeichnungspflichten	nach	§	22	die	

Identifizierungs-,	 Aufzeichnungs-	 und	 Aufbewahrungspflichten	 des	 Geldwäschegesetzes	 entspre-
chend.70	
	
§	25d71	

	
70	QUELLE	
	 01.01.2000.—Artikel	9	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	1999	(BGBl.	 I	 S.	2601)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 26.06.2017.—Artikel	22	Abs.	1	des	Gesetzes	vom	23.	 Juni	2017	(BGBl.	 I	S.	1822)	hat	 in	Abs.	6	 „mit	Aus-

nahme	der	Identifizierungspflicht	in	Verdachtsfällen	nach	§	6	dieses	Gesetzes“	nach	„Geldwäschegesetzes“	
gestrichen.	

71	QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3922)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2004.—Artikel	5	Nr.	31	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	 I	S.	2645)	hat	Satz	1	 in	

Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Der	Unternehmer	haftet	für	die	Steuer	aus	einem	vorangegangenen	Um-
satz,	soweit	diese	in	einer	Rechnung	im	Sinne	des	§	14	ausgewiesen	wurde,	der	Aussteller	der	Rechnung	
entsprechend	seiner	vorgefassten	Absicht	die	ausgewiesene	Steuer	nicht	entrichtet	oder	sich	vorsätzlich	
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§	25e	Haftung	beim	Handel	auf	einem	elektronischen	Marktplatz	
(1)	Der	Betreiber	eines	elektronischen	Marktplatzes	(Betreiber)	haftet	 für	die	nicht	entrichtete	

Steuer	 aus	 der	 Lieferung	 eines	 Unternehmers,	 die	 auf	 dem	 von	 ihm	 bereitgestellten	 Marktplatz	
rechtlich	begründet	worden	ist.	
(2)	Der	Betreiber	haftet	nicht	nach	Absatz	1,	wenn	er	eine	Bescheinigung	nach	§	22f	Absatz	1	

Satz	2	oder	eine	elektronische	Bestätigung	nach	§	22f	Absatz	1	Satz	6	vorlegt.	Dies	gilt	nicht,	wenn	
er	Kenntnis	davon	hatte	oder	nach	der	Sorgfalt	eines	ordentlichen	Kaufmanns	hätte	haben	müssen,	
dass	der	liefernde	Unternehmer	seinen	steuerlichen	Verpflichtungen	nicht	oder	nicht	im	vollen	Um-
fang	nachkommt.	
(3)	Der	Betreiber	haftet	des	Weiteren	nicht	nach	Absatz	1,	wenn	die	Registrierung	auf	dem	elekt-

ronischen	Marktplatz	des	Betreibers	nicht	als	Unternehmer	erfolgt	ist	und	der	Betreiber	die	Anfor-
derungen	nach	§	22f	Absatz	2	erfüllt.	Dies	gilt	nicht,	wenn	nach	Art,	Menge	oder	Höhe	der	erzielten	
Umsätze	davon	auszugehen	ist,	dass	der	Betreiber	Kenntnis	davon	hatte	oder	nach	der	Sorgfalt	ei-
nes	 ordentlichen	 Kaufmanns	 hätte	 haben	müssen,	 dass	 die	 Umsätze	 im	Rahmen	 eines	 Unterneh-
mens	erbracht	werden.	
(4)	Kommt	der	liefernde	Unternehmer	seinen	steuerlichen	Pflichten	nicht	oder	nicht	in	wesentli-

chem	Umfang	nach,	 ist	das	 für	den	 liefernden	Unternehmer	zuständige	Finanzamt	berechtigt,	dies	
dem	 Betreiber	 mitzuteilen,	 wenn	 andere	 Maßnahmen	 keinen	 unmittelbaren	 Erfolg	 versprechen.	
Nach	Zugang	der	Mitteilung	haftet	der	Betreiber	in	den	Fällen	des	Absatzes	2	für	die	Steuer	auf	Um-
sätze	im	Sinne	des	Absatzes	1,	soweit	das	dem	Umsatz	zugrunde	liegende	Rechtsgeschäft	nach	dem	
Zugang	der	Mitteilung	abgeschlossen	worden	ist.	Eine	Inanspruchnahme	des	Betreibers	nach	Satz	2	
erfolgt	nicht,	wenn	der	Betreiber	 innerhalb	einer	vom	Finanzamt	 im	Rahmen	der	Mitteilung	nach	
Satz	 1	 gesetzten	 Frist	 nachweist,	 dass	 der	 liefernde	 Unternehmer	 über	 seinen	 elektronischen	

	
außer	Stande	gesetzt	hat,	die	ausgewiesene	Steuer	zu	entrichten	und	der	Unternehmer	bei	Abschluss	des	
Vertrages	über	seinen	Eingangsumsatz	davon	Kenntnis	hatte.“	

	 Artikel	5	Nr.	31	lit.	b	und	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	bis	4	in	Abs.	3	bis	5	umnummeriert	und	Abs.	2	
eingefügt.	

	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2020.—Artikel	12	Nr.	18	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2451)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	25d	Haftung	für	die	schuldhaft	nicht	abgeführte	Steuer	
	 	 (1)	Der	Unternehmer	haftet	 für	die	Steuer	aus	einem	vorangegangenen	Umsatz,	soweit	diese	in	einer	

nach	§	14	ausgestellten	Rechnung	ausgewiesen	wurde,	der	Aussteller	der	Rechnung	entsprechend	seiner	
vorgefassten	Absicht	die	ausgewiesene	Steuer	nicht	entrichtet	oder	sich	vorsätzlich	außer	Stande	gesetzt	
hat,	die	ausgewiesene	Steuer	zu	entrichten	und	der	Unternehmer	bei	Abschluss	des	Vertrages	über	seinen	
Eingangsumsatz	davon	Kenntnis	hatte	oder	nach	der	Sorgfalt	eines	ordentlichen	Kaufmanns	hätte	haben	
müssen.	Trifft	dies	auf	mehrere	Unternehmer	zu,	so	haften	diese	als	Gesamtschuldner.	

	 	 (2)	Von	der	Kenntnis	oder	dem	Kennenmüssen	ist	 insbesondere	auszugehen,	wenn	der	Unternehmer	
für	seinen	Umsatz	einen	Preis	in	Rechnung	stellt,	der	zum	Zeitpunkt	des	Umsatzes	unter	dem	marktübli-
chen	Preis	 liegt.	Dasselbe	gilt,	wenn	der	 ihm	in	Rechnung	gestellte	Preis	unter	dem	marktüblichen	Preis	
oder	unter	dem	Preis	liegt,	der	seinem	Lieferanten	oder	anderen	Lieferanten,	die	am	Erwerb	der	Ware	be-
teiligt	waren,	in	Rechnung	gestellt	wurde.	Weist	der	Unternehmer	nach,	dass	die	Preisgestaltung	betriebs-
wirtschaftlich	begründet	ist,	finden	die	Sätze	1	und	2	keine	Anwendung.	

	 	 (3)	Örtlich	zuständig	für	den	Erlass	des	Haftungsbescheides	ist	das	Finanzamt,	das	für	die	Besteuerung	
des	Unternehmers	zuständig	ist.	Im	Falle	des	Absatzes	1	Satz	2	ist	jedes	Finanzamt	örtlich	zuständig,	bei	
dem	der	Vorsteueranspruch	geltend	gemacht	wird.	

	 	 (4)	Das	zuständige	Finanzamt	hat	zu	prüfen,	ob	die	Voraussetzungen	 für	den	Erlass	des	Haftungsbe-
scheides	vorliegen.	Bis	 zum	Abschluss	dieser	Prüfung	kann	die	Erteilung	der	Zustimmung	 im	Sinne	von	
§	168	Satz	2	der	Abgabenordnung	versagt	werden.	Satz	2	gilt	entsprechend	für	die	Festsetzung	nach	§	167	
Abs.	1	Satz	1	der	Abgabenordnung,	wenn	sie	zu	einer	Erstattung	führt.	

	 	 (5)	Für	den	Erlass	des	Haftungsbescheides	gelten	die	allgemeinen	Grundsätze,	mit	Ausnahme	des	§	219	
der	Abgabenordnung.“	
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Marktplatz	keine	Waren	mehr	anbieten	kann.	Die	Sätze	1	bis	3	 sind	 in	den	Fällen	des	Absatzes	3	
entsprechend	anzuwenden.	
(5)	Ein	elektronischer	Marktplatz	im	Sinne	dieser	Vorschrift	ist	eine	Website	oder	jedes	andere	

Instrument,	mit	dessen	Hilfe	Informationen	über	das	Internet	zur	Verfügung	gestellt	werden,	die	es	
einem	Dritten,	der	nicht	Betreiber	des	Marktplatzes	ist,	ermöglicht,	Umsätze	auszuführen.	
(6)	Betreiber	im	Sinne	dieser	Vorschrift	ist,	wer	einen	elektronischen	Marktplatz	unterhält	und	

es	Dritten	ermöglicht,	auf	diesem	Marktplatz	Umsätze	auszuführen.	
(7)	Örtlich	 zuständig	 für	den	Erlass	des	Haftungsbescheides	 ist	das	Finanzamt,	das	 für	die	Be-

steuerung	des	liefernden	Unternehmers	zuständig	ist.	
(8)	Hat	der	liefernde	Unternehmer	keinen	Wohnsitz	oder	gewöhnlichen	Aufenthalt,	Sitz	oder	Ge-

schäftsleitung	im	Inland,	einem	anderen	Mitgliedstaat	der	Europäischen	Union	oder	in	einem	Staat,	
auf	den	das	Abkommen	über	den	europäischen	Wirtschaftsraum	anzuwenden	ist,	ist	§	219	der	Ab-
gabenordnung	nicht	anzuwenden.72	
	
§	25f	Versagung	des	Vorsteuerabzugs	und	der	Steuerbefreiung	bei	Beteiligung	an	einer		
Steuerhinterziehung	
(1)	Sofern	der	Unternehmer	wusste	oder	hätte	wissen	müssen,	dass	er	sich	mit	der	von	ihm	er-

brachten	Leistung	oder	 seinem	Leistungsbezug	an	einem	Umsatz	beteiligt,	 bei	dem	der	Leistende	
oder	ein	anderer	Beteiligter	auf	einer	vorhergehenden	oder	nachfolgenden	Umsatzstufe	in	eine	be-
gangene	Hinterziehung	von	Umsatzsteuer	oder	Erlangung	eines	nicht	gerechtfertigten	Vorsteuerab-
zugs	 im	Sinne	des	§	370	der	Abgabenordnung	oder	 in	eine	Schädigung	des	Umsatzsteueraufkom-
mens	im	Sinne	der	§§	26b,	26c	einbezogen	war,	ist	Folgendes	zu	versagen:	
1.		die	Steuerbefreiung	nach	§	4	Nummer	1	Buchstabe	b	in	Verbindung	mit	§	6a,	
2.		der	Vorsteuerabzug	nach	§	15	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1,	
3.		der	Vorsteuerabzug	nach	§	15	Absatz	1	Satz	1	Nummer	3	sowie	
4.		der	Vorsteuerabzug	nach	§	15	Absatz	1	Satz	1	Nummer	4.	
(2)	§	25b	Absatz	3	und	5	ist	in	den	Fällen	des	Absatzes	1	nicht	anzuwenden.73	

	
Siebenter	Abschnitt	

Durchführung,	Bußgeld-,	Übergangs-	und	Schlußvorschriften74	
	
§	26	Durchführung,	Erstattung	in	Sonderfällen	
(1)	Die	 Bundesregierung	 kann	mit	 Zustimmung	 des	 Bundesrates	 durch	Rechtsverordnung	 zur	

Wahrung	der	Gleichmäßigkeit	bei	der	Besteuerung,	zur	Beseitigung	von	Unbilligkeiten	in	Härtefäl-
len	oder	zur	Vereinfachung	des	Besteuerungsverfahrens	den	Umfang	der	in	diesem	Gesetz	enthalte-
nen	Steuerbefreiungen,	Steuerermäßigungen	und	des	Vorsteuerabzugs	näher	bestimmen	sowie	die	
zeitlichen	Bindungen	nach	§	19	Abs.	2,	§	23	Abs.	3	und	§	24	Abs.	4	verkürzen.	Bei	der	näheren	Be-
stimmung	des	Umfangs	der	Steuerermäßigung	nach	§	12	Abs.	2	Nr.	1	kann	von	der	zolltariflichen	
Abgrenzung	abgewichen	werden.	
(2)	Das	Bundesministerium	der	Finanzen	kann	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	durch	Rechts-

verordnung	den	Wortlaut	derjenigen	Vorschriften	des	Gesetzes	und	der	auf	Grund	dieses	Gesetzes	

	
72	QUELLE	
	 01.01.2019.—Artikel	9	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	11.	Dezember	2018	(BGBl.	I	S.	2338)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
73	QUELLE	
	 01.01.2020.—Artikel	12	Nr.	19	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2451)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
74	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1993.—Artikel	1	Nr.	30	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	die	Überschrift	des	

Abschnitts	neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Durchführung,	Übergangs-	und	Schlußvorschriften“.	
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erlassenen	 Rechtsverordnungen,	 in	 denen	 auf	 den	 Zolltarif	 hingewiesen	wird,	 dem	Wortlaut	 des	
Zolltarifs	in	der	jeweils	geltenden	Fassung	anpassen.	
(3)	Das	Bundesministerium	der	Finanzen	kann	unbeschadet	der	Vorschriften	der	§§	163	und	227	

der	Abgabenordnung	anordnen,	daß	die	Steuer	 für	grenzüberschreitende	Beförderungen	von	Per-
sonen	im	Luftverkehr	niedriger	festgesetzt	oder	ganz	oder	zum	Teil	erlassen	wird,	soweit	der	Un-
ternehmer	keine	Rechnungen	mit	gesondertem	Ausweis	der	Steuer	(§	14	Abs.	4)	erteilt	hat.	Bei	Be-
förderungen	durch	ausländische	Unternehmer	kann	die	Anordnung	davon	abhängig	gemacht	wer-
den,	daß	in	dem	Land,	in	dem	der	ausländische	Unternehmer	seinen	Sitz	hat,	für	grenzüberschrei-
tende	 Beförderungen	 im	 Luftverkehr,	 die	 von	 Unternehmern	 mit	 Sitz	 in	 der	 Bundesrepublik	
Deutschland	durchgeführt	werden,	eine	Umsatzsteuer	oder	ähnliche	Steuer	nicht	erhoben	wird;	
(4)	 Die	 Umsatzsteuer	 wird	 einem	 Konsortium,	 das	 auf	 der	 Grundlage	 der	 Verordnung	 (EG)		

Nr.	723/2009	des	Rates	vom	25.	Juni	2009	über	den	gemeinschaftlichen	Rechtsrahmen	für	ein	Kon-
sortium	für	eine	europäische	Forschungsinfrastruktur	(ABl.	L	206	vom	8.8.2009,	S.	1)	durch	einen	
Beschluss	der	Kommission	gegründet	wurde,	vom	Bundeszentralamt	für	Steuern	vergütet,	wenn		
1.		das	Konsortium	seinen	satzungsgemäßen	Sitz	im	Inland	hat,		
2.		es	sich	um	die	gesetzlich	geschuldete	Umsatzsteuer	handelt,	die	in	Rechnung	gestellt	und	ge-
sondert	ausgewiesen	wurde,		

3.		es	sich	um	Umsatzsteuer	für	Lieferungen	und	sonstige	Leistungen	handelt,	die	das	Konsorti-
um	für	seine	satzungsgemäße	und	nichtunternehmerische	Tätigkeit	 in	Anspruch	genommen	
hat,		

4.		der	Steuerbetrag	je	Rechnung	insgesamt	25	Euro	übersteigt	und		
5.		die	Steuer	gezahlt	wurde.		

Satz	1	gilt	entsprechend	 für	die	von	einem	Konsortium	nach	§	13b	Absatz	5	geschuldete	und	von	
ihm	entrichtete	Umsatzsteuer,	wenn	diese	 je	Rechnung	 insgesamt	25	Euro	übersteigt.	Die	Sätze	1	
und	2	sind	auf	ein	Konsortium	mit	satzungsgemäßem	Sitz	 in	einem	anderen	Mitgliedstaat	sinnge-
mäß	anzuwenden,	wenn	die	Voraussetzungen	für	die	Vergütung	durch	die	in	§	4	Nummer	7	Satz	5	
genannte	Bescheinigung	nachgewiesen	wird.	Mindert	 sich	die	Bemessungsgrundlage	nachträglich,	
hat	das	Konsortium	das	Bundeszentralamt	für	Steuern	davon	zu	unterrichten	und	den	zu	viel	vergü-
teten	Steuerbetrag	zurückzuzahlen.	Wird	ein	Gegenstand,	den	ein	Konsortium	 für	 seine	satzungs-
gemäße	Tätigkeit	erworben	hat	und	für	dessen	Erwerb	eine	Vergütung	der	Umsatzsteuer	gewährt	
worden	 ist,	 entgeltlich	 oder	 unentgeltlich	 abgegeben,	 vermietet	 oder	 übertragen,	 ist	 der	 Teil	 der	
vergüteten	Umsatzsteuer,	der	dem	Veräußerungspreis	oder	bei	unentgeltlicher	Abgabe	oder	Über-
tragung	dem	Zeitwert	des	Gegenstands	entspricht,	an	das	Bundeszentralamt	für	Steuern	zu	entrich-
ten.	Der	zu	entrichtende	Steuerbetrag	kann	aus	Vereinfachungsgründen	durch	Anwendung	des	im	
Zeitpunkt	der	Abgabe	oder	Übertragung	des	Gegenstands	geltenden	Steuersatzes	ermittelt	werden.	
(5)	Das	Bundesministerium	der	Finanzen	kann	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	durch	Rechts-

verordnung	näher	bestimmen,	wie	der	Nachweis	bei	den	folgenden	Steuerbefreiungen	zu	führen	ist:	
1.		Artikel	III	Nr.	1	des	Abkommens	zwischen	der	Bundesrepublik	Deutschland	und	den	Vereinig-
ten	Staaten	von	Amerika	über	die	von	der	Bundesrepublik	zu	gewährenden	Abgabenvergüns-
tigungen	für	die	von	den	Vereinigten	Staaten	im	Interesse	der	gemeinsamen	Verteidigung	ge-
leisteten	Ausgaben	(BGBl.	1955	II	S.	823);	

2.		Artikel	67	Abs.	3	des	Zusatzabkommens	zu	dem	Abkommen	zwischen	den	Parteien	des	Nord-
atlantikvertrages	über	die	Rechtsstellung	ihrer	Truppen	hinsichtlich	der	in	der	Bundesrepub-
lik	Deutschland	stationierten	ausländischen	Truppen	(BGBl.	1961	II	S.	1183,	1218);	

3.		Artikel	14	Abs.	2	Buchstabe	b	und	d	des	Abkommens	zwischen	der	Bundesrepublik	Deutsch-
land	 und	 dem	Obersten	 Hauptquartier	 der	 Alliierten	Mächte,	 Europa,	 über	 die	 besonderen	
Bedingungen	für	die	Einrichtung	und	den	Betrieb	internationaler	militärischer	Hauptquartie-
re	in	der	Bundesrepublik	Deutschland	(BGBl.	1969	II	S.	1997,	2009).	
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(6)	Das	Bundesministerium	der	Finanzen	kann	dieses	Gesetz	und	die	auf	Grund	dieses	Gesetzes	
erlassenen	Rechtsverordnungen	in	der	jeweils	geltenden	Fassung	mit	neuem	Datum	und	unter	neu-
er	Überschrift	im	Bundesgesetzblatt	bekanntmachen.75	
	
§	26a	Bußgeldvorschriften	
(1)	Ordnungswidrig	handelt,	wer	vorsätzlich	oder	leichtfertig	
1.		entgegen	§	14	Abs.	2	Satz	1	Nr.	1	oder	2	Satz	2	eine	Rechnung	nicht	oder	nicht	rechtzeitig	aus-
stellt,	

2.		entgegen	§	14b	Abs.	 1	 Satz	1,	 auch	 in	Verbindung	mit	 Satz	4,	 ein	dort	bezeichnetes	Doppel		
oder	eine	dort	bezeichnete	Rechnung	nicht	oder	nicht	mindestens	zehn	Jahre	aufbewahrt,	

3.		entgegen	§	14b	Abs.	1	Satz	5	eine	dort	bezeichnete	Rechnung,	einen	Zahlungsbeleg	oder	eine	
andere	beweiskräftige	Unterlage	nicht	oder	nicht	mindestens	zwei	Jahre	aufbewahrt,	

	
75	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1982.—Artikel	36	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	1981	(BGBl.	I	S.	1523)	hat	Abs.	6	eingefügt.	
	 30.06.1990.—Artikel	10	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	25.	 Juni	1990	 (BGBl.	 II	 S.	 518)	hat	Abs.	4	neu	gefasst.	

Abs.	4	lautete:	
	 	 „(4)	Die	Bundesregierung	kann	durch	allgemeine	Verwaltungsvorschriften	mit	Zustimmung	des	Bun-

desrates	unbeschadet	der	Vorschriften	der	§§	163	und	227	der	Abgabenordnung	die	Interessen	des	inner-
deutschen	Waren-	und	Dienstleistungsverkehrs	zwischen	den	Währungsgebieten	der	Deutschen	Mark	und	
der	Mark	der	Deutschen	Demokratischen	Republik	durch	vollen	oder	teilweisen	Steuererlaß	berücksichti-
gen	und	dabei	den	Vorsteuerabzug	des	Leistungsempfängers	ausschließen.“	

	 01.01.1991.—Artikel	1	des	Gesetzes	vom	23.	September	1990	(BGBl.	II	S.	885)	in	Verbindung	mit	Anlage	I	
Kapitel	 IV	Sachgebiet	B	Abschnitt	 II	Nr.	24	 lit.	 j	des	Vertrages	vom	31.	August	1990	(BGBl.	 II	S.	889)	hat	
Abs.	3	neu	gefasst.	Abs.	3	lautete:	

	 	 „(3)	Der	Bundesminister	der	Finanzen	kann	unbeschadet	der	Vorschriften	der	§§	163	und	227	der	Ab-
gabenordnung	anordnen,	daß	die	Steuer	 für	 folgende	Umsätze	niedriger	 festgesetzt	oder	ganz	oder	zum	
Teil	erlassen	wird,	soweit	der	Unternehmer	keine	Rechnungen	mit	gesondertem	Ausweis	der	Steuer	(§	14	
Abs.	1)	erteilt	hat:	

1.		 für	grenzüberschreitende	Beförderungen	 im	Luftverkehr.	Bei	Beförderungen	durch	außengebietli-
che	Unternehmer	kann	die	Anordnung	davon	abhängig	gemacht	werden,	daß	in	dem	Land,	in	dem	
der	 außengebietliche	 Unternehmer	 seinen	 Sitz	 hat,	 für	 grenzüberschreitende	 Beförderungen	 im	
Luftverkehr,	die	von	Unternehmern	mit	Sitz	in	der	Bundesrepublik	Deutschland	durchgeführt	wer-
den,	eine	Umsatzsteuer	oder	ähnliche	Steuer	nicht	erhoben	wird;	

2.		 für	Beförderungen	im	Luftverkehr	mit	Berlin	(West),	solange	und	soweit	sich	aus	der	gegenwärtigen	
Stellung	Berlins	(West)	im	Hinblick	auf	den	Luftverkehr	Besonderheiten	ergeben.“	

	 01.01.1993.—Artikel	1	Nr.	31	lit.	a	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	in	Abs.	3	Satz	1	
„von	Personen“	nach	„Beförderungen“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	31	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	aufgehoben.	Abs.	4	lautete:	
	 	 „(4)	Die	Bundesregierung	kann	durch	allgemeine	Verwaltungsvorschriften	mit	Zustimmung	des	Bun-

desrates	bis	zum	31.	März	1991	den	Erwerb	von	Gegenständen	mit	Ursprung	in	der	Deutschen	Demokrati-
schen	Republik	einschließlich	Berlin	(Ost)	durch	einen	Umsatzsteuerkürzungsanspruch	begünstigen.	Der	
Kürzungsanspruch	beträgt	bis	zum	31.	Dezember	1990	11,	bei	den	in	der	Anlage	bezeichneten	Gegenstän-
den	5,5	vom	Hundert	des	Entgelts.	Bei	Marktordnungswaren	tritt	an	die	Stelle	des	Kürzungssatzes	von	11	
der	Satz	von	5	und	an	die	Stelle	des	Kürzungssatzes	von	5,5	der	Satz	von	2,5	vom	Hundert.	In	der	Zeit	vom	
1.	Januar	1991	bis	zum	31.	März	1991	mindern	sich	die	Kürzungssätze	von	11	auf	6,	von	5,5	auf	3,	von	5	
auf	2,7	und	von	2,5	auf	1,4	vom	Hundert.“	

	 30.12.1993.—Artikel	 20	Nr.	 26	 des	Gesetzes	 vom	21.	Dezember	 1993	 (BGBl.	 I	 S.	 2310)	 hat	 in	Abs.	 2,	 3	
Satz	1,	Abs.	5	und	6	jeweils	„Der	Bundesminister“	durch	„Das	Bundesministerium“	ersetzt.	

	 01.01.2004.—Artikel	5	Nr.	32	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	2645)	hat	in	Abs.	3	Satz	1	
„(§	14	Abs.	1)“	durch	„(§	14	Abs.	4)“	ersetzt.	

	 30.06.2013.—Artikel	10	Nr.	13	lit.	a	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1809)	hat	die	Überschrift	
neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Durchführung“.	

	 Artikel	10	Nr.	13	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	eingefügt.	
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4.		entgegen	§	18	Abs.	12	Satz	3	die	dort	bezeichnete	Bescheinigung	nicht	oder	nicht	rechtzeitig	
vorlegt,	

5.		entgegen	§	18a	Absatz	1	bis	3	in	Verbindung	mit	Absatz	7	Satz	1,	Absatz	8	oder	Absatz	9	eine	
Zusammenfassende	Meldung	nicht,	 nicht	 richtig,	 nicht	 vollständig	oder	nicht	 rechtzeitig	 ab-
gibt	oder	entgegen	§	18a	Absatz	10	eine	Zusammenfassende	Meldung	nicht	oder	nicht	recht-
zeitig	berichtigt,	

6.		einer	Rechtsverordnung	nach	§	18c	zuwiderhandelt,	soweit	sie	für	einen	bestimmten	Tatbe-
stand	auf	die	Bußgeldvorschrift	verweist,	oder	

7.		entgegen	 §	 18d	 Satz	 3	 die	 dort	 bezeichneten	Unterlagen	 nicht,	 nicht	 vollständig	 oder	 nicht	
rechtzeitig	vorlegt.	

(2)	Die	Ordnungswidrigkeit	kann	 in	den	Fällen	des	Absatzes	1	Nr.	3	mit	einer	Geldbuße	bis	zu	
fünfhundert	Euro,	in	den	übrigen	Fällen	mit	einer	Geldbuße	bis	zu	fünftausend	Euro	geahndet	wer-
den.	
(3)	Verwaltungsbehörde	im	Sinne	des	§	36	Absatz	1	Nummer	1	des	Gesetzes	über	Ordnungswid-

rigkeiten	ist	in	den	Fällen	des	Absatzes	1	Nummer	5	und	6	das	Bundeszentralamt	für	Steuern.76	

	
76	QUELLE	
	 30.06.1990.—Artikel	10	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	1990	(BGBl.	II	S.	518)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	10	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	1990	(BGBl.	II	S.	518)	hat	Nr.	1	bis	6	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.1991.—Artikel	1	des	Gesetzes	vom	23.	September	1990	(BGBl.	II	S.	885)	in	Verbindung	mit	Anlage	I	

Kapitel	IV	Sachgebiet	B	Abschnitt	II	Nr.	24	lit.	k	des	Vertrages	vom	31.	August	1990	(BGBl.	II	S.	889)	hat	die	
Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	26a	Sondervorschriften	im	Verhältnis	zur	Deutschen	Demokratischen	Republik	einschließlich	
Berlin	(Ost)	

	 	 Im	Verhältnis	zur	Deutschen	Demokratischen	Republik	einschließlich	Berlin	(Ost)	gelten	folgende	Son-
derregelungen:	

1.		 Als	grenzüberschreitend	gilt	auch	eine	Beförderung,	die	sich	sowohl	auf	das	Gebiet	der	Deutschen	
Demokratischen	Republik	einschließlich	Berlin	(Ost)	als	auch	auf	das	Außengebiet	erstreckt.	

2.		 Wird	eine	sonstige	Leistung	von	einem	im	Erhebungsgebiet	ansässigen	Unternehmer	im	Gebiet	der	
Deutschen	Demokratischen	Republik	einschließlich	Berlin	 (Ost)	 erbracht,	 gilt	 sie	 abweichend	von	
§	3a	Abs.	2	bis	4	als	im	Erhebungsgebiet	ausgeführt.	Wird	eine	sonstige	Leistung	von	einem	im	Ge-
biet	der	Deutschen	Demokratischen	Republik	 einschließlich	Berlin	 (Ost)	 ansässigen	Unternehmer	
im	Erhebungsgebiet	erbracht,	gilt	sie	abweichend	von	§	3a	Abs.	2	bis	4	als	im	Gebiet	der	Deutschen	
Demokratischen	Republik	einschließlich	Berlin	(Ost)	ausgeführt.	Ein	Unternehmer	ist	im	Sinne	der	
Sätze	1	und	2	an	dem	Ort	ansässig,	von	dem	aus	er	sein	Unternehmen	betreibt	oder	eine	Betriebstät-
te	unterhält,	von	der	die	sonstige	Leistung	ausgeführt	wird.	

3.		 Wird	eine	Beförderung,	die	sich	auf	das	Erhebungsgebiet	und	auf	das	Gebiet	der	Deutschen	Demo-
kratischen	Republik	einschließlich	Berlin	(Ost)	erstreckt,	von	einem	im	Außengebiet	ansässigen	Un-
ternehmer	 ausgeführt,	 so	 gilt	 die	 Beförderung,	 soweit	 sie	 sich	 auf	 die	 bezeichneten	 Gebiete	 er-
streckt,	abweichend	von	§	3a	Abs.	2	Nr.	2	an	dem	Ort	als	ausgeführt,	an	dem	sie	beginnt.	Liegt	dieser	
Ort	im	Außengebiet,	so	gilt	die	Beförderung	an	dem	Ort	des	Grenzübertritts	aus	dem	Außengebiet	
als	ausgeführt.	Nummer	2	Satz	3	gilt	entsprechend.	

4.		 Steuer	im	Sinne	des	§	4a	Abs.	1	ist	auch	die	Steuer,	die	nach	dem	Umsatzsteuergesetz	der	Deutschen	
Demokratischen	Republik	geschuldet	wird.	

5.		 Vorsteuerbeträge	im	Sinne	des	§	15	Abs.	1	sind	auch	die	in	Rechnungen	im	Sinne	des	§	14	Abs.	4	ge-
sondert	 ausgewiesenen	 Steuern	 für	 Lieferungen	 und	 sonstige	 Leistungen,	 die	 nach	 dem	 Umsatz-
steuergesetz	der	Deutschen	Demokratischen	Republik	 geschuldet	werden,	 sowie	die	 an	die	Deut-
sche	Demokratische	Republik	entrichtete	Einfuhrumsatzsteuer.	Dies	gilt	nicht,	wenn	der	Unterneh-
mer	 im	Besteuerungszeitraum	Umsätze	 sowohl	 im	Erhebungsgebiet	 als	 auch	 im	Gebiet	der	Deut-
schen	Demokratischen	Republik	einschließlich	Berlin	(Ost)	ausführt.	

6.		 §	25a	ist	auch	anwendbar,	wenn	
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§	26b	Schädigung	des	Umsatzsteueraufkommens	
(1)	Ordnungswidrig	handelt,	wer	die	in	einer	Rechnung	im	Sinne	von	§	14	ausgewiesene	Umsatz-

steuer	zu	einem	 in	§	18	Absatz	1	Satz	4	oder	Abs.	4	Satz	1	oder	2	genannten	Fälligkeitszeitpunkt	
nicht	oder	nicht	vollständig	entrichtet.	

	
a)		der	Unternehmer	das	Fahrzeug	 im	Gebiet	der	Deutschen	Demokratischen	Republik	einschließ-

lich	Berlin	(Ost)	für	sein	Unternehmen	zum	Zwecke	des	gewerbsmäßigen	Verkaufs	erworben	hat	
und	

b)		für	die	Lieferung	des	Fahrzeugs	an	den	Unternehmer	
aa)		 Umsatzsteuer	nach	dem	Umsatzsteuergesetz	der	Deutschen	Demokratischen	Republik	nicht	

geschuldet	oder	nach	§	19	Abs.	1	des	Umsatzsteuergesetzes	der	Deutschen	Demokratischen	
Republik	nicht	erhoben	wird	oder	

bb)		 die	Besteuerung	nach	§	25a	Abs.	2	und	3	des	Umsatzsteuergesetzes	der	Deutschen	Demo-
kratischen	Republik	vorgenommen	wird.	

7.		 Der	Bundesminister	der	Finanzen	kann	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	durch	Rechtsverordnung	
bestimmen,	daß	der	Unternehmer	für	die	Berechnung	eines	Ausgleichs	der	in	Nummer	5	bezeichne-
ten	 Vorsteuerbeträge	 zwischen	 der	 Bundesrepublik	 Deutschland	 und	 der	 Deutschen	 Demokrati-
schen	Republik	oder	für	statistische	Zwecke	Aufzeichnungen	zu	fertigen	und	Angaben	dazu	auf	amt-
lich	vorgeschriebenem	Vordruck	in	bestimmten	Zeitabständen	zu	machen	hat.“	

	 QUELLE	
	 01.01.1993.—Artikel	1	Nr.	32	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	 14	 Nr.	 11	 des	 Gesetzes	 vom	 19.	 Dezember	 2002	 (BGBl.	 I	 S.	 1790)	 hat	 in	 Abs.	 2		

„10	000	Deutsche	Mark“	durch	„5	000	Euro“	ersetzt.	
	 Artikel	18	Nr.	17	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3794)	hat	in	Abs.	1	Nr.	1	„Abs.	1	Satz	3“	

durch	„Abs.	5	Satz	1“	ersetzt.	
	 01.01.2004.—Artikel	 5	Nr.	 33	 lit.	 a	 des	Gesetzes	 vom	15.	Dezember	2003	 (BGBl.	 I	 S.	 2645)	hat	Nr.	 1	 in	

Abs.	1	neu	gefasst.	Nr.	1	lautete:	
„1.		entgegen	§	14a	Abs.	5	Satz	1	ein	Doppel	der	Rechnung	nicht	aufbewahrt,“.	

	 01.08.2004.—Artikel	12	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	23.	Juli	2004	(BGBl.	I	S.	1842)	hat	die	Vorschrift	neu	ge-
fasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 	 „(1)	Ordnungswidrig	handelt,	wer	vorsätzlich	oder	leichtfertig	
1.		 entgegen	§	14b	Abs.	1	Satz	1,	auch	in	Verbindung	mit	Satz	4,	ein	dort	bezeichnetes	Doppel	oder	ei-

ne	dort	bezeichnete	Rechnung	nicht	oder	nicht	mindestens	zehn	Jahre	aufbewahrt,	
1a.	 entgegen	§	18	Abs.	12	Satz	3	die	dort	bezeichnete	Bescheinigung	nicht	oder	nicht	rechtzeitig	vor-

legt,	
2.		 entgegen	§	18a	Abs.	1	Satz	1	in	Verbindung	mit	Abs.	4	Satz	1,	Abs.	5	oder	Abs.	6	eine	Zusammen-

fassende	Meldung	nicht,	nicht	richtig,	nicht	vollständig	oder	nicht	rechtzeitig	abgibt	oder	entgegen	
§	18a	Abs.	7	eine	Zusammenfassende	Meldung	nicht	oder	nicht	rechtzeitig	berichtigt	oder	

3.		 entgegen	§	18d	Satz	3	die	dort	bezeichneten	Unterlagen	nicht,	nicht	vollständig	oder	nicht	recht-
zeitig	vorlegt.	

	 	 (2)	Die	Ordnungswidrigkeit	kann	mit	einer	Geldbuße	bis	zu	5	000	Euro	geahndet	werden.“	
	 16.12.2004.—Artikel	5	Nr.	19	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2004	 (BGBl.	 I	 S.	3310)	hat	 in	Abs.	1	Nr.	5	

„oder“	am	Ende	durch	ein	Komma	ersetzt,	Nr.	6	in	Abs.	1	in	Nr.	7	umnummeriert	und	Abs.	1	Nr.	6	eingefügt.	
	 01.01.2010.—Artikel	7	Nr.	18	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2008	(BGBl.	 I	S.	2794)	hat	 in	Abs.	1	Nr.	5	

„und	2“	nach	„Abs.	1	Satz	1“	eingefügt.	
	 01.07.2010.—Artikel	6	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	8.	April	2010	(BGBl.	I	S.	386)	hat	Nr.	5	in	Abs.	1	neu	ge-

fasst.	Nr.	5	lautete:	
„5.		entgegen	§	18a	Abs.	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	Abs.	4	Satz	1,	Abs.	5	oder	Abs.	6	eine	Zusam-

menfassende	Meldung	nicht,	nicht	richtig,	nicht	vollständig	oder	nicht	rechtzeitig	abgibt	oder	entge-
gen	§	18a	Abs.	7	eine	Zusammenfassende	Meldung	nicht	oder	nicht	rechtzeitig	berichtigt.“	

31.07.2014.—Artikel	7	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	2014	(BGBl.	I	S.	1266)	hat	Abs.	3	eingefügt.	
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(2)	Die	Ordnungswidrigkeit	kann	mit	einer	Geldbuße	bis	zu	fünfzigtausend	Euro	geahndet	wer-
den.77	
	
§	26c	Gewerbsmäßige	oder	bandenmäßige	Schädigung	des	Umsatzsteueraufkommens	
Mit	 Freiheitsstrafe	 bis	 zu	 fünf	 Jahren	 oder	mit	 Geldstrafe	wird	 bestraft,	wer	 in	 den	 Fällen	 des	

§	26b	 gewerbsmäßig	 oder	 als	 Mitglied	 einer	 Bande,	 die	 sich	 zur	 fortgesetzten	 Begehung	 solcher	
Handlungen	verbunden	hat,	handelt.78	
	
§	27	Allgemeine	Übergangsvorschriften	
(1)	Änderungen	dieses	Gesetzes	sind,	soweit	nichts	anderes	bestimmt	ist,	auf	Umsätze	im	Sinne	

des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	und	5	anzuwenden,	die	ab	dem	Inkrafttreten	der	maßgeblichen	Änderungsvor-
schrift	ausgeführt	werden.	Dies	gilt	für	Lieferungen	und	sonstige	Leistungen	auch	insoweit,	als	die	
Steuer	dafür	nach	§	13	Abs.	1	Nr.	1	Buchstabe	a	Satz	4,	Buchstabe	b	oder	§	13b	Absatz	4	Satz	2	vor	
dem	Inkrafttreten	der	Änderungsvorschrift	entstanden	ist.	Die	Berechnung	dieser	Steuer	ist	für	den	
Voranmeldungszeitraum	 zu	 berichtigen,	 in	 dem	 die	 Lieferung	 oder	 sonstige	 Leistung	 ausgeführt	
wird.	
(1a)	§	4	Nr.	14	ist	auf	Antrag	auf	vor	dem	1.	Januar	2000	erbrachte	Umsätze	aus	der	Tätigkeit	als	

Sprachheilpädagoge	entsprechend	anzuwenden,	soweit	der	Sprachheilpädagoge	gemäß	§	124	Abs.	2	
des	Fünften	Buches	Sozialgesetzbuch	von	den	zuständigen	Stellen	der	gesetzlichen	Krankenkassen	
umfassend	 oder	 für	 bestimmte	Teilgebiete	 der	 Sprachtherapie	 zur	Abgabe	 von	 sprachtherapeuti-
schen	Heilmitteln	zugelassen	ist	und	die	Voraussetzungen	des	§	4	Nr.	14	spätestens	zum	1.	Januar	
2000	 erfüllt.	 Bestandskräftige	 Steuerfestsetzungen	 können	 insoweit	 aufgehoben	 oder	 geändert	
werden.	
(2)	§	9	Abs.	2	ist	nicht	anzuwenden,	wenn	das	auf	dem	Grundstück	errichtete	Gebäude	
1.		Wohnzwecken	 dient	 oder	 zu	 dienen	 bestimmt	 ist	 und	 vor	 dem	 1.	 April	 1985	 fertiggestellt	
worden	ist,	

2.		anderen	 nichtunternehmerischen	 Zwecken	 dient	 oder	 zu	 dienen	 bestimmt	 ist	 und	 vor	 dem	
1.	Januar	1986	fertiggestellt	worden	ist,	

3.	 anderen	 als	 den	 in	den	Nummern	1	und	2	bezeichneten	Zwecken	dient	 oder	 zu	dienen	be-
stimmt	ist	und	vor	dem	1.	Januar	1998	fertiggestellt	worden	ist,	

und	wenn	mit	der	Errichtung	des	Gebäudes	 in	den	Fällen	der	Nummern	1	und	2	vor	dem	1.	 Juni	
1984	und	in	den	Fällen	der	Nummer	3	vor	dem	11.	November	1993	begonnen	worden	ist.	
(3)	geltenden	Fassung	ist	auf	Rechnungen	anzuwenden,	die	nach	dem	30.	Juni	2002	ausgestellt	

werden,	sofern	die	zugrunde	liegenden	Umsätze	bis	zum	31.	Dezember	2003	ausgeführt	wurden.	
(4)	Die	§§	13b,	14	Abs.	1,	§	14a	Abs.	4	und	5	Satz	3	Nr.	3,	§	15	Abs.	1	Satz	1	Nr.	4	und	Abs.	4b,	§	17	

Abs.	1	Satz	1,	§	18	Abs.	4a	Satz	1,	§	19	Abs.	1	Satz	3,	§	22	Abs.	1	Satz	2	und	Abs.	2	Nr.	8,	§	25a	Abs.	5	
Satz	3	 in	der	 jeweils	bis	zum	31.	Dezember	2003	geltenden	Fassung	sind	auch	auf	Umsätze	anzu-
wenden,	die	vor	dem	1.	Januar	2002	ausgeführt	worden	sind,	soweit	das	Entgelt	für	diese	Umsätze	
erst	nach	dem	31.	Dezember	2001	gezahlt	worden	ist.	Soweit	auf	das	Entgelt	oder	Teile	des	Entgelts	
für	nach	dem	31.	Dezember	2001	ausgeführte	Umsätze	vor	dem	1.	Januar	2002	das	Abzugsverfah-
ren	nach	§	18	Abs.	8	in	der	bis	zum	31.	Dezember	2001	geltenden	Fassung	angewandt	worden	ist,	

	
77	QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3922)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 30.06.2013.—Artikel	 10	 Nr.	 14	 des	 Gesetzes	 vom	 26.	 Juni	 2013	 (BGBl.	 I	 S.	 1809)	 hat	 in	 Abs.	 1	 „Abs.	 1		

Satz	3“	durch	„Absatz	1	Satz	4“	ersetzt.	
78	QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3922)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
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mindert	sich	die	vom	Leistungsempfänger	nach	§	13b	geschuldete	Steuer	um	die	bisher	im	Abzugs-
verfahren	vom	leistenden	Unternehmer	geschuldete	Steuer.	
(5)	§	3	Abs.	9a	Satz	2,	§	15	Abs.	1b,	§	15a	Abs.	3	Nr.	2	und	§	15a	Abs.	4	Satz	2	in	der	jeweils	bis	

31.	Dezember	 2003	 geltenden	 Fassung	 sind	 auf	 Fahrzeuge	 anzuwenden,	 die	 nach	 dem	 31.	 März	
1999	und	 vor	 dem	1.	 Januar	 2004	 angeschafft	 oder	 hergestellt,	 eingeführt,	 innergemeinschaftlich	
erworben	oder	gemietet	worden	sind	und	für	die	der	Vorsteuerabzug	nach	§	15	Abs.	1b	vorgenom-
men	worden	ist.	Dies	gilt	nicht	für	nach	dem	1.	Januar	2004	anfallende	Vorsteuerbeträge,	die	auf	die	
Miete	oder	den	Betrieb	dieser	Fahrzeuge	entfallen.	
(6)	Umsätze	aus	der	Nutzungsüberlassung	von	Sportanlagen	können	bis	zum	31.	Dezember	2004	

in	eine	steuerfreie	Grundstücksüberlassung	und	in	eine	steuerpflichtige	Überlassung	von	Betriebs-
vorrichtungen	aufgeteilt	werden.	
(7)	 §	 13c	 ist	 anzuwenden	 auf	 Forderungen,	 die	 nach	 dem	7.	 November	 2003	 abgetreten,	 ver-

pfändet	oder	gepfändet	worden	sind.	
(8)	§	15a	Abs.	1	Satz	1	und	Abs.	4	Satz	1	 in	der	Fassung	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2001	

(BGBl.	I	S.	3794)	ist	auch	für	Zeiträume	vor	dem	1.	Januar	2002	anzuwenden,	wenn	der	Unterneh-
mer	den	Vorsteuerabzug	im	Zeitpunkt	des	Leistungsbezuges	auf	Grund	der	von	ihm	erklärten	Ver-
wendungsabsicht	 in	Anspruch	genommen	hat	und	die	Nutzung	ab	dem	Zeitpunkt	der	erstmaligen	
Verwendung	mit	den	für	den	Vorsteuerabzug	maßgebenden	Verhältnissen	nicht	übereinstimmt.	
(9)	 §	 18	 Abs.	 1	 Satz	 1	 ist	 erstmals	 auf	 Voranmeldungszeiträume	 anzuwenden,	 die	 nach	 dem	

31.	Dezember	2004	enden.	
(10)	 §	 4	Nr.	 21a	 in	 der	 bis	 31.	Dezember	 2003	 geltenden	 Fassung	 ist	 auf	 Antrag	 auf	 vor	 dem	

1.	Januar	2005	erbrachte	Umsätze	der	 staatlichen	Hochschulen	aus	Forschungstätigkeit	 anzuwen-
den,	wenn	die	Leistungen	auf	einem	Vertrag	beruhen,	der	vor	dem	3.	September	2003	abgeschlos-
sen	worden	ist.	
(11)	§	15a	in	der	Fassung	des	Artikels	5	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2004	(BGBl.	I	S.	3310)	ist	

auf	Vorsteuerbeträge	anzuwenden,	deren	zugrunde	liegende	Umsätze	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	nach	
dem	31.	Dezember	2004	ausgeführt	werden.	
(12)	Auf	Vorsteuerbeträge,	deren	zugrunde	liegende	Umsätze	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	nach	dem	

31.	Dezember	2006	ausgeführt	werden,	ist	§	15a	Abs.	3	und	4	in	der	am	1.	Januar	2007	geltenden	
Fassung	anzuwenden.	
(13)	§	18a	Abs.	1	Satz	1,	4	und	5	in	der	Fassung	des	Artikels	7	des	Gesetzes	vom	13.	Dezember	

2006	(BGBl.	 I	S.	2878)	 ist	erstmals	auf	Meldezeiträume	anzuwenden,	die	nach	dem	31.	Dezember	
2006	enden.	
(14)	 §	 18	Abs.	 9	 in	 der	 Fassung	 des	Artikels	 7	 des	Gesetzes	 vom	19.	Dezember	 2008	 (BGBl.	 I	

S.	2794)	und	§	18g	sind	auf	Anträge	auf	Vergütung	von	Vorsteuerbeträgen	anzuwenden,	die	nach	
dem	31.	Dezember	2009	gestellt	werden.	
(15)	§	14	Abs.	2	Satz	1	Nr.	2	und	§	14	Abs.	3	Nr.	2	in	der	jeweils	ab	1.	Januar	2009	geltenden	Fas-

sung	sind	auf	alle	Rechnungen	über	Umsätze	anzuwenden,	die	nach	dem	31.	Dezember	2008	ausge-
führt	werden.	
(16)	§	3	Absatz	9a	Nummer	1,	§	15	Absatz	1b,	§	15a	Absatz	6a	und	8	Satz	2	in	der	Fassung	des	

Artikels	4	des	Gesetzes	vom	8.	Dezember	2010	(BGBl.	 I	S.	1768)	sind	nicht	anzuwenden	auf	Wirt-
schaftsgüter	im	Sinne	des	§	15	Absatz	1b,	die	auf	Grund	eines	vor	dem	1.	Januar	2011	rechtswirk-
sam	 abgeschlossenen	 obligatorischen	 Vertrags	 oder	 gleichstehenden	Rechtsakts	 angeschafft	wor-
den	sind	oder	mit	deren	Herstellung	vor	dem	1.	Januar	2011	begonnen	worden	ist.	Als	Beginn	der	
Herstellung	gilt	bei	Gebäuden,	für	die	eine	Baugenehmigung	erforderlich	ist,	der	Zeitpunkt,	in	dem	
der	 Bauantrag	 gestellt	wird;	 bei	 baugenehmigungsfreien	 Gebäuden,	 für	 die	 Bauunterlagen	 einzu-
reichen	sind,	der	Zeitpunkt,	in	dem	die	Bauunterlagen	eingereicht	werden.	
(17)	§	18	Absatz	3	 in	der	Fassung	des	Artikels	4	des	Gesetzes	vom	8.	Dezember	2010	(BGBl.	 I	

S.	1768)	 ist	 erstmals	 auf	 Besteuerungszeiträume	 anzuwenden,	 die	 nach	 dem	 31.	 Dezember	 2010	
enden.	
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(18)	§	14	Absatz	1	und	3	ist	in	der	ab	1.	Juli	2011	geltenden	Fassung	auf	alle	Rechnungen	über	
Umsätze	anzuwenden,	die	nach	dem	30.	Juni	2011	ausgeführt	werden.	
(19)	 Sind	 Unternehmer	 und	 Leistungsempfänger	 davon	 ausgegangen,	 dass	 der	 Leistungsemp-

fänger	die	Steuer	nach	§	13b	auf	eine	vor	dem	15.	Februar	2014	erbrachte	steuerpflichtige	Leistung	
schuldet,	 und	 stellt	 sich	 diese	 Annahme	 als	 unrichtig	 heraus,	 ist	 die	 gegen	 den	 leistenden	Unter-
nehmer	wirkende	Steuerfestsetzung	zu	ändern,	soweit	der	Leistungsempfänger	die	Erstattung	der	
Steuer	fordert,	die	er	in	der	Annahme	entrichtet	hatte,	Steuerschuldner	zu	sein.	§	176	der	Abgaben-
ordnung	steht	der	Änderung	nach	Satz	1	nicht	entgegen.	Das	 für	den	 leistenden	Unternehmer	zu-
ständige	Finanzamt	kann	auf	Antrag	zulassen,	dass	der	leistende	Unternehmer	dem	Finanzamt	den	
ihm	gegen	den	Leistungsempfänger	zustehenden	Anspruch	auf	Zahlung	der	gesetzlich	entstandenen	
Umsatzsteuer	abtritt,	wenn	die	Annahme	der	Steuerschuld	des	Leistungsempfängers	im	Vertrauen	
auf	eine	Verwaltungsanweisung	beruhte	und	der	leistende	Unternehmer	bei	der	Durchsetzung	des	
abgetretenen	Anspruchs	mitwirkt.	Die	Abtretung	wirkt	an	Zahlungs	statt,	wenn	
1.		der	 leistende	 Unternehmer	 dem	 Leistungsempfänger	 eine	 erstmalige	 oder	 geänderte	 Rech-
nung	mit	offen	ausgewiesener	Umsatzsteuer	ausstellt,	

2.		die	Abtretung	an	das	Finanzamt	wirksam	bleibt,	
3.		dem	Leistungsempfänger	diese	Abtretung	unverzüglich	mit	dem	Hinweis	angezeigt	wird,	dass	
eine	Zahlung	an	den	leistenden	Unternehmer	keine	schuldbefreiende	Wirkung	mehr	hat,	und	

4.		der	leistende	Unternehmer	seiner	Mitwirkungspflicht	nachkommt.	
(20)	§	18h	Absatz	3	und	4	in	der	Fassung	des	Artikels	8	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	2014	(BGBl.	I	

S.	1266)	ist	erstmals	Besteuerungszeiträume	anzuwenden,	die	nach	dem	31.	Dezember	2014	enden.	
(21)	§	18	Absatz	2	in	der	am	1.	Januar	2015	geltenden	Fassung	ist	erstmals	auf	Voranmeldungs-

zeiträume	anzuwenden,	die	nach	dem	31.	Dezember	2014	enden.	
(22)	§	2	Absatz	3	in	der	am	31.	Dezember	2015	geltenden	Fassung	ist	auf	Umsätze,	die	nach	dem	

31.	Dezember	2015	und	vor	dem	1.	Januar	2017	ausgeführt	werden,	weiterhin	anzuwenden.	§	2b	in	
der	am	1.	Januar	2016	geltenden	Fassung	ist	auf	Umsätze	anzuwenden,	die	nach	dem	31.	Dezember	
2016	 ausgeführt	werden.	Die	 juristische	Person	des	 öffentlichen	Rechts	 kann	dem	Finanzamt	 ge-
genüber	einmalig	erklären,	dass	sie	§	2	Absatz	3	in	der	am	31.	Dezember	2015	geltenden	Fassung	
für	 sämtliche	 nach	 dem	31.	Dezember	 2016	 und	 vor	 dem	1.	 Januar	 2021	 ausgeführte	 Leistungen	
weiterhin	anwendet.	Eine	Beschränkung	der	Erklärung	auf	 einzelne	Tätigkeitsbereiche	oder	Leis-
tungen	ist	nicht	zulässig.	Die	Erklärung	ist	bis	zum	31.	Dezember	2016	abzugeben.	Sie	kann	nur	mit	
Wirkung	vom	Beginn	eines	auf	die	Abgabe	folgenden	Kalenderjahres	an	widerrufen	werden.	
(22a)	Hat	eine	juristische	Person	des	öffentlichen	Rechts	gegenüber	dem	Finanzamt	gemäß	Ab-

satz	22	Satz	3	erklärt,	dass	 sie	§	2	Absatz	3	 in	der	am	31.	Dezember	2015	geltenden	Fassung	 für	
sämtliche	nach	dem	31.	Dezember	2016	und	vor	dem	1.	 Januar	2021	ausgeführte	Leistungen	wei-
terhin	anwendet	und	die	Erklärung	für	vor	dem	1.	Januar	2021	endende	Zeiträume	nicht	widerru-
fen,	gilt	die	Erklärung	auch	für	sämtliche	Leistungen,	die	nach	dem	31.	Dezember	2020	und	vor	dem	
1.	 Januar	2023	ausgeführt	werden.	Die	Erklärung	nach	Satz	1	kann	auch	 für	Zeiträume	nach	dem	
31.	Dezember	2020	nur	mit	Wirkung	vom	Beginn	eines	auf	die	Abgabe	folgenden	Kalenderjahres	an	
widerrufen	werden.	Es	 ist	nicht	 zulässig,	 den	Widerruf	 auf	 einzelne	Tätigkeitsbereiche	oder	Leis-
tungen	zu	beschränken.	
(23)	§	3	Absatz	13	bis	15	sowie	§	10	Absatz	1	Satz	6	in	der	Fassung	des	Artikels	9	des	Gesetzes	

vom	11.	Dezember	2018	(BGBl.	I	S.	2338)	sind	erstmals	auf	Gutscheine	anzuwenden,	die	nach	dem	
31.	Dezember	2018	ausgestellt	werden.	
(24)	§	3a	Absatz	5	Satz	3	bis	5	und	§	14	Absatz	7	Satz	3	in	der	Fassung	des	Artikels	9	des	Geset-

zes	vom	11.	Dezember	2018	(BGBl.	I	S.	2338)	sind	auf	Umsätze	anzuwenden,	die	nach	dem	31.	De-
zember	2018	ausgeführt	werden.	§	18	Absatz	4c	Satz	1	und	Absatz	4d	in	der	Fassung	des	Artikels	9	
des	Gesetzes	vom	11.	Dezember	2018	(BGBl.	I	S.	2338)	ist	auf	Besteuerungszeiträume	anzuwenden,	
die	nach	dem	31.	Dezember	2018	enden.	
(25)	Das	Bundesministerium	der	Finanzen	teilt	den	Beginn	des	Datenabrufverfahrens	nach	§	22f	

Absatz	1	Satz	6	durch	ein	 im	Bundessteuerblatt	zu	veröffentlichendes	Schreiben	mit.	Gleiches	gilt	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Umsatzsteuergesetz	(UStG)	(Stand:	01.07.2020)	 151	

für	die	Festlegung	des	Kalenderjahres,	ab	dem	Daten	nach	§	22f	Absatz	3	auf	Anforderung	zu	über-
mitteln	 sind.	Bis	 zur	Einführung	des	Datenabrufverfahrens	nach	§	22f	Absatz	1	 Satz	6	 ist	 die	Be-
scheinigung	dem	liefernden	Unternehmer	in	Papierform	zu	erteilen.	§	25e	Absatz	1	bis	Absatz	4	in	
der	Fassung	des	Artikels	9	des	Gesetzes	vom	11.	Dezember	2018	(BGBl.	I	S.	2338)	ist	für	die	in	§	22f	
Absatz	1	 Satz	4	 in	der	 am	1.	 Januar	2019	geltenden	Fassung	genannten	Unternehmer	 ab	1.	März	
2019	und	 für	andere	als	die	 in	§	22f	Absatz	1	Satz	4	 in	der	am	1.	 Januar	2019	geltenden	Fassung	
genannten	Unternehmer	ab	1.	Oktober	2019	anzuwenden.	
(26)	§	25	Absatz	3	in	der	Fassung	des	Artikels	11	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	

S.	2451)	ist	erstmals	auf	Umsätze	anzuwenden,	die	nach	dem	31.	Dezember	2021	bewirkt	werden.	
(27)	§	4	Nummer	15a	in	der	bis	zum	31.	Dezember	2019	geltenden	Fassung	gilt	bis	zu	den	Zeit-

punkten	 nach	 §	 328	Absatz	 1	 Satz	 4	 des	 Fünften	 Buches	 Sozialgesetzbuch	 sowie	 §	 328	Absatz	 5	
Satz	4	in	Verbindung	mit	§	328	Absatz	1	Satz	4	des	Fünften	Buches	Sozialgesetzbuch	fort.	
(28)	§	15	Absatz	4b,	§	16	Absatz	2	Satz	1	und	§	18	Absatz	9	in	der	Fassung	des	Artikels	12	des	

Gesetzes	 vom	 12.	 Dezember	 2019	 (BGBl.	 I	 S.	 2451)	 sind	 erstmals	 auf	 Voranmeldungs-,	 Besteue-
rungs-	und	Vergütungszeiträume	anzuwenden,	die	nach	dem	31.	Dezember	2019	enden.	
(29)	§	22b	Absatz	2	und	2a	in	der	Fassung	des	Artikels	12	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	

(BGBl.	I	S.	2451)	ist	erstmals	auf	Voranmeldungs-,	Besteuerungs-	und	Meldezeiträume	anzuwenden,	
die	nach	dem	31.	Dezember	2019	enden.	
(30)	§	25f	in	der	Fassung	des	Artikels	12	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2451)	

ist	 erstmals	 auf	 Voranmeldungs-	 und	Besteuerungszeiträume	 anzuwenden,	 die	 nach	 dem	31.	 De-
zember	2019	enden.	
(31)	Der	Termin,	ab	dem	§	21	Absatz	3a	in	der	Fassung	des	Artikels	3	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	

2020	(BGBl.	I	S.	1512)	erstmals	anzuwenden	ist,	wird	mit	einem	Schreiben	des	Bundesministeriums	
der	Finanzen	bekanntgeben.79	

	
79	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1982.—Artikel	36	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	1981	(BGBl.	I	S.	1523)	hat	Abs.	4	eingefügt.	
	 01.07.1983.—Artikel	5	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	182	(BGBl.	I	S.	1857)	hat	Abs.	4	in	Abs.	5	um-

nummeriert	und	Abs.	4	eingefügt.	
	 01.01.1985.—Artikel	17	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	1984	(BGBl.	I	S.	1493)	hat	Abs.	5	neu	ge-

fasst.	Abs.	5	lautete:	
	 	 „(5)	§	9	Satz	2	 ist	bei	der	Vermietung	oder	Verpachtung	eines	Grundstücks	nicht	anzuwenden,	wenn	

das	auf	dem	Grundstück	errichtete	Gebäude	vor	dem	1.	Januar	1985	fertiggestellt	worden	ist.“	
	 01.01.1986.—Artikel	14	Nr.	7	lit.	b	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	1985	(BGBl.	I	S.	2436)	hat	Abs.	7	einge-

fügt.	
	 01.01.1987.—Artikel	14	Nr.	7	lit.	a	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	1985	(BGBl.	I	S.	2436)	hat	Abs.	6	einge-

fügt.	
	 §	30	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	17.	Dezember	1986	(BGBl.	I	S.	2488)	hat	Aba.	8	eingefügt.	
	 01.01.1990.—Artikel	7	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	1989	(BGBl.	I	S.	2408)	hat	Abs.	9	eingefügt.	
	 29.09.1990.—Artikel	1	des	Gesetzes	vom	23.	September	1990	(BGBl.	II	S.	885)	in	Verbindung	mit	Anlage	I	

Kapitel	 IV	Sachgebiet	B	Abschnitt	 II	Nr.	24	 lit.	 l	des	Vertrages	vom	31.	August	1990	(BGBl.	 II	S.	889)	hat	
Abs.	10	eingefügt.	

	 01.01.1993.—Artikel	1	Nr.	33	lit.	a	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	Abs.	1	bis	3,	6	
bis	8	und	10	aufgehoben	und	Abs.	4,	5	und	9	in	Abs.	1	bis	3	umnummeriert.	Abs.	1	bis	3,	6	bis	8	und	10	lau-
teten:	

	 	 „(1)	Auf	Umsätze	und	sonstige	Sachverhalte	aus	der	Zeit	vor	dem	1.	Januar	1980	ist	das	im	Zeitpunkt	
des	 maßgebenden	 Ereignisses	 für	 sie	 geltende	 Umsatzsteuerrecht	 weiterhin	 anzuwenden.	 §	 29	 Abs.	 3	
und	4	des	Umsatzsteuergesetzes	 in	der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	16.	November	1973	 (BGBl.	 I	
S.	1681),	zuletzt	geändert	durch	Artikel	3	des	Gesetzes	vom	30.	November	1978	(BGBl.	I	S.	1849),	gilt	auch,	
wenn	die	Leistung	nach	dem	31.	Dezember	1979	ausgeführt	wird.	

	 	 (2)	§	13	Abs.	1	Nr.	1	Buchstabe	a	Satz	4	ist	nicht	anzuwenden,	wenn	die	Zahlung	des	Entgelts	oder	des	
Teilentgelts	auf	einem	Vertrag	beruht,	der	vor	dem	Inkrafttreten	dieses	Gesetzes	abgeschlossen	worden	
ist.	 Dies	 gilt	 nicht,	 wenn	 der	 Unternehmer	 eine	 Rechnung	 mit	 gesondertem	 Ausweis	 der	 Steuer	 (§	 14	
Abs.	1)	erteilt	hat.	
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	 	 (3)	Der	Unternehmer,	der	die	bis	zum	31.	Dezember	1979	ausgeführten	Umsätze	nach	§	19	Abs.	1	bis	3	

in	der	bis	zu	diesem	Zeitpunkt	geltenden	Fassung	versteuert,	hat	die	am	Ende	des	Kalenderjahres	1979	für	
diese	Umsätze	noch	nicht	vereinnahmten	Entgelte	den	im	Dezember	1979	vereinnahmten	Entgelten	hin-
zuzurechnen	und	gleichzeitig	mit	 ihnen	der	Besteuerung	zu	unterwerfen.	Das	Finanzamt	hat	auf	Antrag,	
unbeschadet	der	Vorschrift	des	§	222	der	Abgabenordnung,	die	Entrichtung	der	auf	die	noch	nicht	verein-
nahmten	Entgelte	entfallenden	Steuer	entsprechend	dem	voraussichtlichen	Zahlungseingang	zu	stunden.	
Die	in	Satz	1	bezeichneten	Umsätze	gehören	nicht	zum	Gesamtumsatz	des	Kalenderjahres	1979.	

	 	 (6)	Die	Vorschrift	 des	 §	 2	Abs.	 2	Nr.	 2	 kann	 auf	Antrag	 des	Unternehmers	 auf	Umsätze	 angewendet	
werden,	die	nach	dem	31.	Dezember	1979	ausgeführt	worden	sind,	soweit	die	Steuerfestsetzungen	für	die	
betreffenden	Besteuerungszeiträume	nicht	bestandskräftig	sind.	

	 	 (7)	Vom	1.	Januar	1986	bis	zum	31.	Dezember	1988	sind	
1.		 das	 Gebiet	 der	 Portugiesischen	Republik	 bei	 Anwendung	 des	 §	 3	Abs.	 8,	 §	 3a	Abs.	 3	 und	 5,	 §	 15	

Abs.	3	und	§	25	Abs.	2	Nr.	1	sowie	des	§	1	der	Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung,	
2.		 das	Gebiet	des	Königreichs	Spanien	bei	Anwendung	des	§	25	Abs.	2	Nr.	1	

	 nicht	als	Gebiet	der	Europäischen	Wirtschaftsgemeinschaft	zu	behandeln.	
	 	 (8)	Die	Vorschrift	des	§	4	Nr.	8	Buchstabe	j	kann	auf	Antrag	des	Unternehmers	auf	Umsätze	angewen-

det	werden,	die	nach	dem	31.	Dezember	1982	ausgeführt	worden	sind,	soweit	die	Steuerfestsetzungen	für	
die	betreffenden	Besteuerungszeiträume	nicht	bestandskräftig	sind.	

	 	 (10)	§	26	Abs.	4	und	die	auf	Grund	dieser	Vorschrift	erlassene	allgemeine	Verwaltungsvorschrift	gelten	
nach	Wirksamwerden	des	Beitritts	mit	der	Maßgabe,	daß	zur	Kürzung	der	Umsatzsteuer	nur	Unternehmer	
berechtigt	sind,	die	im	Erhebungsgebiet	im	Sinne	des	§	1	Abs.	2	dieses	Gesetzes	in	der	bis	zum	31.	Dezem-
ber	1990	geltenden	Fassung	ansässig	sind.“	

	 Artikel	1	Nr.	33	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	1	Satz	1	„und	5“	nach	„bis	3“	eingefügt.	
	 01.01.1994.—Artikel	20	Nr.	23	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2310)	hat	Abs.	2	neu	ge-

fasst.	Abs.	2	lautete:	
	 	 „(2)	§	9	Abs.	2	ist	nicht	anzuwenden,	wenn	das	auf	dem	Grundstück	errichtete	Gebäude	

1.		 Wohnzwecken	dient	oder	zu	dienen	bestimmt	ist	und	vor	dem	1.	April	1985	fertiggestellt	worden	
ist,	

2.		 anderen	nichtunternehmerischen	Zwecken	dient	oder	zu	dienen	bestimmt	ist	und	vor	dem	1.	Januar	
1986	fertiggestellt	worden	ist,	

	 und	wenn	mit	der	Errichtung	des	Gebäudes	vor	dem	1.	Juni	1984	begonnen	worden	ist.“	
	 01.04.1999.—Artikel	7	Nr.	20	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	24.	März	1999	(BGBl.	 I	S.	402)	hat	 in	Abs.	1	Satz	1	

„bis	3“	nach	„Nr.	1“	gestrichen.	
	 Artikel	7	Nr.	20	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1a	eingefügt.	
	 Artikel	7	Nr.	20	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	neu	gefasst.	Abs.	3	lautete:	
	 	 „(3)	§	14	Abs.	1	Satz	3	und	4	ist	auch	auf	Rechnungen	für	Umsätze	anzuwenden,	die	vor	dem	1.	Januar	

1990	ausgeführt	werden,	soweit	beim	leistenden	Unternehmer	die	Steuerfestsetzungen	für	die	betreffen-
den	Besteuerungszeiträume	nicht	bestandskräftig	sind.“	

	 01.01.2000.—Artikel	9	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	1999	(BGBl.	I	S.	2601)	hat	in	Abs.	1a	Satz	1	
„nach	dem	31.	Dezember	1994	und“	nach	„auf“	gestrichen.	

	 15.10.2001.—Artikel	1	des	Gesetzes	vom	1.	September	2002	(BGBl.	I	S.	3441)	hat	Abs.	6	eingefügt.	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2001	(BGBl.	 I	S.	3922)	hat	Abs.	3	 in	Abs.	5	

umnummeriert	und	Abs.	3	eingefügt.	
	 Artikel	18	Nr.	18	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3794)	hat	Abs.	4	eingefügt.	
	 20.12.2003.—Artikel	5	Nr.	34	lit.	e	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	2645)	hat	Abs.	8	einge-

fügt.	
	 01.01.2004.—Artikel	5	Nr.	34	lit.	a	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	2645)	hat	Abs.	3	neu	

gefasst.	Abs.	3	lautete:	
	 	 „(3)	§	14	Abs.	1a	ist	anzuwenden	auf	Rechnungen,	die	nach	dem	30.	Juni	2002	ausgestellt	werden.“	
	 Artikel	5	Nr.	34	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	1	in	Abs.	4	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„§§	13b,	14	Abs.	1,	

§	14a	Abs.	4	und	5	Satz	3	Nr.	3,	§	15	Abs.	1	Satz	1	Nr.	4	und	Abs.	4b,	§	17	Abs.	1	Satz	1,	§	18	Abs.	4a	Satz	1,	
§	19	Abs.	1	Satz	3,	§	22	Abs.	1	Satz	2	und	Abs.	2	Nr.	8,	§	25a	Abs.	5	Satz	3	sind	auch	auf	Umsätze	anzuwen-
den,	die	vor	dem	1.	Januar	2002	ausgeführt	worden	sind,	soweit	das	Entgelt	für	diese	Umsätze	erst	nach	
dem	31.	Dezember	2001	gezahlt	worden	ist.“	

	 Artikel	5	Nr.	34	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	5	neu	gefasst.	Abs.	5	lautete:	
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§	27a	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	
(1)	Das	Bundeszentralamt	 für	 Steuern	 erteilt	 Unternehmern	 im	 Sinne	 des	 §	 2	 auf	 Antrag	 eine	

Umsatzsteuer-Identifikationsnummer.	 Das	 Bundeszentralamt	 für	 Steuern	 erteilt	 auch	 juristischen	
Personen,	die	nicht	Unternehmer	sind	oder	die	Gegenstände	nicht	für	ihr	Unternehmen	erwerben,	
eine	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer,	wenn	sie	diese	für	innergemeinschaftliche	Erwerbe	be-
nötigen.	 Im	Falle	der	Organschaft	wird	auf	Antrag	 für	 jede	 juristische	Person	eine	eigene	Umsatz-
steuer-Identifikationsnummer	erteilt.	Der	Antrag	auf	Erteilung	einer	Umsatzsteuer-Identifikations-

	
	 	 „(5)	 §	 15	 Abs.	 1b	 und	 §	 15a	 Abs.	 3	 Nr.	 2	 sind	 erstmals	 auf	 Fahrzeuge	 anzuwenden,	 die	 nach	 dem	

31.	März	 1999	 angeschafft	 oder	 hergestellt,	 eingeführt,	 innergemeinschaftlich	 erworben	 oder	 gemietet	
werden.“	

	 Artikel	5	Nr.	34	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	7	eingefügt.	
	 Artikel	5	Nr.	34	lit.	g	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	10	eingefügt.	
	 Artikel	1	des	Gesetzes	vom	23.	April	2004	(BGBl.	I	S.	601)	hat	in	Abs.	6	„2003“	durch	„2004“	ersetzt.	
	 01.01.2005.—Artikel	5	Nr.	34	lit.	f	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	2645)	hat	Abs.	9	einge-

fügt.	
	 Artikel	5	Nr.	20	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2004	(BGBl.	I	S.	3310)	hat	Abs.	11	eingefügt.	
	 01.08.2006.—Artikel	4	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	2006	(BGBl.	I	S.	1402)	hat	Satz	2	in	Abs.	1	neu	ge-

fasst.	Satz	2	lautete:	„Dies	gilt	für	Lieferungen	und	sonstige	Leistungen	auch	insoweit,	als	die	Steuer	dafür	
nach	§	13	Abs.	1	Nr.	1	Buchstabe	a	Satz	4	oder	Buchstabe	b	Satz	1	vor	dem	Inkrafttreten	der	Änderungs-
vorschrift	entstanden	ist.“	

	 19.12.2006.—Artikel	7	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	13.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	2878)	hat	Abs.	13	eingefügt.	
	 01.01.2007.—Artikel	8	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	22.	August	2006	(BGBl.	I	S.	1970)	hat	Abs.	12	eingefügt.	
	 01.01.2008.—Artikel	8	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2007	(BGBl.	 I	S.	3150)	hat	Satz	2	 in	Abs.	7	

aufgehoben.	Satz	2	lautete:	„§	13d	ist	anzuwenden	auf	Mietverträge	oder	mietähnliche	Verträge,	die	nach	
dem	7.	November	2003	abgeschlossen	worden	sind.“	

	 01.01.2009.—Artikel	8	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2008	(BGBl.	I	S.	2850)	hat	Abs.	15	eingefügt.	
	 01.01.2010.—Artikel	7	Nr.	19	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2008	(BGBl.	I	S.	2794)	hat	Abs.	14	eingefügt.	
	 01.07.2010.—Artikel	6	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	8.	April	2010	(BGBl.	I	S.	386)	hat	in	Abs.	1	Satz	2	„Abs.	1	

Satz	3“	durch	„Absatz	4	Satz	2“	ersetzt.	
	 01.01.2011.—Artikel	4	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	8.	Dezember	2010	(BGBl.	 I	S.	1768)	hat	Abs.	16	und	17	

eingefügt.	
	 01.07.2011.—Artikel	5	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	1.	November	2011	(BGBl.	I	S.	2131)	hat	Abs.	18	eingefügt.	
	 31.07.2014.—Artikel	7	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	2014	(BGBl.	I	S.	1266)	hat	Abs.	19	eingefügt.	
	 01.10.2014.—Artikel	8	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	2014	(BGBl.	I	S.	1266)	hat	Abs.	20	eingefügt.	
	 01.01.2015.—Artikel	9	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2014	(BGBl.	I	S.	2417)	hat	Abs.	21	eingefügt.	
	 01.01.2016.—Artikel	12	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	2.	November	2015	(BGBl.	I	S.	1833)	hat	Abs.	22	eingefügt.	
	 01.01.2019.—Artikel	9	Nr.	 9	des	Gesetzes	 vom	11.	Dezember	2018	 (BGBl.	 I	 S.	 2338)	hat	Abs.	 23	bis	25	

eingefügt.	
	 18.12.2019.—Artikel	11	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2451)	hat	Abs.	26	einge-

fügt.	
	 01.01.2020.—Artikel	12	Nr.	20	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2451)	hat	Abs.	27	bis	30	

eingefügt.	
	 30.06.2020.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	19.	Juni	2020	(BGBl.	I	S.	1385)	hat	Abs.	22a	eingefügt.	
	 01.07.2020.—Artikel	3	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	2020	(BGBl.	I	S.	1512)	hat	Abs.	31	eingefügt.	
	 01.01.2024.—Artikel	20	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2652)	hat	Abs.	31	eingefügt.	

Abs.	31	wird	lauten:	
	 	 „(31)	Für	Personen,	die	Leistungen	nach	dem	Soldatenversorgungsgesetz	in	der	Fassung	der	Bekannt-

machung	vom	16.	September	2009	(BGBl.	I	S.	3054),	das	zuletzt	durch	Artikel	19	des	Gesetzes	vom	4.	Au-
gust	2019	(BGBl.	I	S.	1147)	geändert	worden	ist,	in	Verbindung	mit	dem	Bundesversorgungsgesetz	in	der	
Fassung	der	Bekanntmachung	vom	22.	Januar	1982	(BGBl.	I	S.	21),	das	zuletzt	durch	Artikel	1	der	Verord-
nung	 vom	13.	 Juni	 2019	 (BGBl.	 I	 S.	 793)	 geändert	worden	 ist,	 erhalten,	 gelten	 die	 Vorschriften	 des	 §	 4	
Nummer	15	Buchstabe	b	Satz	1	und	Nummer	16	Buchstabe	l	in	der	am	31.	Dezember	2023	geltenden	Fas-
sung	weiter.“	
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nummer	nach	den	Sätzen	1	bis	3	ist	schriftlich	zu	stellen.	In	dem	Antrag	sind	Name,	Anschrift	und	
Steuernummer,	unter	der	der	Antragsteller	umsatzsteuerlich	geführt	wird,	anzugeben.	
(2)	Die	Landesfinanzbehörden	übermitteln	dem	Bundeszentralamt	für	Steuern	die	für	die	Ertei-

lung	der	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	nach	Absatz	1	erforderlichen	Angaben	über	die	bei	
ihnen	umsatzsteuerlich	geführten	natürlichen	und	juristischen	Personen	und	Personenvereinigun-
gen.	 Diese	 Angaben	 dürfen	 nur	 für	 die	 Erteilung	 einer	 Umsatzsteuer-Identifikationsnummer,	 für	
Zwecke	der	Verordnung	(EU)	Nr.	904/2010	des	Rates	vom	7.	Oktober	2010	über	die	Zusammenar-
beit	 der	 Verwaltungsbehörden	 und	 die	 Betrugsbekämpfung	 auf	 dem	 Gebiet	 der	 Mehrwertsteuer	
(ABl.	 L	 268	 vom	12.10.2010,	 S.	 1),	 für	 die	 Umsatzsteuerkontrolle,	 für	 Zwecke	 der	 Amtshilfe	 zwi-
schen	den	zuständigen	Behörden	anderer	Staaten	in	Umsatzsteuersachen	sowie	für	Übermittlungen	
an	das	Statistische	Bundesamt	nach	§	2a	des	Statistikregistergesetzes	verarbeitet	werden.	Das	Bun-
deszentralamt	 für	 Steuern	 übermittelt	 den	 Landesfinanzbehörden	 die	 erteilten	 Umsatzsteuer-
Identifikationsnummern	und	die	Daten,	die	sie	für	die	Umsatzsteuerkontrolle	benötigen.80	

	
80	QUELLE	
	 02.09.1992.—Artikel	1	Nr.	34	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 21.10.1995.—Artikel	20	Nr.	19	des	Gesetzes	vom	11.	Oktober	1995	(BGBl.	I	S.	1250)	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	

Abs.	2	lautete:	
	 	 „(2)	 Die	 Landesfinanzbehörden	 übermitteln	 dem	 Bundesamt	 für	 Finanzen	 die	 für	 die	 Erteilung	 der	

Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	nach	Absatz	1	 erforderlichen	Angaben	über	die	bei	 ihnen	umsatz-
steuerlich	 geführten	 natürlichen	 und	 juristischen	 Personen	 und	 Personenvereinigungen.	 Diese	 Angaben	
dürfen	nur	für	die	Erteilung	einer	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer	und	für	Zwecke	der	Verordnung	
(EWG)	Nr.	218/92	des	Rates	vom	27.	Januar	1992	über	die	Zusammenarbeit	der	Verwaltungsbehörden	auf	
dem	Gebiet	der	indirekten	Besteuerung	(MWSt.)	(ABl.	EG	1992	Nr.	L	24	S.	1)	verarbeitet	oder	genutzt	wer-
den.	 Das	 Bundesamt	 für	 Finanzen	 übermittelt	 den	 Landesfinanzbehörden	 die	 erteilten	 Umsatzsteuer-
Identifikationsnummern.“	

	 01.08.2002.—Artikel	3	Abs.	2	des	Gesetzes	vom	26.	Juli	2002	(BGBl.	I	S.	2867)	hat	in	Abs.	2	Satz	2	„Umsatz-
steuerkontrolle	sowie“	durch	„Umsatzsteuerkontrolle,“	ersetzt	und	„sowie	für	Übermittlungen	an	das	Sta-
tistische	Bundesamt	nach	§	2a	des	Statistikregistergesetzes“	nach	„Umsatzsteuersachen“	eingefügt.	

	 08.12.2004.—Artikel	4	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	2.	Dezember	2004	 (BGBl.	 I	 S.	 3112)	hat	 in	Abs.	2	 Satz	2	
„Verordnung	 (EWG)	Nr.	 218/92	 des	 Rates	 vom	27.	 Januar	 1992	 über	 die	 Zusammenarbeit	 der	 Verwal-
tungsbehörden	auf	dem	Gebiet	der	 indirekten	Besteuerung	(MWSt.)	 (ABl.	EG	1992	Nr.	L	24	S.	1)“	durch	
„Verordnung	(EG)	Nr.	1798/2003	des	Rates	vom	7.	Oktober	2003	über	die	Zusammenarbeit	der	Verwal-
tungsbehörden	auf	dem	Gebiet	der	Mehrwertsteuer	und	zur	Aufhebung	der	Verordnung	(EWG)	Nr.	218/92	
(ABl.	EU	Nr.	L	264	S.	1)“	ersetzt.	

	 01.01.2006.—Artikel	4	Abs.	31	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	22.	September	2005	(BGBl.	I	S.	2809)	hat	in	Abs.	1	
Satz	1	und	2	und	Abs.	2	Satz	1	und	3	jeweils	„Bundesamt	für	Finanzen“	durch	„Bundeszentralamt	für	Steu-
ern“	ersetzt.	

	 01.01.2010.—Artikel	6	Nr.	15	lit.	a	des	Gesetzes	vom	8.	April	2010	(BGBl.	I	S.	386)	hat	die	Sätze	2	und	3	in	
Abs.	1	durch	Satz	2	ersetzt.	Die	Sätze	2	und	3	lauteten:	„Abweichend	von	Satz	1	erteilt	das	Bundeszentral-
amt	für	Steuern	Unternehmern,	die	§	19	Abs.	1	oder	ausschließlich	§	24	Abs.	1	bis	3	anwenden	oder	die	
nur	Umsätze	 ausführen,	 die	 zum	Ausschluß	vom	Vorsteuerabzug	 führen,	 auf	Antrag	 eine	Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer,	wenn	sie	diese	für	innergemeinschaftliche	Lieferungen	oder	innergemeinschaftli-
che	Erwerbe	benötigen.	Satz	2	gilt	 für	 juristische	Personen,	die	nicht	Unternehmer	sind	oder	die	Gegen-
stände	nicht	für	ihr	Unternehmen	erwerben,	entsprechend.“	

	 Artikel	6	Nr.	15	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	1	Satz	4	„bis	4“	durch	„bis	3“	ersetzt.	
	 30.06.2013.—Artikel	10	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1809)	hat	in	Abs.	2	Satz	2	„(EG)	

Nr.	1798/2003	des	Rates	vom	7.	Oktober	2003	über	die	Zusammenarbeit	der	Verwaltungsbehörden	auf	
dem	Gebiet	der	Mehrwertsteuer	und	zur	Aufhebung	der	Verordnung	(EWG)	Nr.	218/92	(ABl.	EU	Nr.	L	264	
S.	1)“	durch	 „(EU)	Nr.	904/2010	des	Rates	vom	7.	Oktober	2010	über	die	Zusammenarbeit	der	Verwal-
tungsbehörden	und	die	Betrugsbekämpfung	auf	dem	Gebiet	der	Mehrwertsteuer	(ABl.	L	268	vom	12.10.	
2010,	S.	1)“	ersetzt.	
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§	27b	Umsatzsteuer-Nachschau	
(1)	Zur	Sicherstellung	einer	gleichmäßigen	Festsetzung	und	Erhebung	der	Umsatzsteuer	können	

die	 damit	 betrauten	 Amtsträger	 der	 Finanzbehörde	 ohne	 vorherige	 Ankündigung	 und	 außerhalb	
einer	Außenprüfung	Grundstücke	und	Räume	von	Personen,	die	eine	gewerbliche	oder	berufliche	
Tätigkeit	selbständig	ausüben,	während	der	Geschäfts-	und	Arbeitszeiten	betreten,	um	Sachverhalte	
festzustellen,	die	für	die	Besteuerung	erheblich	sein	können	(Umsatzsteuer-Nachschau).	Wohnräu-
me	dürfen	gegen	den	Willen	des	Inhabers	nur	zur	Verhütung	dringender	Gefahren	für	die	öffentli-
che	Sicherheit	und	Ordnung	betreten	werden.	
(2)	Soweit	dies	zur	Feststellung	einer	steuerlichen	Erheblichkeit	zweckdienlich	ist,	haben	die	von	

der	Umsatzsteuer-Nachschau	betroffenen	Personen	den	damit	 betrauten	Amtsträgern	 auf	Verlan-
gen	Aufzeichnungen,	Bücher,	Geschäftspapiere	und	 andere	Urkunden	über	die	 der	Umsatzsteuer-
Nachschau	unterliegenden	Sachverhalte	vorzulegen	und	Auskünfte	zu	erteilen.	Wurden	die	in	Satz	1	
genannten	Unterlagen	mit	Hilfe	eines	Datenverarbeitungssystems	erstellt,	können	die	mit	der	Um-
satzsteuer-Nachschau	 betrauten	 Amtsträger	 auf	 Verlangen	 die	 gespeicherten	 Daten	 über	 die	 der	
Umsatzsteuer-Nachschau	unterliegenden	Sachverhalte	einsehen	und	soweit	erforderlich	hierfür	das	
Datenverarbeitungssystem	nutzen.	Dies	gilt	auch	für	elektronische	Rechnungen	nach	§	14	Absatz	1	
Satz	8.	
(3)	Wenn	die	bei	der	Umsatzsteuer-Nachschau	getroffenen	Feststellungen	hierzu	Anlass	geben,	

kann	ohne	vorherige	Prüfungsanordnung	(§	196	der	Abgabenordnung)	zu	einer	Außenprüfung	nach	
§	 193	 der	 Abgabenordnung	 übergegangen	 werden.	 Auf	 den	 Übergang	 zur	 Außenprüfung	 wird	
schriftlich	hingewiesen.	
(4)	Werden	anlässlich	der	Umsatzsteuer-Nachschau	Verhältnisse	festgestellt,	die	für	die	Festset-

zung	und	Erhebung	anderer	Steuern	als	der	Umsatzsteuer	erheblich	sein	können,	so	ist	die	Auswer-
tung	der	Feststellungen	insoweit	zulässig,	als	ihre	Kenntnis	für	die	Besteuerung	der	in	Absatz	1	ge-
nannten	Personen	oder	anderer	Personen	von	Bedeutung	sein	kann.81	
	
§	28	Zeitlich	begrenzte	Fassungen	einzelner	Gesetzesvorschriften	
(1)	§	12	Absatz	1	ist	vom	1.	Juli	2020	bis	31.	Dezember	2020	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	dass	

die	Steuer	für	jeden	steuerpflichtigen	Umsatz	16	Prozent	der	Bemessungsgrundlage	(§§	10,	11,	25	
Absatz	3	und	§	25a	Absatz	3	und	4)	beträgt.	
(2)	§	12	Absatz	2	ist	vom	1.	Juli	2020	bis	31.	Dezember	2020	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	dass	

sich	die	Steuer	für	die	in	den	Nummern	1	bis	15	genannten	Umsätze	auf	5	Prozent	ermäßigt.	
(3)	§	24	Absatz	1	Satz	1	Nummer	2	ist	vom	1.	Juli	2020	bis	31.	Dezember	2020	mit	der	Maßgabe	

anzuwenden,	dass	die	Steuer	für	die	Lieferungen	der	in	der	Anlage	2	nicht	aufgeführten	Sägewerks-
erzeugnisse	und	Getränke	sowie	von	alkoholischen	Flüssigkeiten,	ausgenommen	die	Lieferungen	in	
das	Ausland	und	die	im	Ausland	bewirkten	Umsätze,	und	für	sonstige	Leistungen,	soweit	in	der	An-
lage	2	nicht	aufgeführte	Getränke	abgegeben	werden,	16	Prozent	beträgt.	
(4)	§	12	Abs.	2	Nr.	10	gilt	bis	zum	31.	Dezember	2011	in	folgender	Fassung:	
„10.		a)		die	Beförderungen	von	Personen	mit	Schiffen,	

b)		die	Beförderungen	von	Personen	im	Schienenbahnverkehr,	im	Verkehr	mit	Oberleitungs-
omnibussen,	im	genehmigten	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen,	im	Verkehr	mit	Taxen,	

	
	 26.11.2019.—Artikel	75	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	20.	November	2019	(BGBl.	I	S.	1626)	hat	in	Abs.	2	Satz	2	

„oder	genutzt“	nach	„verarbeitet“	gestrichen.	
81	QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3922)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.07.2011.—Artikel	5	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	1.	November	2011	(BGBl.	I	S.	2131)	hat	Abs.	2	Satz	2	und	3	

eingefügt.	
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mit	Drahtseilbahnen	und	sonstigen	mechanischen	Aufstiegshilfen	aller	Art	und	die	Beför-
derungen	im	Fährverkehr	
aa)		 innerhalb	einer	Gemeinde	oder	
bb)		wenn	die	Beförderungsstrecke	nicht	mehr	als	fünfzig	Kilometer	beträgt;“82	

	
82	ÄNDERUNGEN	
	 17.12.1981.—§	1	der	Verordnung	vom	11.	Dezember	1981	(BGBl.	 I	S.	1383)	hat	 in	„1982“	durch	„1984“	

ersetzt.	
	 01.01.1984.—Artikel	9	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	1983	(BGBl.	I	S.	1583)	hat	die	Überschrift	neu	

gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Zukünftige	Fassungen	des	§	4	Nr.	7,	des	§	15	Abs.	3	und	des	§	24	Abs.	1“.	
	 Artikel	9	Nr.	2	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	eingefügt.	
	 01.07.1984.—Artikel	1	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	1984	(BGBl.	I	S.	796)	hat	Abs.	5	und	6	eingefügt.	
	 01.01.1986.—Artikel	14	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	1985	(BGBl.	I	S.	2436)	hat	Abs.	1	und	2	auf-

gehoben.	Abs.	1	und	2	lauteten:	
	 	 „(1)	Ab	1.	Januar	1984	gilt	folgendes:	

1.		 Die	Vorschrift	des	§	4	Nr.	7	gilt	in	folgender	Fassung:	
‚7.		die	auf	Gesetz	beruhenden	Leistungen	der	Beförderungsunternehmer	für	die	Deutsche	Bundes-

post;‘.	
2.		 In	§	15	Abs.	3	entfällt	die	Nummer	3.	

	 	 (2)	Die	Bundesregierung	kann	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	durch	Rechtsverordnung	den	 in	Ab-
satz	1	bezeichneten	Zeitpunkt	 längstens	bis	 zum	1.	 Januar	1984	hinausschieben,	wenn	ohne	diese	Maß-
nahme	außenpolitische	Nachteile	im	Zusammenhang	mit	der	Mannheimer	Akte	oder	anderen	völkerrecht-
lichen	Verpflichtungen	zu	befürchten	sind.“	

	 01.01.1989.—Artikel	8	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	1988	(BGBl.	I	S.	2262)	hat	in	Abs.	4	„1988“	durch	
„1992“	ersetzt.	

	 01.07.1990.—Artikel	1	Nr.	4	lit.	a	des	Gesetzes	vom	30.	März	1990	(BGBl.	I	S.	597)	hat	die	Überschrift	neu	
gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Zukünftige	Fassungen	einzelner	Gesetzesvorschriften“.	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1	und	2	eingefügt.	
	 22.12.1990.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	13.	Dezember	1990	(BGBl.	 I	 S.	2775)	hat	 in	Abs.	4	 (§	12	

Abs.	2	 Nr.	 10	 Buchstabe	 b	 Doppelbuchstabe	 bb	 des	 Umsatzsteuergesetzes“	 das	 Semikolon	 durch	 einen	
Punkt	ersetzt.	

	 01.01.1991.—Artikel	1	des	Gesetzes	vom	23.	September	1990	(BGBl.	II	S.	885)	in	Verbindung	mit	Anlage	I	
Kapitel	IV	Sachgebiet	B	Abschnitt	II	Nr.	24	lit.	a	des	Vertrages	vom	31.	August	1990	(BGBl.	II	S.	889)	hat	in	
Abs.	5	(§	24	Abs.	1	Satz	1	Nr.	3	und	4	des	Umsatzsteuergesetzes)	jeweils	„Außengebiet“	durch	„Ausland“	
ersetzt.	

	 29.02.1992.—Artikel	12	Nr.	6	lit.	a	des	Gesetzes	vom	25.	Februar	1992	(BGBl.	I	S.	297)	hat	Abs.	3	neu	ge-
fasst.	Abs.	3	lautete:	

	 	 „(3)	Die	Vorschrift	des	§	24	Abs.	1	gilt	ab	1.	Januar	1981	in	folgender	Fassung:	
	 	 ‚(1)	Für	die	im	Rahmen	eines	land-	und	forstwirtschaftlichen	Betriebes	ausgeführten	Umsätze	wird	die	

Steuer	wie	folgt	festgesetzt:	
1.		 für	die	Lieferungen	und	den	Eigenverbrauch	von	forstwirtschaftlichen	Erzeugnissen,	ausgenommen	

Sägewerkserzeugnisse,	auf	fünf	vom	Hundert,	
2.		 für	 die	 Lieferungen	 und	 den	 Eigenverbrauch	 der	 in	 der	 Anlage	 nicht	 aufgeführten	 Sägewerkser-

zeugnisse	und	Getränke	sowie	von	alkoholischen	Flüssigkeiten,	ausgenommen	die	Ausfuhrlieferun-
gen	und	die	im	Außengebiet	bewirkten	Umsätze,	auf	dreizehn	vom	Hundert,	

3.		 für	die	übrigen	Umsätze	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	bis	3	auf	sieben	vom	Hundert	
	 der	Bemessungsgrundlage.	Die	Befreiungen	nach	§	4	mit	Ausnahme	der	Nummern	1	bis	6	bleiben	unbe-

rührt;	§	9	findet	keine	Anwendung.	Die	Vorsteuerbeträge	werden,	soweit	sie	den	in	Satz	1	Nr.	1	bezeichne-
ten	Umsätzen	zuzurechnen	sind,	auf	fünf	vom	Hundert,	in	den	übrigen	Fällen	des	Satzes	1	auf	sieben	vom	
Hundert	 der	 Bemessungsgrundlage	 für	 diese	 Umsätze	 festgesetzt.	 Ein	weiterer	 Vorsteuerabzug	 entfällt.	
§	14	ist	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	daß	der	für	den	Umsatz	maßgebliche	Durchschnittsatz	in	der	Rech-
nung	zusätzlich	anzugeben	ist.	Abweichend	von	§	15	Abs.	1	steht	dem	Leistungsempfänger	der	Abzug	des	
ihm	gesondert	in	Rechnung	gestellten	Steuerbetrages	nur	bis	zur	Höhe	der	für	den	maßgeblichen	Umsatz	
geltenden	Steuer	zu.‘“	

	 01.01.1993.—Artikel	12	Nr.	6	 lit.	b	des	Gesetzes	vom	25.	Februar	1992	(BGBl.	 I	S.	297)	hat	Abs.	4	bis	6	
aufgehoben.	Abs.	4	bis	6	lauteten:	
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	 	 „(4)	Die	Vorschrift	des	§	12	Abs.	2	Nr.	10	gilt	vom	1.	Januar	1984	bis	zum	31.	Dezember	1992	in	folgen-

der	Fassung:	
10.		 a)		die	Beförderungen	von	Personen	mit	Schiffen,	

b)		die	 Beförderungen	 von	 Personen	 im	 Schienenbahnverkehr	 mit	 Ausnahme	 der	 Bergbahnen,	 im	
Verkehr	 mit	 Oberleitungsomnibussen,	 im	 genehmigten	 Linienverkehr	 mit	 Kraftfahrzeugen,	 im	
Kraftdroschkenverkehr	und	die	Beförderungen	im	Fährverkehr	
aa)		 innerhalb	einer	Gemeinde	oder	
bb)		 wenn	die	Beförderungsstrecke	nicht	mehr	als	fünfzig	Kilometer	beträgt.	

	 	 „(5)	Die	Vorschrift	des	§	24	Abs.	1	gilt	vom	1.	Juli	1984	bis	zum	31.	Dezember	1991	in	folgender	Fas-
sung:	

	 	 ‚(1)	Für	die	im	Rahmen	eines	land-	und	forstwirtschaftlichen	Betriebes	ausgeführten	Umsätze	wird	die	
Steuer	wie	folgt	festgesetzt:	

1.		 für	die	Lieferungen	und	den	Eigenverbrauch	von	forstwirtschaftlichen	Erzeugnissen,	ausgenommen	
Sägewerkserzeugnisse,	auf	fünf	vom	Hundert,	

2.		 für	die	Lieferungen	und	den	Eigenverbrauch	der	in	der	Anlage	aufgeführten	Sägewerkserzeugnisse,	
für	die	sonstigen	Leistungen	einschließlich	des	entsprechenden	Eigenverbrauchs	sowie	für	die	Lie-
ferungen	und	den	Eigenverbrauch	von	Gegenständen,	wenn	diese	Umsätze	Hilfsumsätze	 sind,	 auf	
acht	vom	Hundert,	

3.		 für	 die	 Lieferungen	 und	 den	 Eigenverbrauch	 der	 in	 der	 Anlage	 nicht	 aufgeführten	 Sägewerkser-
zeugnisse	und	Getränke	sowie	von	alkoholischen	Flüssigkeiten,	ausgenommen	die	Ausfuhrlieferun-
gen	und	die	im	Ausland	bewirkten	Umsätze,	auf	vierzehn	vom	Hundert,	

4.		 für	die	Ausfuhrlieferungen	und	die	im	Ausland	bewirkten	Lieferungen	
a)		der	in	der	Anlage	nicht	aufgeführten	Sägewerkserzeugnisse	auf	acht	vom	Hundert,	
b)		von	Getränken	und	alkoholischen	Flüssigkeiten	

in	der	Zeit	vom	1.	Juli	1984	bis	31.	Dezember	1988	auf	dreizehn	vom	Hundert,	
in	der	Zeit	vom	1.	Januar	1989	bis	31.	Dezember	1991	auf	elf	vom	Hundert,	

5.		 für	die	übrigen	Umsätze	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	bis	3	
in	der	Zeit	vom	1.	Juli	1984	bis	31.	Dezember	1988	auf	dreizehn	vom	Hundert,	
in	der	Zeit	vom	1.	Januar	1989	bis	31.	Dezember	1991	auf	elf	vom	Hundert	

	 der	Bemessungsgrundlage.	Die	Befreiungen	nach	§	4	mit	Ausnahme	der	Nummern	1	bis	6	bleiben	unbe-
rührt;	§	9	findet	keine	Anwendung.	Die	Vorsteuerbeträge	werden,	soweit	sie	den	in	Satz	1	Nr.	1	bezeichne-
ten	Umsätzen	zuzurechnen	sind,	auf	 fünf	vom	Hundert,	 in	den	übrigen	Fällen	des	Satzes	1	auf	acht	vom	
Hundert	 der	 Bemessungsgrundlage	 für	 diese	 Umsätze	 festgesetzt.	 Ein	weiterer	 Vorsteuerabzug	 entfällt.	
§	14	ist	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	daß	der	für	den	Umsatz	maßgebliche	Durchschnittsatz	in	der	Rech-
nung	zusätzlich	anzugeben	ist.	Abweichend	von	§	15	Abs.	1	steht	dem	Leistungsempfänger	der	Abzug	des	
ihm	gesondert	in	Rechnung	gestellten	Steuerbetrages	nur	bis	zur	Höhe	der	für	den	maßgeblichen	Umsatz	
geltenden	Steuer	zu.‘	

	 	 (6)	Für	die	Zeit	vom	1.	Juli	1984	bis	31.	Dezember	1991	gilt	folgender	§	24a:	
	 ‚§	24a	Kürzungsansprüche	für	land-	und	forstwirtschaftliche	Umsätze	
	 	 (1)	Der	Unternehmer,	der	§	19	Abs.	1	nicht	anwendet,	 ist	berechtigt,	die	für	die	Lieferungen	und	den	

Eigenverbrauch	
1.		 der	in	der	Anlage	nicht	aufgeführten	Getränke,	
2.		 von	alkoholischen	Flüssigkeiten	und	
3.		 von	Gegenständen,	 für	die	nach	§	24	Abs.	1	 in	der	 für	die	Zeit	vom	1.	 Juli	1984	bis	31.	Dezember	

1991	geltenden	Fassung	ein	Durchschnittsatz	
in	der	Zeit	vom	1.	Juli	1984	bis	31.	Dezember	1988	von	dreizehn	vom	Hundert,	
in	der	Zeit	vom	1.	Januar	1989	bis	31.	Dezember	1991	von	elf	vom	Hundert	
gilt,	

	 geschuldete	Steuer	zu	kürzen.	Der	Kürzungssatz	beträgt	
	 in	der	Zeit	vom	1.	Juli	1984	bis	31.	Dezember	1988	fünf	vom	Hundert,	
	 in	der	Zeit	vom	1.	Januar	1989	bis	31.	Dezember	1991	drei	vom	Hundert	
	 der	Bemessungsgrundlage	(§	10).	
	 	 (2)	 Die	 in	 Absatz	 1	 bezeichneten	Umsätze	müssen	 im	Rahmen	 eines	 land-	 und	 forstwirtschaftlichen	

Betriebes	im	Sinne	des	§	24	Abs.	2	ausgeführt	worden	sein.	Abweichend	hiervon	gilt	als	 land-	und	forst-
wirtschaftlicher	Betrieb	auch	ein	Gewerbebetrieb	kraft	Rechtsform,	wenn	im	übrigen	die	Merkmale	eines	
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land-	und	 forstwirtschaftlichen	Betriebes	vorliegen.	Für	Umsätze	aus	Tierzucht-	und	Tierhaltungsbetrie-
ben,	deren	Tierbestände	nach	den	§§	51	und	51a	des	Bewertungsgesetzes	zur	 landwirtschaftlichen	Nut-
zung	 gehören,	 wird	 die	 Kürzung	 jedoch	 nur	 gewährt,	 wenn	 im	 vorangegangenen	Wirtschaftsjahr	 nicht	
mehr	als	insgesamt	300	Vieheinheiten	erzeugt	oder	gehalten	wurden.	Übersteigt	die	Anzahl	der	Viehein-
heiten	 diese	Grenze,	 so	 ist	 §	 51	Abs.	 2	 des	Bewertungsgesetzes	 entsprechend	 anzuwenden.	Die	 Sätze	 3	
und	4	sind	erstmals	anzuwenden	auf	Umsätze,	die	nach	dem	30.	Juni	1985	ausgeführt	werden.	

	 	 (3)	Die	Kürzungsbeträge	nach	Absatz	1	sind	mit	der	für	einen	Voranmeldungszeitraum	oder	Besteue-
rungszeitraum	geschuldeten	Steuer	zu	verrechnen.	

	 	 (4)	Hat	sich	die	Bemessungsgrundlage	geändert,	so	 ist	der	Kürzungsbetrag	entsprechend	§	17	zu	be-
richtigen.	

	 	 (5)	Der	Unternehmer	ist	verpflichtet,	zur	Feststellung	der	Kürzungsbeträge	und	der	Grundlagen	ihrer	
Berechnung	die	 in	Absatz	1	bezeichneten	Umsätze	gesondert	von	den	übrigen	Umsätzen	aufzuzeichnen.	
Die	Aufzeichnungspflichten	nach	§	22	bleiben	unberührt.	Wendet	der	Unternehmer	§	24	an,	so	gilt	Satz	1	
nur	für	die	in	Absatz	1	Nr.	1	und	2	bezeichneten	Umsätze.‘“	

	 Artikel	1	Nr.	35	des	Gesetzes	vom	25.	August	1992	(BGBl.	I	S.	1548)	hat	Abs.	4	eingefügt.	
	 Artikel	7	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	1992	(BGBl.	I	S.	2150)	hat	Abs.	2	aufgehoben.	Abs.	2	lautete:	
	 	 „(2)	§	2	Abs.	3	Nr.	2	Nr.	1	gilt	vom	1.	Januar	1993	bis	zum	31.	Dezember	1995	in	folgender	Fassung:	

‚1.		die	Tätigkeiten	der	Deutschen	Bundespost	TELEKOM,	die	auch	Dritte	ausüben	dürfen;‘.“	
	 01.01.1995.—Artikel	12	Abs.	44	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	14.	September	1994	(BGBl.	I	S.	2325)	hat	Abs.	1	

aufgehoben.	Abs.	1	lautete:	
	 	 „(1)	§	2	Abs.	3	Satz	2	Nr.	1	gilt	vom	1.	Juli	1990	bis	zum	31.	Dezember	1992	in	folgender	Fassung:	

‚1.		die	Überlassung	und	 Instandhaltung	von	Endstelleneinrichtungen	durch	die	Deutsche	Bundespost	
TELEKOM;‘.“	

	 21.10.1995.—Artikel	20	Nr.	20	des	Gesetzes	vom	11.	Oktober	1995	(BGBl.	I	S.	1250)	hat	in	Abs.	4	„Die	Vor-
schrift	 des	 §	 12	 Abs.	 2	Nr.	 10	 gilt	 bis	 zum	 31.	 Dezember	 1995“	 durch	 „§	 12	 Abs.	 2	Nr.	 10	 gilt	 bis	 zum	
31.	Dezember	1998“	ersetzt.	

	 27.06.1998.—Artikel	4	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	23.	Juni	1998	(BGBl.	I	S.	1496)	hat	in	Abs.	4	„1998“	durch	
„2001“	ersetzt.	

	 01.01.2000.—Artikel	9	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	1999	(BGBl.	I	S.	2601)	hat	Abs.	3	aufgeho-
ben.	Abs.	3	lautete:	

	 	 „(3)	§	24	Abs.	1	gilt	vom	1.	Januar	bis	zum	31.	Dezember	1992	in	folgender	Fassung:	
	 	 ‚(1)	Für	die	im	Rahmen	eines	land-	und	forstwirtschaftlichen	Betriebes	ausgeführten	Umsätze	wird	die	

Steuer	vorbehaltlich	der	Sätze	2	bis	4	wie	folgt	festgesetzt:	
1.		 für	die	Lieferungen	und	den	Eigenverbrauch	von	forstwirtschaftlichen	Erzeugnissen,	ausgenommen	

Sägewerkserzeugnisse,	auf	fünf	vom	Hundert,	
2.		 für	 die	 Lieferungen	 und	 den	 Eigenverbrauch	 der	 in	 der	 Anlage	 nicht	 aufgeführten	 Sägewerkser-

zeugnisse	und	Getränke	sowie	von	alkoholischen	Flüssigkeiten,	ausgenommen	die	Ausfuhrlieferun-
gen	und	die	im	Ausland	bewirkten	Umsätze,	auf	vierzehn	vom	Hundert,	

3.		 für	die	übrigen	Umsätze	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	Nr.	1	bis	3	auf	acht	vom	Hundert	
	 der	 Bemessungsgrundlage.	 Die	 Umsätze	 im	 Rahmen	 einer	 Betriebsveräußerung	 unterliegen	 nicht	 der	

Steuer.	Eine	Betriebsveräußerung	im	Sinne	des	Satzes	2	liegt	vor,	wenn	ein	land-	und	forstwirtschaftlicher	
Betrieb	oder	Teilbetrieb	übereignet	oder	in	eine	Gesellschaft	eingebracht	wird,	auch	wenn	einzelne	Wirt-
schaftsgüter	davon	ausgenommen	werden.	Die	Befreiungen	nach	§	4	mit	Ausnahme	der	Nummern	1	bis	6	
bleiben	unberührt;	 §	9	 findet	 keine	Anwendung.	Die	Vorsteuerbeträge	werden,	 soweit	 sie	den	 in	 Satz	1	
Nr.	1	bezeichneten	Umsätzen	zuzurechnen	sind,	auf	fünf	vom	Hundert,	in	den	übrigen	Fällen	des	Satzes	1	
auf	acht	vom	Hundert	der	Bemessungsgrundlage	für	diese	Umsätze	festgesetzt.	Ein	weiterer	Vorsteuerab-
zug	entfällt.	§	14	ist	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	daß	der	für	den	Umsatz	maßgebliche	Durchschnittsatz	
in	der	Rechnung	zusätzlich	anzugeben	ist.	Abweichend	von	§	15	Abs.	1	steht	dem	Leistungsempfänger	der	
Abzug	des	ihm	gesondert	 in	Rechnung	gestellten	Steuerbetrages	nur	bis	zur	Höhe	der	für	den	maßgebli-
chen	Umsatz	geltenden	Steuer	zu.‘“	

	 01.01.2002.—Artikel	18	Nr.	19	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3794)	hat	in	Abs.	4	„2001“	
durch	„2004“	ersetzt.	

	 16.12.2004.—Artikel	5	Nr.	21	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2004	(BGBl.	I	S.	3310)	hat	in	Abs.	4	„2004“	
durch	„2007“	ersetzt.	
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§	29	Umstellung	langfristiger	Verträge	
(1)	Beruht	die	Leistung	auf	einem	Vertrag,	der	nicht	später	als	vier	Kalendermonate	vor	dem	In-

krafttreten	dieses	Gesetzes	abgeschlossen	worden	ist,	so	kann,	falls	nach	diesem	Gesetz	ein	anderer	
Steuersatz	 anzuwenden	 ist,	 der	 Umsatz	 steuerpflichtig,	 steuerfrei	 oder	 nicht	 steuerbar	 wird,	 der	
eine	Vertragsteil	 von	 dem	 anderen	 einen	 angemessenen	Ausgleich	 der	 umsatzsteuerlichen	Mehr-	
oder	Minderbelastung	 verlangen.	 Satz	 1	 gilt	 nicht,	 soweit	 die	 Parteien	 etwas	 anderes	 vereinbart	
haben.	Ist	die	Höhe	der	Mehr-	oder	Minderbelastung	streitig,	so	ist	§	287	Abs.	1	der	Zivilprozeßord-
nung	entsprechend	anzuwenden.	
(2)	Absatz	1	gilt	sinngemäß	bei	einer	Änderung	dieses	Gesetzes.83	

	
§	3084	
	
Anlage	1	
(zu	§	4	Nr.	4a)	
[BGBl.	I	2006	S.	2896]85	
	
Anlage	2	
(zu	§	12	Absatz	2	Nummer	1,	2,	12,	13	und	14)	
[BGBl.	I	2006	S.	2897;	2007	S.	3170;	2012	S.	1030;	2014	S.	1289;	2019	S.	2468,	S.	2474]86	

	
	 19.12.2006.—Artikel	7	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	13.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	2878)	hat	in	Abs.	4	(§	12	

Abs.	2	Nr.	10	Buchstabe	b	des	Umsatzsteuergesetzes)	„Kraftdroschkenverkehr“	durch	„Verkehr	mit	Taxen“	
ersetzt.	

	 01.01.2008.—Artikel	8	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2007	(BGBl.	I	S.	3150)	hat	Abs.	4	neu	gefasst.	
Abs.	4	lautete:	

	 	 „(4)	§	12	Abs.	2	Nr.	10	gilt	bis	zum	31.	Dezember	2007	in	folgender	Fassung:	
‚10.		 a)		die	Beförderungen	von	Personen	mit	Schiffen,	

b)		die	Beförderungen	von	Personen	im	Schienenbahnverkehr	mit	Ausnahme	der	Bergbahnen,	im	
Verkehr	mit	Oberleitungsomnibussen,	im	genehmigten	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen,	im	
Verkehr	mit	Taxen	und	die	Beförderungen	im	Fährverkehr	
aa)		 innerhalb	einer	Gemeinde	oder	
bb)		 wenn	die	Beförderungsstrecke	nicht	mehr	als	fünfzig	Kilometer	beträgt.‘“	

	 01.01.2010.—Artikel	5	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2009	(BGBl.	 I	 S.	3950)	hat	 in	Abs.	4	 (§	12	
Abs.	2	Nr.	10	Buchstabe	b	Doppelbuchstabe	bb	des	Umsatzsteuergesetzes)	den	Punkt	durch	ein	Semikolon	
ersetzt.	

	 01.07.2020.—Artikel	3	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	2020	(BGBl.	I	S.	1512)	hat	Abs.	1	bis	3	eingefügt.	
83	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1982.—Artikel	36	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	1981	(BGBl.	I	S.	1523)	hat	Abs.	2	eingefügt.	
84	AUFHEBUNG	
	 29.02.1992.—Artikel	12	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	25.	Februar	1992	(BGBl.	I	S.	297)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	30	Berlin-Klausel	
	 	 Dieses	Gesetz	gilt	nach	Maßgabe	des	§	12	Abs.	1	des	Dritten	Überleitungsgesetzes	auch	im	Land	Berlin.	

Rechtsverordnungen,	die	auf	Grund	dieses	Gesetzes	erlassen	werden,	gelten	im	Land	Berlin	nach	§	14	des	
Dritten	Überleitungsgesetzes.“	

85	QUELLE	
	 01.01.2004.—Artikel	5	Nr.	35	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	2645)	hat	die	Anlage	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 19.12.2006.—Artikel	7	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	13.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	2878)	hat	die	Anlage	neu	

gefasst.	Die	bisherige	Fassung	ergibt	sich	aus	BGBl.	I	2003	S.	2662.	
86	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1983.—Artikel	5	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	182	(BGBl.	I	S.	1857)	hat	die	Anlage	geändert.	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Umsatzsteuergesetz	(UStG)	(Stand:	01.07.2020)	 160	

	
Anlage	3	
(zu	§	13b	Absatz	2	Nummer	7)	
[BGBl.	I	2010	S.	1787]87	
	
Anlage	4	
(zu	§	13b	Absatz	2	Nummer	11)	
[BGBl.	I	2014	S.	2429,	2015	S.	1843]88	
	
	

	
	 01.01.1985.—Artikel	17	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	1984	(BGBl.	I	S.	1493)	hat	die	Anlage	ge-

ändert.	
	 01.01.1988.—Artikel	1	Nr.	3	der	Verordnung	vom	7.	März	1988	(BGBl.	I	S.	204)	hat	die	Anlage	neu	gefasst.	

Die	bisherige	Fassung	ergibt	sich	aus:	BGBl.	I	1979	S.	1974,	1982	S.	1866,	1984	S.	1506.	
	 30.12.1993.—Artikel	20	Nr.	24	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2310)	hat	die	Anlage	ge-

ändert.	
	 01.01.1994.—Artikel	27	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	23.	Juni	1993	(BGBl.	I	S.	944)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1997.—Artikel	1	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	1996	(BGBl.	I	S.	1851)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2000.—Artikel	9	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	1999	(BGBl.	I	S.	2601)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2002.—Artikel	18	Nr.	20	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3794)	hat	die	Anlage	ge-

ändert.	
	 UMNUMMERIERUNG	
	 20.12.2003.—Artikel	5	Nr.	 36	des	Gesetzes	 vom	15.	Dezember	2003	 (BGBl.	 I	 S.	 2645)	hat	die	Anlage	 in	

Anlage	2	umnummeriert.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 20.12.2003.—Artikel	5	Nr.	36	lit.	b	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	2645)	hat	die	

Anlage	geändert.	
	 01.01.2004.—Artikel	5	Nr.	36	 lit.	 a,	 b	 litt.	 bb,	 lit.	 c	und	d	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	 (BGBl.	 I	

S.	2645)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 19.12.2006.—Artikel	7	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	13.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	2878)	hat	die	Anlage	neu	

gefasst.	Die	bisherige	Fassung	ergibt	sich	aus	BGBl.	I	1988	S.	204,	1993	S.	973,	S.	2341,	1996	S.	1854,	1999	
S.	2616,	2001	S.	3813,	2003	S.	2664.	

	 29.12.2007.—Artikel	8	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2007	(BGBl.	I	S.	3150)	hat	die	Anlage	geän-
dert.	

	 01.07.2012.—Artikel	2	des	Gesetzes	vom	8.	Mai	2012	(BGBl.	I	S.	1030)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2015.—Artikel	9	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	2014	(BGBl.	I	S.	1266)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 18.12.2019.—Artikel	11	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2451)	hat	die	Anlage	ge-

ändert.	
	 01.01.2020.—Artikel	12	Nr.	21	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2451)	hat	die	Anlage	ge-

ändert.	
87	QUELLE	
	 01.01.2011.—Artikel	4	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	8.	Dezember	2010	(BGBl.	I	S.	1768)	hat	die	Anlage	einge-

fügt.	
88	QUELLE	
	 01.10.2014.—Artikel	8	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	2014	(BGBl.	I	S.	1266)	hat	die	Anlage	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2015.—Artikel	11	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2014	(BGBl.	I	S.	2417)	hat	die	Anlage	neu	

gefasst.	Die	bisherige	Fassung	ergibt	sich	aus:	BGBl.	I	2014	S.	1300.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 06.11.2015.—Artikel	11	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	2.	November	2015	(BGBl.	I	S.	1833)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	


